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Sr. Königlichen Majeſtaͤt von Preußen 


Allergnaͤdigſter 
Landtages A ۱ ۸ 


die zum dritten Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen 
Preußiſchen Provinzial-Staͤnde 
vom 


gten Januar 1830. 


Vorangeſchickt wird 
vie kurzgekasste geschichtliche Darstellung 
des dritten 
am 18ten Januar 1829 
eröffneten 
Landtages der Provinzial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen 
mit 


den weſentlichen Reſultaten der Landtags-Verhandlungen. 
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14۱01180118816 geschichtliche Darstellung des dritten Lands 
tages der Probinzial- Stände des Königreichs Preussen 
mit den wesentlichen Resultaten der Landtags- 
Verhandlungen. 
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Des Könige Majeſtät hatten den Provinzen des Koͤnigreichs Preußen den dritten Provin⸗ 
zial⸗Landtag gnaͤdigſt zu bewilligen geruhet und dem Geſetze vom 1ſten Juli 1823 zu Folge 
befohlen, daß dieſer Landtag in Koͤnigsberg abgehalten werden ſolle. 

Der Ober⸗Praͤſident des Koͤnigreichs Preußen, der wirkliche Koͤnigl. Geheime Rath 
Herr von Schoͤn Excellenz, war fuͤr dieſen Landtag zum Koͤnigl. Commiſſarius ernannt, 
und dem Ober⸗Marſchall des Koͤnigreichs Preußen Herrn Grafen von Doͤnhoff auf Fried⸗ 
richſtein Excellenz war von des Koͤnigs Majeſtaͤt die Leitung dieſes dritten Provinzial⸗ 
Landtages als Landtags⸗Marſchall wiederum anvertraut, und demſelben der Herr Land— 
ſchafts⸗Direktor von Brandt auf Pelen abermals als Landtags ء‎ Marfchall- Stellvertreter 
zur Seite geſtellt worden. 

Die Eröffnung dieſes Landtages war auf den 18ten Januar 1829 beſtimmt, und da⸗ 
durch nicht nur die Feier dieſes dem Lande heiligen Tages geſteigert, ſondern auch dem 
Landtage eine Bedeutſamkeit gegeben, die als ein neuer Beweis der Huld und Gnade ihres hoch— 
verehrten Monarchen von den Provinzen des Koͤnigreichs mit warmen Dank anerkannt wurde. 


Die Landtags⸗Abgeordneten, in der geſetzlichen Art zuſammenberufen, hatten ſich vor 
Eröffnung des Landtages in Koͤnigsberg eingefunden. Sie verſammelten ſich am 18ten 
Januar, nach angehoͤrtem Gottesdienſt in der Koͤnigl. Schloßkirche und der roͤmiſchkatho⸗ 
liſchen Pfarrkirche, in dem zu ihren Berathungen beſtimmten, in dem Oſtpreuß. Landſchafts⸗ 
hauſe zu dieſem Zweck eingerichteten Saal, und auf Anordnung des Landtags-Marſchalls 
wurde der Koͤnigl. Commiſſarius durch eine Deputation von Abgeordneten aus allen ۶ 
den zur Eroͤffnung des Landtages eingeholt. 

um 12 Uhr Mittags eroͤffnete der Koͤnigl. Commiſſarius den aten kandtag der Pro⸗ 
vinzial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen mittelſt einer feierlichen Rede, indem er im Namen 
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Seiner Majeſtaͤt des Königs den Landtags- Marfchal und deſſen Stellvertreter in ihre 
Wuͤrden einfuͤhrte, und denen Abgeordneten freie Rede und Stimme in den Grenzen des 
Geſetzes und des Gewiſſens geſtattete. Demnaͤchſt überreichte der Koͤnigl. Commiſſarius 
dem Landtags- Marſchall das Allerhoͤchſte Eroͤffnungs-Dekret, gegeben Berlin den 20ſten 
Dezember 1828 und bemerkte zugleich, daß in dieſem Allerhoͤchſten Dekret die Dauer des 
Landtages auf hoͤchſtens 4 Wochen beſtimmt ſey. 

Die von dem Koͤnigl. Commiſſarius gehaltene Rede wurde von dem Landtags-Mar⸗ 
ſchall beantwortet, worauf der Koͤnigl. Commiſſarius den Sitzungsſaal verließ, begleitet von 
der Deputation der Landtags-Abgeordneten, die ihn eingeholt hatten. 

Den erſten Moment des eroͤffneten Landtages benutzte der aͤlteſte Abgeordnete, der 
Herr Staatsminiſter Graf zu Dohna-Schlobitten Excellenz, zu dem Antrage, des Koͤnigs 
Majeſtaͤt den allerunterthaͤnigſten Dank fir die gnaͤdigſte Bewilligung des Zten Provinzial-⸗ 
Landtages darzubringen und das Glück auszuſprechen, deſſen die Provinzen Preußens aber⸗ 
mals genießen, auf dem geſetzlichen Wege ſich dem Throne ihres erhabenen Herrſchers naͤ— 
hern zu duͤrfen. 

Die einſtimmig beſchloſſene Dank-Adreſſe iſt von Sr. Majeſtaͤt dem Könige gnaͤdigſt 
aufgenommen worden, und die an den Landtags-Marſchall gerichtete Allerhoͤchſte Cabinets⸗ 
Ordre vom 30:1 Februar 1829 die woͤrtlich lautet: | 

„Mit der Eingabe der Preußiſchen Provinzial-Stände vom 18ten v. M., in ۶ 

„cher ſie Mir die Eroͤffnung des Zten Landtages anzeigen, habe Ich die Verſicherung 

„ihrer treuen Ergebenheit und Anhaͤnglichkeit an Meine Perſon und Mein Haus 

„wohlgefaͤllig empfangen. Ich vertraue dieſen Geſinnungen der Abgeordneten, daß 

vſie unter Ihrer zu Meiner Zufriedenheit bisher gefuͤhrten Leitung, auch bei dem 

„gegenwaͤrtigen Landtage nur das gemeinſame Wohl des Landes, als den Zweck ihrer 

„Berathungen und das Ziel ihres ernſtlichen Beſtrebens betrachten und ſich hierdurch 

„einen erneuerten Anſpruch auf Mein Wohlwollen, deſſen Ich ſie verſichere, erwer⸗ 

„ben werden.“ ۱ ۱ 
iff, zur Freude der Stände, noch während den Berathungen eingegangen und von dem 
Landtags⸗Marſchall denen verſammelten Abgeordneten eröffnet worden. 

Zugleich mit dem Allerhoͤchſten Eroͤffnungs⸗Dekret überreichte der Koͤnigl. Commiſſa⸗ 
rius dem Landtags⸗Marſchall die von dem Koͤnigl. Staats- Miniſterio entworfene Ueber⸗ 
ſicht der Lage, in welcher die nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede fuͤr die Provin⸗ 
zial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen vom 17ten Maͤrz 1828 noch weiter zu eroͤrternde 
Angelegenheiten ſich befinden, und dieſe Ueberſicht, ſowie der Nachtrag zu dieſer Ueber⸗ 
ſicht, iſt der Verſammlung der Abgeordneten in nachſtehender Art bekannt gemacht worden. 


ad A. 4. f. des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes vom 17ten März 1828. Wegen 
der Kreisſtaͤndiſchen Concurrenz bei der Wahl der Landraͤthe und Anſtellung von Kreis-De⸗ 
putirten, iſt durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 19ten Oktober v. J. Beſtimmung 
erfolgt, wovon die Provinzial-Staͤnde durch eine dem Ober-Praͤſidio aufgetragene Ber 
kanntmachung inmittelſt werden in Kenntniß geſetzt worden ſeyn. 

B. 2. Ueber das Reſultat der von des Koͤnigs Majeſtaͤt angeordneten Ersrter 
rungen, auf welche Weiſe das Kontroll-Verfahren bei der Qol Regie, ohne Gefährdung 
des Steuer-Intereſſe, zum Vortheile der Handeltreibenden, erleichtert werden koͤnne, wird 
der Landtag deſondere Nachricht erhalten. 

B. 3. Was die Fortſetzung des Molenbaues zu Verbeſſerung des Pillauer Hafens 
betrifft, ſo iſt der diesfaͤllige Plan erſt vor Kurzem von der Regierung zu Koͤnigsberg 
eingereicht. Dieſer Plan iſt jetzt der hoͤheren techniſchen Pruͤfung unterworfen, deren 
Reſultat erwartet werden muß, bevor uͤber die Ausführung und die noͤthigen Geldbewilli— 
gungen ein Beſchluß gefaßt werden kann. 

Hinſichtlich der Wegraͤumung der Untiefen im friſchen Haff, zur Erleichterung der 
Fahrt von Pillau nach Koͤnigsberg, mittelſt eines Dampfmaſchinen-Baggers, iſt die naͤhere 
Unterſuchung durch eine Commiſſion angeordnet, zu deren Mitgliedern der Geheime Ober— 
Baurath Cochius und die Regierungs- und Bauraͤthe Hartmann zu Marienwerder und 
Wutzke zu Koͤnigsberg beſtimmt waren. Der Geheime Ober-Baurath Cochius iſt zwar 
vor Erledigung dieſes Auftrages geſtorben. Nach einer Anzeige des wirklichen Geheimen 
Raths und Ober-Praͤſidenten von Schön vom 10ten September d. J. iſt aber dadurch 
die oͤrtliche Unterſuchung nicht verhindert, und die baldige Einreichung der Unterſuchungs— 
Verhandlungen zugeſichert. Da jedoch letztere bisher nicht erfolgt iff, fo kann auch in dieſer 
Angelegenheit noch kein Beſchluß gefaßt werden. 

B. 5. In Beziehung auf den von den Ständen wegen Befoͤrderung der Tuchfabris 
kation in der Provinz geaͤußerten Wunſch, hat eine commiſſariſche Unterſuchung derjenigen 
Kloſter-Gebaͤude ſtatt gefunden, welche der Staat einem qualificirten tuͤchtigen Unterneh- 
mer, deſſen Perſoͤnlichkeit weſentliche Fortſchritte in dieſem Gewerbe verſprechen dürfte, 
uͤberlaſſen kann. Das Weitere wird nun davon abhaͤngen, ob tuͤchtige Unternehmer ſich 
finden und beruͤckſichtigungswuͤrdige Antraͤge thun. 

B. 9. Die Allerhoͤchſte Zuſicherung wegen Erleichterung in den Saͤtzen und der Erz 
hebung der Tabacksſteuer, if durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 29ſten Maͤrz d. J. 
(Geſetz-Sammlung No. 5.) bereits in Erfüllung gegangen. 

B. 17. Unterm 25ſten Juli d. J. if das Koͤnigl. Ober-Praͤſidium von dem Minis 
ſterio des Innern beauftragt, diejenigen Straßen zu ermitteln, auf welche die Allerhoͤchſte 


Beſtimmung in der oben angegebenen Stelle des Landtags-Abſchiedes Anwendung finden 


duͤrfte, ſich davon zu uͤberzeugen, ob? und unter welchen Bedingungen? Kreiſe und Com⸗ 


munen geneigt ſeyn moͤchten, auf ein ſolches Unternehmen einzugehen, und uͤber den Erfolg 
zu berichten. 

Hierauf iſt unterm 14ten Auguſt d. J. angezeigt worden, daß das Ober-Praͤſidium 
die Aufforderung zur Privat-Unternehmung des Chauſſee⸗Baues, als einen Gegenſtand der 
Berathung fiir die jetzt in der Einrichtung begriffenen kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen auf⸗ 
ſparen zu muͤſſen, geglaubt habe. Sobald die Kreis-Verſammlungen gehoͤrig conſtituirt 
waͤren, werde dieſe Sache zur Sprache gebracht werden. Auf dieſe einzig und allein dort 
wirkſame Art würden aber vor Ende des Jahres 1829 ſchwerlich Vereine zur Unterneh⸗ 
mung von Wege-Bauten gegen Praͤmien zu Stande kommen. 

Die fernere Anzeige iſt daher, ehe etwas weiter verfuͤgt werden kann, zu erwarten. 


B. 22. — 26. 30. und 31. Die Reviſton der Geſetzgebung iſt im Fortſchreiten. Weis 
tere Entſchließung uͤber die angegebenen Gegenſtaͤnde kann aber erſt nach deren Beendigung 
erfolgen. 

B. 27. Auf den Antrag wegen Vereinigung mehrerer Patrimonial-Gerichte unter 
einen Juſtitiar, iſt zu Befolgung des Allerhoͤchſten Befehls den Oberlandesgerichten zu ۶ 
nigsberg, Marienwerder und Inſterburg, die Anweiſung ertheilt worden, dergleichen Bers 
einigungen, ſoweit es in ihren Kraͤften ſteht, zu erleichtern und zu beguͤnſtigen. 

B. 29. Das Miniſterium des Junern hat die Koͤnigl. Provinzial-Regierungen ans 


gewieſen, durch die Amtsblaͤtter die unterlaſſene Anmeldung einer in einem Dorfe aufge⸗ 


nommenen Perſon, unter Hinweiſung auf die geſetzliche Vorſchrift, und mit Vorbehalt des 
daraus erwachſenden im Civil-Prozeſſe auszufuͤhrenden Schaden - 2 8, mit einer poli⸗ 
zeilichen Strafe von 2 Thlr. zu verpoͤnen. 


B. 34. Die Angelegenheit wegen Einführung der im Großherzogthum Poſen ſtatt⸗ 
findenden Vermittelungs-Commiſſionen, iſt mit der von Sr. Majeſtaͤt dem Könige anbes 
fohlenen allgemeinen Reviſton der Geſchaͤfts-Ordnung bei den General-Commiſſionen in 
Verbindung geſetzt, und wird hierbei ihre Erledigung erhalten. 

B. 36. Wegen der anderweiten Regulirung des Servis-Weſens ſind bereits vor— 
laͤngſt naͤhere Nachrichten uͤber die ſteuerpflichtigen Liegenſchaften und über deren 8٤۶ 
ren Capitalwerth und Reinertrag eingefordert worden, um dadurch naͤhere Notizen fuͤr eine 
bezweckte richtigere Vertheilung des Geſammt-Servis-Quanti auf jede Provinz und auf 


die Communen in den Provinzen zu gewinnen. Dieſe ſehr umfaſſenden Ermittelungen aber 
ſind noch nicht beendigt. 


ی 
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B. 38. Wegen eines Seſetzes in Betreff der Feuer-Verſicherungs⸗ Angelegenheiten 
iſt Sr. Majeſtaͤt vom Staatsrathe ein Gutachten eröffnet worden, in deſſen Verfolg die 
weitere Behandlung der Sache zu erwarten iſt. 

B. 39. a. Wegen der Forderungen der Weſtpreuß. Landarmen⸗Fonds an die Staats⸗ 

Kaſſen, ſchweben noch Verhandlungen zwiſchen den betheiligteu Miniſterien, nach deren 
Beendigung die Entſchließung Er. زہ97‎ ۸۸۰ allerunterthaͤnigſt erbeten werden wird. 

b. Auf den Antrag wegen Entfernung der Strafanſtalt zu Graudenz vom dortigen 
Corrections ⸗Inſtitute, find noch Eroͤrterungen über die Kloͤſter anzuſtellen geweſen, welche 
zu jenem Zwecke uͤberlaſſen werden koͤnnten. 

Dieſe koͤnnen jedoch erſt nach erfolgter allgemeiner Entſchließung uber die in den 
oͤſtlichen Provinzen noch beſtehenden Kloͤſter zu einem End- RNeſultat führen, Inmittelſt iff 
auch durch den Brand der Strafanſtalt zu Ragnit die Sache infofern in eine andere Lage 
gekommen, als hienach wegen der Strafanſtalten in der Provinz ein allgemeiner Plan wird 
entworfen werden muͤſſen. 

Fuͤr die gehörige Abfonderung der Straͤfinge von den Haͤuslingen der Landarmen⸗ 
Anſtalt iſt indeſſen bereits geſorgt. 

8 و‎ „den 20ſten Dezember 1828. 


Staats⸗ Mini ٩ 6 ۲ ۲ tt ۰‏ 9 و 
Altenstein. Schuchmann.  Loltum. Bernstorf. lake.‏ . 


Danckelmann. را‎ 
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0 Nachtrag 


zu der Ueberſicht der Lage, in welcher die nach dem Allerhoͤchſten Lands 
tags⸗Abſchiede für die Provinzial-Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen vom 
17ten Maͤrz d. J. noch weiter zu eroͤrtern geweſenen Angelegenheiten 
ne fih befinden. 


Das Reſultat der von des Königs Majeſtaͤt angeordneten Eroͤrterungen, auf welche 
Weiſe das ſteuerliche Controll⸗Verfahren ohne Gefährdung des Steuer-Intereſſe zum Bors 
theile der Handeltreibenden erleichtert werden koͤnne, iſt folgendes: 

1. Die Waaren⸗-Empfaͤnger find von der Verantwortlichkeit für die Uebereinſtim⸗ 
mung der einzureichenden Auszuͤge aus den Haupt-Declarationen und Begleitſcheinen 
( Spezial » Declarationen) mit dem Reviſions-Befunde, Behufs weiterer Dispoſition über 
die eingegangenen und fuͤr ſie beſtimmten Waaren, ſoweit entbunden, als ſie ſelbſt zu einer 
etwannigen unrichtigen Haupt-Declaration des Waaren-Fuͤhrers nicht Veranlaſſung gege⸗ 
ben, oder daran Theil genommen. Auch unerhebliche Differenzen zwiſchen der Haupt Des 
claration und dem Waaren-Reviſions⸗Befunde werden unter ſonſt unverbaͤchtigen Umſtaͤn⸗ 
den ſtraffrei bleiben. Naͤhere Inſtructionen deshalb ſind den Provinzial⸗Steuer⸗Directoren 
ertheilt, um die Gewerbetreibenden damit bekannt zu machen. | 

Die Declaration der Getraͤnke nach bekannten Fluͤſſigkeits⸗ Maaßen iſt zugeſtanden. 

Die ſpezielle Reviſion nicht vollſtaͤndig declarirter Ladungen findet in Neufahrwaſſer, 
wo ſich nur ein Vor⸗Declarations- Amt befindet, nicht ſtatt, ſondern es treten in ſolchen 
Faͤllen die regulativmaͤßigen Vorſchriften über Verſchluß und Begleitung ſolcher Ladungen 
nach Danzig ein. Auch bei dem Waaren-Eingange uͤber Pillau wird dieſe fuͤr unvollſtaͤn⸗ 
dig declarirte Ladungen Allerhoͤchſt als Regel angeordnete ſpezielle Neviſton, in Fällen, wo 
die geſetzlich vorgeſchriebenen Angaben nur theilweiſe, beſonders nur beim Gewicht mangeln, 
unter ſonſt unverdaͤchtigen Umſtaͤnden, ebenfalls erlaſſen, und nach dem Regulativ verfahren 
werden. Zur moͤglichſten Beſchleunigung der Abfertigungen ſind die Beamten angewieſen, 
außerdem aber verſchiedene Erleichterungen in Bezug auf das Abfertigungs-Verfahren und 
auf den Verkehr uͤberhaupt, die kein Gegenſtand der Landtags-Petition waren, ſondern bei 
den an Ort und Stelle ſtattgehabten Eroͤrterungen von der Kaufmannſchaft, der deshalb 
weiter Eroͤffnung gemacht, in Antrag gebracht wurden, theils ſchon verfuͤgt, theils einge— 
leitet worden. 

2. Die Klage der Kaufleute wegen oft nach Jahren gemachten Steuer-Nachrech⸗ 
nungen hat ihre Erledigung in der Verordnung vom 30ſten October v. J. zu 4. gefunden. 


3. Die 
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3. Die Beſchwerde über die nicht geſtattete Umpackung der Tranſito⸗Guͤter iſt ſchon 
durch die fruͤher ertheilte Erlaubniß hiezn, gehoben. 

4. Außer den regulativsmaͤßigen Erleichterungen bei dem Eingange ruſſiſcher und 
polniſcher Producte, iſt ein noch groͤßerer Spielraum ruͤckſichtlich der von den Waaren-Fuͤh⸗ 
rern dabei abzugebenden Declarationen geſtattet worden. 

5. Die Beſchwerde uͤber die Controlle der unverſteuerten Heeringe, iſt durch die von 
dem Handelsſtande in Antrag gebrachte und verfuͤgte Modification dieſer Controlle gehoben. 

6. Die Klagen uͤber die geſtattete Exportation des Salzes auf Nebenwegen, uͤber die 
auf 6, nicht auf 4 Monate beſchraͤnkte Niederlagefriſt fuͤr zum Tranſito declarirte Manufac⸗ 
tur⸗Waaren bei den Haupt⸗Joll⸗Aemtern des Ausgangs an Orten, die nicht das Packhofs⸗ 
recht haben, ferner uͤber die verzoͤgerte Abfertigung der Wittinnen, deren Loͤſchung doch ſo lange 
es die Tageszeit geſtattet, bewirkt wird, und endlich uͤber die verſagte Probe 6ء‎ 
von unverſteuerten in den Packhoͤfen lagernden Colonial-Waaren haben ſchon durch das 
Gutachten des Herrn 0+0 Commiſſarius zu der Denkſchrift der Stände ihre Erledi⸗ 
gung erhalten. 

7. Was dagegen die Veſchwerde fiber das Packhofs-Lager der zum Dranſtto beſtimm⸗ 
ten Mauufactur-Waaren, und die von letztern zu entrichtenden Durchgangs-Abgaben, die 
begehrte Ausdehnung der Privatlagerung auf Gegenſtaͤnde, deren Identitaͤt nicht feſtzuſtellen 
iſt, und auf Abaͤnderungen in den Vorſchriften des Regulativs uͤber die Weinlager vom 24. 
Dezember 1824, das im ganzen Umfange des Staats in Ausfuͤhrung gekommen, betrifft, ſo 
gehoͤren dieſe Antraͤge zu denjenigen, die nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 
17ten Maͤrz d. J. als mit den geſetzlichen und noͤthigen Anordnungen unvereinbar, zuruͤck— 
gewieſen worden ſind. 

Berlin, den 22ſten Dezember 1828. 
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Die Arbeiten des Zten Provinzials Landtages betrafen 

die von Sr. Majeſtaͤt dem Könige dem Provinzial⸗Landtage zur Berathung und 
Begutachtung vorgelegten Propoſttionen, 

und 
die Bepruͤfung der dem Landtage eingereichten einzelnen Antraͤge und Vorſchlaͤge, 
e inſofern ſie der Berathung werth gehalten wurden, Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige 
in Denkſchriften allerunterthaͤnigſt vorgetragen, oder dem Koͤnigl. Commiſſarius 
bevorwortend uͤberreicht ſin d. 
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[fr Maupt⸗ Abschnitt. 


Die von Sr. Majeſtäͤt dem Könige den Provinzial: „Ständen zur Berathung und Begutachtung 


zugefertigten Propoſitionen betreffend. 
1. In dem Allerhoͤchſten Eroͤffnungs-Decret des 3)٢ Provinzial- Landtages find die 


ferneren Erklaͤrungen der Stände über die denenſelben bei dem 2ten Landtage vorgelegten 
Entwuͤrfe der Grundſaͤtze, nach welchen dem unbedingten Parzelliren des baͤuerlichen Grund— 
Eigenthums Schranken geſetzt werden koͤnne, erfordert worden, und dieſelben haben ſich nach 
vielſeitiger Beleuchtung der fuͤr und wider dieſen Gegenſtand ſprechenden Gruͤnde, und ge⸗ 
ſtͤͤtzt auf die bisher gemachten Erfahrungen, mit uͤberwiegender Stimmen „Mehrheit, und 
nach gefaßtem vollguͤltigen Beſchluſſe, dahin ausgeſprochen, 


daß, obgleich es nicht verkannt werden koͤnne, daß eine gaͤnzlich uneingeſchraͤnkte Par⸗ 
zellirung des baͤuerlichen Grund-Eigenthums in der Folge nachtheilig einwirken koͤnne, 
der Zeitpunkt dennoch nicht ſo nahe ſey, daß ſchon jetzt allgemeine und in vielfacher Be— 
ziehung ſehr tief in die bürgerlichen und Gewerbe-Verhaͤltniſſe eingreifende geſetzliche 
Beſtimmungen herbeizufuͤhren fuͤr noͤthig erachtet werden koͤnnte, indem ſich bis jetzt 
nur in wenigen Gegenden des provinzialſtaͤndiſchen Verbandes Nachtheile der Zer— 
ſtuͤckelung des baͤuerlichen Grund-Eigenthums gezeigt haͤtten, wogegen weit haͤufiger 
die Bemerkungen gemacht wuͤrden, daß beſonders in Oſtpreußen und Weſtpreußen 
noch ſehr bedeutende nicht cultivirte Ackerflaͤchen vorhanden waͤren, auf welchen die 
Anſiedelung arbeitsfaͤhiger Einwohner wuͤnſchenswerth bleibe. Aus dieſen Gruͤnden 
dürfte eine endliche Erklaͤrung über die unbedingten Parzellirungen bäuerlichen ۶ 
Eigenthums, noch ohne beſtimmte Bezeichnung eines Zeitraums, ausgeſetzt werden 
koͤnnen, um ſo mehr, als die Provinzialſtaͤnde den Koͤnigl. Commiſſarius erſucht 
haͤtten, bezuͤglich der in den einzelnen Kreiſen vorfallende Parzellirungen, ſtatiſtiſche 
Fragen zu beantworten, und hiſtoriſche Facta zu ſammeln und zu erläufern, um 
ſolche den kuͤnftigen Provinzial-Landtagen als ſchaͤtzbare Materialien zur weitern 
Beurtheilung dieſer Angelegenheit mitzutheilen. 


Die Provinzial-⸗Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt, 
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daß Se. Majeſtaͤt allergnaͤdigſt geruhen möge zu geſtatten, daß in Anſehung des 
unbedingten Parzellirens baͤuerlichen Grund-Eigenthums, erſt dann Antraͤge gebildet 
werden duͤrften, wenn die noch zu machenden Erfahrungen die Nothwendigkeit derſel⸗ 
ben erheiſchen ſollten, und nachdem, bei der uͤberaus großen Verſchiedenheit der Cultur⸗ 
Verhaͤltniſſe dieſes Koͤnigreichs, die beſondern Modificationen, welche eine dergleichen 
Geſetzgebung beruͤckſichtigen muͤſſe, ſich mit mehr Praͤciſion uͤberſehen laſſen würden, 


* 


2. Den Provinzial⸗Staͤnden war ein Geſetzes⸗Entwurf in Mühlen Angelegenheiten 
zur Erklarung vorgelegt, welcher die Beſtimmung enthaͤlt, 

daß in denjenigen Faͤllen, in welchen: vor Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Declara⸗ 

tion vom 22ſten September 1826 die zum Mahlzwange berechtigt geweſenen Erbs 

paͤchter von Privatmuͤhlen mit ihren Entſchaͤdigungs-Anſpruͤchen gegen die Eigen⸗ 
thuͤmer der Muͤhlen nach §. 8. des Edicts vom 29ſten Maͤrz 1808 aus der irrthuͤm⸗ 
lichen Vorausſetzung der erfolgten Aufhebung dieſes Edicts durch das ſpaͤtere vom 
28ſten October 1810 rechtskraͤftig abgewieſen worden, die Muͤhlen-Erbpaͤchter befugt 
ſeyn ſollen, ihre Entſchaͤdigung in der in den $$. 12. und 14. des Edicts vom 29ſten 

Maͤrz 1808 beſtimmten Art von den Mahlpflichtigen zu fordern. 

Die Provinzial-Staͤnde baten zuvoͤrderſt unterthaͤnigſt, auf ihre Denkſchrift sub 
No. 4. huldreichſt Ruͤckſicht zu nehmen, in welcher ſie fo dringend als unterthaͤnigſt ۶ 
tragen haben, das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 gaͤnzlich aufzuheben, und das Muͤhlengeſetz 
vom Jahr 1810 auch fuͤr diejenigen Landestheile als guͤltig zu erklaͤren, fuͤr welche das 
Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 gegeben worden. 

Nur fuͤr den Fall, daß dieſe unterthaͤnigſte Bitte nicht Erhoͤrung finde foltte, 
baten fie, 

den vorliegenden Geſetzes⸗Entwurf dahin abändern zu ۸ 

daß die Entſchaͤdigung derer im Geſetzes-Entwurf naͤher bezeichneten Muͤller, 
nicht auf die ehemaligen Zwangs-Mahlpflichtigen verwieſen, ſondern auf Staats⸗ 
Fonds uͤbernommen werden moͤge. 

Die Provinzial⸗Staͤnde begruͤndeten ihren Antrag mit der Bemerkung, daß die ۴ 
niemals im Stande ſeyn wuͤrden, die ihnen zukommenden Entſchaͤdigungen für die vers 
floſſenen Jahre, in welchen das Muͤhlengeſetz vom 28ſten October 1810 factiſch beſtanden 
habe, von den ehemaligen Zwangs-Mahlpflichtigen zu erhalten. Dieſe Schuld würde nur 
immer als eine perſoͤnliche betrachtet werden koͤnnen, und die Schuldner wuͤrden ſich viele 
faͤltig geändert haben. Es würden ſich unter den Zwangs-Mahlpflichtigen Koͤnigl. Bauern 
befinden, denen nach dem Allerhoͤchſten Geſetz vom 7ten October 1811 5, 3. No. 5. die 
Mahlzwang⸗Befreiungs⸗Gelder ganz ausdrücklich erlaſſen find, und ſelbſt diejenigen Zwangs⸗ 
Mahlpflichtigen, die ſeit dem Jahr 1810 noch exiſtirten, wuͤrden in der Regel, wegen der 
Hoͤhe der Entſchaͤdigung fuͤr 19 verfloſſene Jahre, zahlungsunfaͤhig bleiben. Die Muͤller 
wuͤrden dahero, verwieſen an die fruͤheren Zwangs-Mahlpflichtigen, die ihnen beſtimmte 
Eutſchaͤdigung niemals vollſtaͤndig erhalten, vielmehr mit unendlichen Schwierigkeiten und 
Rechtsverwickelungen zu kaͤmpfen haben, geſchweige des Umſtandes, daß die einzelnen ches 
maligen Zwangs⸗Mahlpflichtigen, die ungluͤcklicherweiſe zu den Muͤhlen der zu entſchaͤdi⸗ 
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genden Muͤller veranſchlagt waren, gegen alle übrige frühere Zwangs- Mahlpflichtigen, die 

in andern Mühlen mahlen laſſen mußten, augenſcheinlich beeintraͤchtigt werden wuͤrden, weil 

5 1 Erſtere den Muͤller entſchaͤdigen muͤßten, waͤhrend die Letztern zu einer ſolchen 00 
1829. No. 5.) gung nicht beanſprucht werden. 

3. Denen Provinzial⸗Staͤnden war ferner ein Gefeßes-Entwurf zur nähern Beſtim⸗ 
mung der §§. 22. sequentibus der Gemeinheits-Ordnung vom Iten Juni 1821 zur ۶ 
gutachtung vorgelegt, und fie haben ihre Erklaͤrung über dieſen Geſetzes-Entwurf in دنت‎ 
vollguͤltig gewonnener Beſchluͤſſe im weſentlichen nachſtehend abgegeben: 

Nach F. 1. des Geſetzes-Entwurfs fol auf Antrag der Beſitzer vermengter Acker⸗ 

Laͤndereien die Aufhebung der Gemeinheit nur dann ſtatt finden, wenn entweder der 

Ate Theil der Intereſſenten (nach dem Werthe der Theilungsrechte angeſchlagen) dar⸗ 

uͤber einverſtanden iſt, oder wenn die Aufhebung erfolgen kann, ohne daß es eines 

Umtauſches der Acker-Laͤnder beduͤrfe. 

Die Provinzial-Staͤnde baten: 
dieſen مق‎ dahin abzuaͤndern, daß der Afe Theil der Antragenden nicht nach dem 
Werthe der Theilnehmungsrechte, ſondern vielmehr nach dem Umfange des in 
der Gemeinheit befindlichen Areals, ohne alle Ruͤckſicht auf den Werth berech⸗ 
net werden moͤge, fo wie, daß auch Einzelnen das Recht zugeſtanden werden 
moͤge, auf die theilweiſe Separation ihrer Laͤndereien anzutragen „wenn ſte 
ſaͤmmtliche Koſten der Gemeinheits-Theilung übernehmen wollen. 
Der H. 2. des Geſetzes-Entwurfs verordnet, 

daß Gemeinden, welchen bereits Gelegenheit zur Auseinanderſetzung gegeben worden, 

dieſe aber die Gelegenheit nicht benutzt haben, nur befugt ſeyn ſollen, auf eine Aus— 

einanderſetzung, die mit Umtauſch von Ländereien verbunden iſt, allererſt nach zehn 

Jahren, nach erfolgter Beſtaͤtigung des Rezeſſes, und zwar mit Zuſtimmung der 

Mehrheit der Intereſſenten anzutragen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde von der Anſicht ausgehend, den fortſchreitenden Kultur-Zuſtand 
ſo wenig als moͤglich zu beſchraͤnken, ſchlugen unterthaͤnigſt vor: 

den §. 2. dieſes Geſetzes⸗Entwurfs gaͤnzlich wegzulaſſen, und die Beſtimmungen des 

Geſetzes⸗Entwurfs für alle Faͤlle, in welchen auf Auseinanderſetzung angetragen wer⸗ 

den moͤchte, fuͤr geltend zu erklaͤren. 

Zum F. 4. des Geſetzes-Entwurfs baten die Provinzial-Staͤnde: 

dieſen $. dahin zu vervollſtaͤndigen, daß bei der Ausnahme ad 3. die Worte hinzuge⸗ 

ſetzt werden moͤchten: 

wenn die Vermeſſung bereits weſentlich vorgeſchritten fein ſollte. 
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Der F. 5. des 6:00:4 Entwurfs beſtimmt: | | 
daß wenn eine bereits anhaͤngige Auseinanderſetzung eingeſtellt wird, die bis dahin 
aufgelaufenen Koſten alle Intereſſenten, nach Verhaͤltniß ihrer Theilnahme- Rechte, 
treffen muͤßten. 

Die Provinzial⸗Staͤnde baten dieſe Beſtimmung dahin zu ändern: 
daß die Koſten einer aufgehobenen Separation nur von denjenigen Intereſſenten ge⸗ 
tragen werden muͤßten, welche die Aufhebung bewirkt haben; und zwar nicht nach 
Verhaͤltniß ihrer Theilnahm- Rechte, ſondern nach Verhaͤltniß der Groͤße der Länder 
reien eines jeden einzelnen Intereſſenten. 

4. Der Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied vom 17ten März 1828 sub Litt. B. No. 15. 
bat auf das Geſuch der Provinzial-Stände um Abtretung des Kloſters Carthaus zur ۶ 
richtung einer Irren⸗Aufbewahrungs-Anſtalt fi dahin ausgeſprochen: 

daß das genannte Kloſter zu dem gedachten Zweck nicht disponible ſey, auch die 
Koſten der Errichtung und kuͤnftigen Unterhaltung einer ſolchen Anſtalt nicht aus 
Staats⸗Kaſſen gewaͤhrt werden koͤnnten, ſondern von der Provinz ſelbſt herbeizu— 
ſchaffen ſeyn wuͤrden, daß indeſſen, um der Provinz Preußen die Errichtung und 
Unterhaltung einer Irren-Aufbewahrungs-Anſtalt zu erleichtern, ihr das Kloſter 
Neuenburg in Weſtpreußen, mit deſſen Vermoͤgen, unter der Bedingung zugeſtanden 
werde, daß die Stände die ſonſtige Ausſtattung der Anſtalt aus Provinzial-Mitteln 
bewirken und daß hieruͤber die Erklaͤrung des naͤchſten Provinzial-Landtages erwartet 
werde. 
In Gefolge dieſer Beſtimmung des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes iſt von den 
Provinzial⸗Staͤnden die Erklaͤrung, 
wegen Annahme der vorgedachten bedingten Abtretung des Kloſters Neuenburg mit 
deſſen Vermoͤgen, 
erfordert worden, und der Koͤnigl. Commiſſarius hat denen Provinzial-Staͤnden diejenigen 
Vorarbeiten vorgelegt, welche Behufs der Errichtung der quaͤſtionirten Anſtalt gefertigt 
worden, zugleich die Provinzial⸗Staͤnde veranlaßt, für den Fall der Annahme des Koͤnigl. 
Geſchenks, Bevollmaͤchtigte aus ihrer Mitte zu erwaͤhlen, mit welchen die Verhandlungen 
zur Erreichung des vorliegenden Zweckes gepflogen werden koͤnnten. 

Die Provinzial⸗Staͤnde beſchloſſen vollguͤltig und verfaſſungsmaͤßig: 
mit dem tiefſten Dank die Abtretung des Kloſters Neuenburg, mit deſſen Vermögen, 
zu dem Zweck eine Irren⸗Anſtalt für den Provinzialſtaͤndiſchen Verband zu errichten, 
ehrerbietigſt anzunehmen, und indem fie um die Beſtaͤtigung der aus zweien Mitglie⸗ 
dern der Ritterſchaft, einem Mitgliede der Städte und einem Mitgliede der Landge⸗ 
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meine gewaͤhlten Commiſſion und der gewaͤhlten Stellvertreter der Commiſſarien uns 
terthaͤnigſt baten, ſo bevollmaͤchtigten ſie dieſe Commiſſion: genaue Unterſuchung an⸗ 
zuſtellen, uͤber die fuͤr dieſen Provinzialſtaͤndiſchen Verband nothwendige Ausdeh⸗ 
nung einer ſolchen Irren-Anſtalt, uͤber die zweckmaͤßigſte Einrichtung und wie das 
Allerhoͤchſte Geſchenk zu dem vorliegenden Zwecke am beſten zu verwenden ſeyn duͤrfte. 
Sie beauftragten dieſe Commiſſion, dem naͤchſten Provinzial⸗Landtage einen ge⸗ 
nauen und vollſtaͤndigen Bericht abzuſtatten und baten, dem Aten Provinzial⸗Landtage 
vorzubehalten, nach angehoͤrtem Bericht der Commiſſion, die erforderlichen zweckmaͤ⸗ 
ßigen Beſchluͤſſe zu faſſen. 
Denn, da die Provinzial-Stände des Dafuͤrhaltens waren, daß ein ſolches wichtiges, 


aus Koͤnigl. Gnade hervorgegangene Inſtitut würdig dem Zwecke und dem Geſchenk eins 

gerichtet werden muͤſſe, ſo haben ſie ſich fuͤr jetzt noch nicht erlauben moͤgen, endliche Be⸗ 

ſchluͤſſe zu faſſen, da die Materialien zu ſolchen Beſchluͤſſen uͤberall noch mangelten. 
Ferner aber baten die Provinzial-Staͤnde noch darum, 


daß die Zinſen und Revenuͤen des Kloſters Neuenburg und i ern dom 
Tage der Schenkung ab, zum Zweck der zu errichtenden Provinzial-Irren-Aufbewah⸗ 
rungs⸗Anſtalt geſammelt und dadurch das Vermoͤgen vergroͤßert werden moͤge. 

5. Die Provinzialse Stände find auf den vom 2ten Provinzial-Landtage gemachten 


Autrag 


auf Errichtung von Erziehungs-Anſtalten für ſittlich verwahrloſete. Kinder, 


durch den Allerhoͤchſten Landtags ء‎ Abſchied vom 17ten März 1828 sub Litt. B. No. 41. 
dahin beſchieden: ۱ 


daß die Unkoſten, ſowohl der "ھ0٦‎ als Unterhaltung ſolcher Anſtalten, nicht aus 
Staats⸗Kaſſen gewährt werden koͤnnten, ſondern lediglich von. den Provinzen übers 
tragen werden muͤſſen, daß indeſſen, um der Provinz Preußen die Einrichtung und 


Erhaltung ſolcher Anſtalt zu erleichtern, man Allerhoͤchſten Orts nicht abgeneigt ſey, 


ihr das Gebaͤude des Kloſters Jakobsdorf fuͤrs Erſte zur Errichtung einer ſolchen 
Anſtalt unentgeldlich zum Eigenthum, ſowie fuͤr den Fall, daß die Zwecke der Forſt⸗ 
Verwaltung. ſolches geſtatten, auch die nahe bei Jakobsdorf gelegenen Forſtlaͤndereien 
von reſp. 73 und 28 Morgen 80 [INth. Preußiſch gegen einen ۱۴ Kaffe 
fließenden angemeſſenen Zins in Erbpacht zu überlaffen, wenn die Provinzial-Staͤnde 
die uͤbrigen Einrichtungs- und Unterhaltungs⸗ Softer übernehmen wollten, als woruͤ⸗ 
ber die Erklaͤrung des naͤchſten Provinzial-Landtages erwartet werde. 

Der Koͤnigl. Commiſſarius hatte den Provinzial- Ständen mehrere Mittheilungen 


uͤber das Kloſter Jakobsdorf und einen Plan zur Errichtung einer Erziehungs > Anſtalt für 
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ſittlich verwahrloſete Kinder zukommen laſſen, und es ſind die Provinzial⸗Staͤnde aufgefor⸗ 
dert, 
ſich uͤber die Annahme der Allerhoͤchſten Orts, nach dem Landtags-Abſchiede vom 
17ten Maͤrz 1828 Litt. B. No. 41. bedingt verhießenen Schenkung des Kloſters Ja— 
kobsdorf und der Erbpachts⸗Ueberlaſſung der beregten Forſtlaͤndereien zu erklaͤren, 
und für den Fall der Annahme dieſes Geſchenks zu den kuͤnftigen weiteren 02 
lungen Bevollmaͤchtigte aus ihrer Mitte zu ۸ 
Aus denen von dem Koͤnigl. Commiſſarius den Provinzial-Ständen gemachten Mit 
theilungen haben die Provinzial-Staͤnde entnommen, daß die zu errichtende Anſtalt nur 
für 40 Kinder ausreiche, daß die Einrichtung der Erziehungs-Anſtalt für 1066 Thlr. 27 Sgr. 
6 pf. Koſten verurſachen und die Unterhaltung jaͤhrlich einen Zuſchuß von 2020 Thlr. 
28 Sgr. 4 pf. erfordern wuͤrde. Die Provinzial⸗Staͤnde uͤberzeugten ſich, daß eine Anſtalt 
fuͤr 40 Kinder keinesweges zu dem vorliegenden Zweck ausreichen wuͤrde; demnaͤchſt aber 
auch, daß es nothwendig ſey, ſittlich verwahrloſete Kinder ſtrenge zu ſcheiden von jugend— 
lichen Verbrechern und von Kindern verbrecheriſcher Eltern. Dieſe letzte Klaſſe von Kin⸗ 
dern wuͤrde vorzuͤgliche Beruͤckſichtigung verdienen, da der ſittlich verwahrloſeten Kinder ſich 
mehrere ſeit Kurzem in den Provinzen ſich gebildete Vereine annehmen und es bedenklich 
fey, dieſe Privat⸗Anſtalten durch eine oͤffentliche Anſtalt ähnlicher Art zu ſtoͤren. 
Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher, in Gefolge eines vollguͤltigen Beſchluſſes, die von 
ihnen verlangte Erklaͤrung dahin abgegeben: 
daß ſie das als Eigenthum uͤberwieſene Kloſter Jakobsdorf mit dem allerunterthaͤnig⸗ 
ſten Dank alsdann annehmen moͤchten, wenn Se. Majeſtaͤt der Koͤnig allergnaͤdigſt 
geruhen, die Verwendung dieſes Geſchenks zu einer Anſtalt fuͤr jugendliche Verbrecher 
und Kinder von verbrecheriſchen Eltern zu genehmigen. 
Die Anzahl dieſer Kinder wuͤrde nicht ſo bedeutend als die der ſittlich verwahrloſeten 
Kinder ſeyn, und die Koſten fuͤr eine ſolche Anſtalt wuͤrden entnommen werden koͤnnen aus 
den Fonds der Land⸗Armenhaͤuſer zu Tapiau und Graudenz, die ſchon jetzt zur Unterhaltung 
ſolcher Kinder verwendet würden; ferner würden diejenigen Privat⸗Perſonen, oder Kommu⸗ 
nen, oder Kriminal⸗Jurisdiktionen, denen die Unterhaltung der jugendlichen Verbrecher und 
der Kinder verbrecheriſcher Eltern geſetzlich obliege, fuͤr dieſe einzelnen Subjekte auch ferner 
die Unterhaltungskoſten zu zahlen verpflichtet bleiben, und es wuͤrde auf dieſe Art das bez 
abfichtigte Inſtitut beſtehen und die Provinzen mit neuen Koſten verſchont werden koͤnnen. 
Unter ſolchen Bedingungen haben die Provinzial» Stände die Anträge gewagt: 


a. Das Kloſter Springborn nebſt deſſen Vermoͤgen zu einer zweiten aͤhnlichen Anſtalt 
gnaͤdigſt zu uͤberweiſen. 


(Denkſchrift 
vom 4. Febr. 
1829. No. 6.) 
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b. Die Einkuͤnfte des Kloſters Jakobsdorf und eventualiter die des Kloſters Springborn, 
vom Tage der Allerhoͤchſten Schenkung ab, fuͤr Rechnung des Provinzialſtaͤndiſchen 
Verbandes, zum Zweck einer Erziehungs-Anſtalt jugendlicher Verbrecher und Kinder 
verbrecheriſcher Eltern, verwalten zu laſſen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben ferner der fuͤr das Kloſter Neuenburg erwaͤhlten Fonts 
miſſion, in der Hoffnung, daß dieſe Commiſſton Allerhoͤchſten Orts beſtaͤtigt werden werde, 
die Vollmacht ertheilt, an Ort und Stelle, im Kloſter Jakobsdorf und eventualiter auch im 
Kloſter Springborn, genaue Unterſuchungen zu veranlaſſen, mit den reſp. Behoͤrden in Schrift⸗ 
wechſel zu treten und dem naͤchſten Provinzial-Landtage einen vollſtaͤndigen Bericht uͤber 
den Zuſtand des Allerhoͤchſten Geſchenks und die beſtmoͤglichſte Verwendung beffelben zum 
vorliegenden Zweck, abzuſtatten. 

6. Die Provinzial⸗Staͤnde haben ſich in Gefolge der Eroͤffnung im Allenhoͤchſten 
Landtags⸗Abſchiede vom 17ten Maͤrz 1828 Litt. B. No. 16. uͤberzeugt, daß Taubſtummen⸗ 
Anſtalten, dem Zwecke ſehr entſprechend, mit Schullehrer-Seminarien verbunden werden 
koͤnnen, und nachdem das auf Allerhoͤchſten Befehl ihnen vorgelegte Pro Memoria des Koͤnigl. 
Niniſterü der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten nähere Aufklaͤrungen 
uͤber dieſen Gegenſtand gegeben hatte, ſo haben die Provinzial-Staͤnde 00 gültige ۶ 
ſchluͤſſe gefaßt: 

a. Se. Majeftät den König allerunterthaͤnigſt zu bitten, daß die in Königsberg beſtehende 
Taubſtummen⸗Anſtalt zur Ausbildung von Taubſtummen-Lehrern und zur Unterbrin⸗ 
gung der Taubſtummen aus den wohlhabenden Klaſſen der Einwohner dieſes Provin— 
zialſtaͤndiſchen Verbandes fortbeſtehen möge, jedoch in der Art, daß dem Provinzial⸗ 
ſtaͤndiſchen Verbande keine Koſten dadurch ferner verbleiben oder erwachſen dürften. 

b. Se. Majeflät den König unterthaͤnigſt zu bitten, vorläufig die Verbindung zweier 
Taubſtummen⸗Anſtalten mit den Schullehrer-Seminarien zu Angerburg für den Sac 
piauſchen Land-⸗Armenbezirk, und zu Marienburg fir den Land- Armenbezirk zu Graus 
denz, allergnaͤdigſt zu genehmigen. 

In der Hoffnung, daß dieſe Antraͤge Gewaͤhrung erhalten moͤchten, bewilligten die 
Provinzial⸗Staͤnde für den Taubſtummen⸗ Lehrer, welcher bei jedem dieſer Seminarien ahe 
zuſtellen ſeyn werde, 400 Thlr., und fuͤr jede dieſer beiden Anſtalten 50 Thlr. zu Lehrmitteln, 
und erklaͤrten ſich bereit, fuͤr die Unterhaltung und andere Beduͤrfniſſe der Taubſtummen, 
durch Unterbringung bei geachteten Buͤrgern der gedachten Staͤdte, Sorge zu tragen. 

Im allgemeinen erklaͤrten ſich die Provinzial-Staͤnde uͤber den Zweck dieſer Anſtalt 
dahin: daß fuͤr das Erſte die Unterbringung der 12 in die Cathegorie der Landarmen ge⸗ 
hörigen und in der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Koͤnigsberg erzogenen Daubſtummen beabfichtigt 

werde; 


werde; da indeſſen ein Lehrer 12 taubſtumme Schüler zu unterrichten im Stande ſeyn 
duͤrfte, ſo wuͤrde in den betreffenden Anſtalten nicht allein die in die Cathegorie der Land⸗ 
armen fallenden Taubſtummen, ſondern auch andere dergleichen, welche zwar fuͤr ſich ſelbſt zu 
ſorgen verpflichtet, jedoch nicht wohlhabend genug waͤren, um von den mit großen Koſten 
verknuͤpften anderweiten Taubſtummen⸗Anſtalten vortheilen zu koͤnnen, gegen billige Ents 
ſchaͤbigung fuͤr Nahrung, Kleidung und Wohnung, aufgenommen werden koͤnnen. 


Dia bis jetzt die Koſten für die Taubſtummen-Anſtalt zu Koͤnigsberg durch Beiträge 
inſammengebracht find, welche zu dem Landarmen-Fond floſſen, und die Provinzial⸗Staͤnde 
das Fortbeſtehen die ſes Verhaͤltniſſes wuͤnſchen, fo haben fie ehrfurchtsvoll gebeten: 


die Controlle der ſtaͤndiſchen Taubſtummen⸗Anſtalten, welche zu Angerburg und Ma⸗ 
rienburg eingerichtet werden ſollen, denen ſchon beſtehenden und Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
Landarmen⸗Commiſſtonen zu Tapiau und Graudenz Allergnaͤdigſt zu übertragen. 


Berner baten die Provinzial-Staͤnde 
für den Fall, daß in Angerburg und Marienburg disponible, dem Fisco 0-0 
Wohnungen vorhanden ſeyn möchten, dieſelben zur Unterbringung des 74+ 
Lehrers und zu dem noͤthigen Lehrlocale allergnaͤdigſt einraͤumen zu laſſen. 


Endlich aber, 
das bei der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Königsberg disponible Kapital von eirea 
4000 Thlr. nach Verhaͤltniß der Beitraͤge, aus denen dieſes Kapital entſtanden, ver— 
theilen, und den dem Provinzialſtaͤndiſchen Verbande zugehörigen Antheil, denen Land⸗ 
armen⸗Fonds zu Tapiau und Graudenz zur Aufbewahrung für Zwecke der in Bors 


ſchlag gebrachten Taubſtummen⸗Anſtalten zu Angerburg und Marienburg uͤberweiſen 
zu laſſen. 


7. Der Koͤnigl. Commiſſarius hatte den Provinzial-Staͤnden zur Nachricht und 
Achtung mitgetheilt: eine Allerhoͤchſte Declaration des §. 47. des Geſetzes vom 27. Maͤrz 
1824, wegen Anordnung der Provinzial-Staͤnde in den Rhein-Provinzen, des Inhalts: 
daß, wenn gleich die Sonderung in Theile nicht zu beguͤnſtigen, vielmehr von dem Land— 
tags-Marſchall immer dahin zu wirken ſey, daß ſolcher durch guͤtliche Vereinigung moͤg— 
lift vorgebeugt werde, fo koͤnne eine ſolche Sonderung in Theile nicht blos in den Fällen 
ſtattfinden, wenn ein pecuniaires Intereſſe vorherrſche, ſondern ſie muͤſſe geſtattet werden, 
wenn von einem Stande in der geſetzlichen Art darauf provocirt werden ſollte, ſo wie, daß 
nach Analogie dieſer Vorſchrift, der folgende $. auszulegen ſey, welcher von der Separat— 
Erklaͤrung der Deputirten eines einzelnen Landestheiles handele. 
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(Denkſchrift 
vom 2. Febr. 
1829. No. 3.) 


Die Provinzial⸗Staͤnde hielten ſich gedrungen, dem Koͤnigl. ی‎ 8 ice 
en, unverzüglich zu antworten: 
wie die nach den SS. 47. und 48. des Geſetzes vom 1ſten Juli 1823 den Ständen 
1 zuſtehende Befugniß in Theile zu gehen, in dem Preuß. Provinzialſtaͤndiſchen Ver⸗ 
bande wohl nie eine Anwendung finden dürfte, indem die Stände der Ueberzeugung 
lebten, daß Maͤnner, denen das allgemeine Beſte des Landes durch das Vertrauen 
ihres Königs und ihrer Mitſtaͤnde zur Berathung uͤbergeben ſey, ſich wohl über das 
Intereſſe der einzelnen Stände und Landestheile, denen fie 97 zu 01 
bemüht ſeyn würden. 7 
8. Endlich wurde von dem Koͤnigl. Commiſſarius die erklärung der Provinzial 
Staͤnde daruber erfordert: 
nach welchen Grundſaͤtzen die Kepartition der Koſten für den kuͤnftigen aten Pro⸗ 
vinzial⸗ Landtag angelegt werden ſolle, 
und die Provinzial-Staͤnde haben die von ihnen geforderte Erklaͤrung dahin abgegeben, 
daß die für den Aten Provinzial Landtag erforderlichen Koſten nach demſelben ۶ 
ſtabe, wie ſolche der 2te Provinzial-Landtag bevorwortet habe, aufzubringen ſeyn 
wuͤrden, und zwar in der Art, daß jeder Stand in ſich verhaͤltnißmaͤßig, mithin der 
Stand der Nitterfchaft 37, der Stand der Städte 23, und der Stand der Land- 
gemeinde 32 zu den Geſammtktoſten beitrage. ۱ 1 
Zugleich wurde von den Proviuzial-Staͤnden der Wunſch ausgeſprochen: 
das Verfahren bei der Subrepartition nach der Seelenzahl in allen vier Regierungs⸗ 
Bezirken des Koͤnigreichs Preußen moͤglichſt gleich ſtellen zu laſſen, mit der Maas⸗ 
gabe, daß die noch nicht regulirten adelichen Bauern mit ihrer Seelenzahl dem Stande 
der Ritterſchaft, die aber ſchon regulirten adelichen Bauern dem Stande der Land— 
gemeinde zugezaͤhlt werden, ebenmaͤßig, daß die Los-, Inſt- und anderen kleinen Leute 
mit ihrer Seelenzahl denjenigen Grundbeſttzern zugetheilt werden moͤchten, unter denen 
ſie wohnen, wogegen dieſe Koſten von den Grundbeſitzern allein, mithin auch von den 
Eigenkaͤthnern gezahlt werden muͤßten. 


le Waupt⸗ Abschnitt. 


Die von em Provinzial⸗Landtage Sr. Majeſtät dem Könige unterthanigft 025و"‎ Bitten 
und Anträge betreffend. 


A. Gegenſtäͤnde die Rechtsformen und Rechtsverwaltungen betreffend. 


1. Der Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied vom 17ten Maͤrz 1828 No. 25. pag. 71 
enthält auf die Denkſchrift des ٤ Provinzial⸗Landtages vom 24ſten Februar 1827 fol⸗ 
gende Beſtimmung: 


auf das Geſuch, daß nach erfolgter Reviſion der Geſetzbuͤcher und vor Publikation 
der neuen Nedaction die Entwürfe den Ständen zur Berathung vorgelegt werden 
mögen, koͤnnen wir zur Zeit keine Entſchließung faſſen, da ſich erſt kuͤnftig ergeben 
wird, ob ſolche Veraͤnderungen der beſtehenden Geſetzgebung in Frage kommen wer⸗ 
den, welche nach dem Geſetze vom 5ten Juni 1823 eine Berathung mit den Ständen 
nothwendig machen ſollten. 


Die Provinzial-Staͤnde hielten ſich zuvoͤrderſt verpflichtet, fuͤr die eventuelle Be⸗ 
ruͤckſichtigung ihres Geſuchs, des Königs Majeſtaͤt ihren ehrfurchtsvollen Dank darzubrin⸗ 
gen, demnaͤchſt aber auch unterthaͤnigſt zu bemerken, 


daß das Necht, welches fo lange in einer Nation gelebt hat, ein Stuͤck ihres eigenen 
Weſens geworden fey. So nothwendig und wohlthaͤtig dahero auch in groͤßern Zeit 
abſchnitten abaͤndernde Beſtimmungen dieſes Rechts ſeyen, ſo bleibe es dennoch in 
dieſen entfernten und die eigenthuͤmlichſten Verhaͤltniſſe beſitzenden Provinzen der Mone 
archie dringend wͤnſchenswerth, daß ſolche ſtändiſche Landesbewohner, welche mi 
dem inneren Leben in dieſen Provinzen am vertrauteſten find, von den oberſten Pro- 
vinzial⸗Behoͤrden bei der Begutachtung der Geſetzes⸗Entwuͤrfe mit zugezogen werden 
mögen; und da es verlaute, daß ſogar Einleitungen zur Reviſion der Provinzial— 
Geſetze getroffen wuͤrden, fo haben die Provinzial⸗Staͤnde die ehrfurchts volle Bitte 
nicht unterdruͤcken moͤgen, 


daß des Königs Majeſtaͤt allergnaͤbigſt geruhen möge, dem Aten Provinzial⸗ 
Landtage des Koͤnigreichs Preußen die Wahl derjenigen Mitſtaͤnde aufzutragen, 
welche, in Verbindung mit den oberſten Beamten dieſer Provinz, zur Begutach⸗ 
tung ſowohl der allgemeinen, als auch der Provinzialgeſetze mitwirken, um dem⸗ 
naͤchſt zur weiteren Erklaͤrung dem folgenden Provinzial > Landtage berichten 
zu koͤnnen. 
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٣٤‏ ھ2 
vom 14. Febr.‏ 
No. 28.)‏ .1829 


Damit aber die Wahl recht wuͤrdige, erfahrene und zu dieſem Geſchaͤft tuͤchtig ge⸗ 
eignete Mitſtaͤnde treffen moͤge, erlaubten . مت‎ » Stände fich 0 den unters 
thaͤnigſten Antrag zu machen: 

die Wahl der abgeordneten, bei der Begutachtung der Geſetze zuzuziehenden, 
ſtaͤndiſchen Commiſſarien nicht ausſchließlich auf die Provinzialſtaͤndiſchen Abge⸗ 
ordneten beſchraͤnken zu duͤrfen, ſondern zu geſtatten, daß aus der ganzen Zahl 
aller zum Erſcheinen auf den Kreistagen berechtigten Staͤnde, Commiſſarien 
nach den geſetzlichen Verhaͤltniſſen der Staͤnde gewaͤhlt werden duͤrfen, und daß 
die ſolchergeſtalt gewaͤhlten ſtaͤndiſchen Commiſſarien, Behufs der Mittheilung 
des Reſultats ihrer Arbeiten, auf dem Provinzial-Landtage erſcheinen koͤnnen, 
wenn dieſelben auch nicht Provinzialſtaͤndiſche Abgeordnete ſeyn ſollten. 

2. Die Provinzial-Staͤnde erlaubten ſich die ehrfurchtsvolle Bitte, daß zur ء۴‎ 
rung einer zweckmaͤßigen Criminal-Juſtizpflege des Koͤnigs Majeſtaͤt allergnaͤdigſt geruben 
möge, bei Gelegenheit der Reviſion der Geſetze dahin wirken zu laſſen: 

daß ſolche organiſche Einrichtungen getroffen, und ſolche geſetzliche Beſtimmungen ۶ 

laſſen werden, vermoͤge welcher es moͤglich wird, daß kuͤnftig bei Gelegenheit der 

Spezial⸗Inquiſition die Mitſchuldigen und Zeugen unter angemeſſenen Modificationen 

in Gegenwart der Richter, des Angeklagten und ſeines Vertheidigers, vernommen 

werden. 

Da die Provinzial-Staͤnde ferner ſich überzeugt haben, daß bei der Pflege 
der Criminal-Juſtiz nichts heilſamer ſey, als eine gute Beweis-Theorie und deren 
weiſe und gewiſſenhafte Anwendung, um den Richter (insbeſondere wenn derſelbe zugleich 
ſowohl über die Thatſachen den Wahrſpruch, als auch über die Schuldbarkeit, die Sentenz 
ausſprechen muͤſſe) gegen die beiden gefährlichen Abirrungen zu ſchuͤtzen, entweder den Ans | 
geſchuldigten zu leicht zu abſolviren, oder denſelben zu hart zu verdammen. Eine ۸ 
Lehre, welche nach den allgemeinen Regeln der Erfahrung uͤber geſchichtliche Wahrheit, 
unſichere, truͤgliche Mittel der Ueberzeugung von den ſichern und aͤchten ſondert und diefe 
zulaͤßt, den Gebrauch jener aber verwirft; welche in Ruͤckſicht der von ihr uͤberhaupt zuge⸗ 
laſſenen Beweismittel beſtimmt, unter welchen Bedingungen ihnen eine beſondere Beweis— 
kraft zukomme oder nicht; welche feſtſetzt, welche und wie ſtarke Beweismittel wenigſtens 
vorhanden ſeyn muͤſſen, wenn entweder uͤberhaupt, oder bei dieſen oder jenen Verbrechen, 
der Angeklagte für uͤberwieſen gehalten werden darf; welche neben dieſen geſetzlich verpflich- 
tenden Beſtimmungen zugleich Regeln aufſtellt, und ohne das Urtheil zu binden, demſelben 
wenigſtens als Richtſchnur des Wahren dienen kann, erſchien unerlaßlich nothwendig, und 
die Provinzial⸗Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 


bei Reviſton der Gefeße dahin wirken zu laſſen, daß eine folche Beweis- Theorie, fo 


(Oenkſchrift 


٠ lange Wahrſpruch und Sentenz zuſammen von einem Richter gefprochen werden, ſtets pom 14. Febr. 


aufrecht erhalten und weiter ausgebildet werden moͤge. 
3. Die Provinzial-Staͤnde hatten bereits auf dem 2ten Provinzial⸗Landtage die Bitte 
gewagt, ein neues Muͤhlengeſetz fuͤr die geſammten Provinzen des Koͤnigreichs Preußen 
entwerfen, bis zur Publikation dieſes Geſetzes aber das Muͤhlengeſetz vom 29ſten Maͤrz 1808 
außer Kraft zu ſetzen und das Muͤhlengeſetz vom 28ſten Oktober 1810 als ein Interimiſti⸗ 
cum gelten zu laſſen. 
Der Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied vom 17ten arg 1828 No. 19. Fol. 69. hat 
indeſſen dieſen Antrag zuruͤckgewieſen, weil die Staͤnde nichts angefuͤhrt haͤtten, was einen 
zureichenden Grund zu einer Abaͤnderung der Allerhoͤchſten Cabinets < Ordre vom 22ſten 
September 1826 abgeben koͤnne. Zr ۲ 
۱ Wenn indeſſen das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 überall als hoͤchſt laͤſtig, dagegen 
das vom Jahr 1810 als auf milderen Grundſaͤtzen beruhend anerkannt wird, fo haben die 
Provinzial⸗Staͤnde einſtimmig beſchloſſen, dieſe Muͤhlenangelegenheit nochmals vor den Thron 
des Königs Majeſtaͤt zu bringen, und in der Ueberzeugung, daß der durch den Allerhoͤch— 
ſten Landtags-Abſchied erhaltene abſchlaͤgliche Beſcheid nur um deshalb erfolgt ſey, weil 
die Provinzial-Stände auf dem 2ten Provinzial-Landtage ſich nicht vollſtaͤndig genug 2 
gefprochen haben, fo haben die Provinzial-Staͤnde ferner beſchloſſen, eine unmaßgebliche 
Prüfung der Muͤhlengeſetze vom Jahr 1808 und vom Jahr 1810 zuſammenſtellen zu laſſen, 
in der Hoffnung, durch dieſe Zuſammenſtellung ihre unterthaͤnigen Antraͤge beſſer begruͤndet 
bingeben zu koͤnnen. 
In dieſer Beziehung haben die Provinzial: Stände zuvoͤrderſt bemerklich gemacht, 
daß die Tendenz des Muͤhlengeſetzes vom 29ſten Maͤrz 1808 dahin gehe: ۱ 
Aufhebung des Muͤhlenzwanges nach der Willkuͤhr der Zwangsverpflichteten. ۶+ 
ſchaͤdigung des Muͤllers durch Erlaß des Erbpacht-Canons oder der Muͤhlen-Arrende, 
mit Vorbehalt des Gegenbeweiſes von Seiten des Muͤhlen-Erbpaͤchters und Muͤhlen⸗ 
Verpaͤchters. Demnaͤchſt aber die Beſtimmung der Entſchaͤdigung des Entſchaͤdigers 
(des Muͤhlen⸗Eigenthuͤmers) zu Laſten der bisherigen Zwangs-Mahfpflichtigen, 

wogegen die Tendenz des Muͤhlen-Geſetzes vom 28ſten Oktober 1810 ſich deutlich ausſpreche, 
daß der Muͤhlenzwang unbedingt aufgehoben ſeyn ſolle, und zwar im Allgemeinen 
ohne Entſchaͤdigung des Muͤllers, mit Vorbehalt eines ſtrengen Gegenbeweiſes Sei⸗ 
tens des Muͤllers. 

Das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1810 iſt, feinem Titel nach, für die ganze Monarchie 
beſtimmt, und da das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 nur für die Provinzen Oſtpreußen, 


1829. No. 29.) 


Litthauen, incl. des Ermelandes, und des lanbraͤthlichen Kreiſes von Marienwerder gegeben 
war, fo ſchien es, daß das neuere allgemeine Geſetz das ältere aufgehoben habe; wenig⸗ 
feng iſt, der That nach, ſeit dem Jahre 1810 das Muͤhlengeſetz von dieſem Jahre in Of 
preußen, Litthauen ꝛc. ꝛc. angewendet worden, und es ſind ſogar mehrere Prozeſſe nach den 

Grundſaͤtzen entſchieden, die das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1810 aufgeſtellt. 

ni Durch die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 22ſten September 1826 erfolgte eine 

authentiſche Erklaͤrung daruͤber, 
daß mit dem Geſetz vom 29ſten März 1808 die Geſetzgebung für das Muͤhlenwefen 

in Oſtpreußen und Litthauen, mit Einſchluß des Ermelandes und des Marienwerder 
landraͤthlichen Kreiſes für abgeſchloſſen zu achten, und das Geſetz vom 28ſten 2 
ber 1810 auf dieſe Theile der Monarchie keine Anwendung haben ſolle, 

und es bildeten fic) dadurch in den Provinzen Oſtpreußen, Litthauen ꝛc. ꝛc. die ſonderbar⸗ 

ſten Verhaͤltniſſe, indem die Geſetzgebung ein Geſetz aufrecht erhielt, welches, der That nach, 

ſeit dem Jahre 1810 fuͤr aufgehoben geachtet war; ja es duͤrfte zu beſorgen ſeyn, daß Miß⸗ 

verhaͤltniſſe aller Art noch greller vortreten werden, wenn das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 

auch auf ſolche Verhaͤltniſſe einwirken ſollte, die ſeit dem Jahre 1810 nach dem ganz 

heterogenen Muͤhleugeſetz vom Jahr 1810 geregelt find. 

Nach dieſen allgemeinen Betrachtungen zogen die Provinzial-Staͤnde in Erwägung: 
a. daß es nicht abzuſehen ſeyn dürfe, warum das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1810 für die 
ganze Monarchie geltend ſeyn ſolle, waͤhrend nur ein Theil der Provinzen Preußens 
das Muͤhlengeſetz vom Jahre 1808 anzuerkennen die Verpflichtung haben wuͤrde, da 
auch nicht die entfernteſte Beſorgniß waͤre, daß des Koͤnigs Majeſtaͤt Oſtpreußen, 
Litthauen, Ermeland und den Marienwerder landraͤthlichen Kreis haͤrter zu behan— 
deln beabſichtige, als den uͤbrigen Theil des Preußiſchen Provinzial-Verbandes und 

ſaͤmmtliche uͤbrige Provinzen des Koͤnigreichs. 

b. daß der im Geſetz vom Jahr 1808 angenommene Normal⸗Entſchaͤdigungsſatz des gan⸗ 
zen Erbpacht⸗Canons oder der ganzen Zeitpacht als Equivalent für ۵۶۱ ۶ 
nen Muͤhlenzwang in jedem Fall zu hoch ſey, da der Muͤller den Zins- oder Erbpachts⸗ 
Canon nicht allein fuͤr das Mahlwerk der veranſchlagten Mahlgaͤſte, ſondern auch fuͤr 
den Gebrauch und bei Erbpaͤchtern fuͤr das nutzbare Eigenthum der Muͤhlenwerke, 
der Muͤhlengebaͤude und des in der Regel mit den Mühlen verbundenen Landes, ſowie 
für das von den Mühlens Eigenthümern den Muͤllern zu gewaͤhrende freie Bau⸗ 
holz bezahle. Dieſe zu hohe Normal-Entſchaͤdigung muͤſſe die Folge haben, daß in 
der Regel der Muͤhlen-Eigenthuͤmer dem Müller einen Schaden-Erſatz für den ۶ 
hobenen Muͤhlenzwang, der die ganze Pacht oder den ganzen Erbpachts-Canon Deqe 


ſpruche, nicht einraͤumen koͤnne, und es muͤſſe ſchon aus dieſen Gruͤnden, vielleicht 
nur mit wenigen Ausnahmen, zu ſtrittigen Verhaͤltniſſen zwischen e Muͤh⸗ 
۱ len⸗Eigenthuͤmern und Muͤhlenpaͤchtern kommen. 

c. daß unter folchen Umſtaͤnden die Frage hoͤchſt wichtig ſey, wem in dieſen 6 ſrittigen 
Faͤllen den Beweis zu fuͤhren obliege? Nach allen Theorien des Rechts und nach 
allen, über Entſchaͤdigungs⸗Gegenſtaͤnde beſtehenden Geſetzen, liege der Beweis eines 
Schadens den Beſchaͤdigten ob; nur das Muͤhlengeſetz vom Jahr 1808 mache hierin 
allein eine Ausnahme und verurtheile den Muͤhlen-Eigenthuͤmer zu einem Beweis 
den er nicht fuͤhren koͤnne, weil ihm alle Mittel dazu entzogen ſind, ſobald der Muͤller 
keine oder nicht vollſtaͤndige Mühlen ۳۷ء‎ gefuͤhrt haben ſollte. 

d. daß nach dem allgemeinen Landrecht §. 74. 75. der Einleitung, dem Staate die Ent⸗ 
ſchaͤdigung für aufgehobene Rechte zur Befoͤrderung des gemeinen Wohls obliege, 
daß dieſer Grundſatz im Muͤhlengeſetz vom Jahr 1810 anerkannt werde, im Muͤh⸗ 
lengeſetz vom Jahr 1808 aber der Muͤller auf den Muͤhlen-Eigenthuͤmer verwieſen ſey, 
obgleich der Muͤhlen-Eigenthuͤmer die neuen Verhaͤltniſſe am wenigſten herbeigeführt 
und in keinem Fall einen Vortheil von dem aufgehobenen Muͤhlenzwange jemals 
erwarten koͤnne. 
daß die Rüͤckentſchaͤdigung des Muͤhlen-Eigenthuͤmers durch die ehemaligen Zwangs⸗ 
Mahlpflichtigen ſelten theilweiſe, niemals vollſtaͤndig erfolgen werde; ſchon aus dem 
Grunde, weil den ehemaligen zwangs-mahlpflichtigen Koͤnigl. Bauern, die fehr haͤufig 
zu Privatmuͤhlen veranſchlagt waren, die Muͤhlenzwangs-Befreiungsgelder ausdruͤcklich 
erlaffen wären. ۹ 

f. daß die Gläubiger des Muͤhlen-Eigenthuͤmers beinahe in demſelben Maaße als die 
Muͤhlen⸗Eigenthuͤmer durch den aufgehobenen Muͤhlen-Canon leiden muͤßten, wodurch 
die Sicherheit der Real-Hypothek ganz offenbar gefährdet werden würde, 

g. daß die ehemaligen zwangs⸗mahlpflichtigen Privat⸗Bauern, die zu Privatmuͤhlen ange⸗ 
ſchlagen waren, in eine viel unguͤnſtigere Lage kommen wuͤrden, als diejenigen, die in 
Koͤnigl, Mühlen mahlen mußten, weil Erſtere in der Zufunft angehalten werden wuͤr⸗ 
den, Muͤhlenzwangs⸗Befreiungsgelder zu zahlen, während Letztere frei von einer fols 
chen Abgabe bleiben wuͤrden. 

Die Provinzial⸗Staͤnde ſchmeichelten ſich mit der Hoffnung, daß ihre gegenwaͤrtige 
Auseinanderſetzung und Darſtellung der Muͤhlen-Verhaͤltniſſe ganz neue und triftigere Gründe 
enthalte, als die, welche von dem 2ten Provinzial-Landtage in Anregung gebracht waͤren 
und vereinigten ſich ganz einſtimmig zu der unterthaͤnigſten Bitte: 


€ 
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die Provinzen Oſtpreußen, Litthauen, Ermeland und den Marienwerder landraͤthlichen 
Kreis mit den uͤbrigen Provinzen der Monarchie, bezuͤglich der Muͤhlengeſetze, gleich 
zu ſtellen, und das Muͤhlengeſetz vom 28ſten Oktober 1810 als für die ganze Monar⸗ 
chie und mithin auch fuͤr die Provinzen Oſtpreußen, Litthauen, incl. Ermeland und 
den Marienwerder landraͤthlichen Kreis gültig, mit ausdrücklicher Aufhebung des 
Muͤhlengeſetzes vom 29ſten Maͤrz 1808 und der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre dom 
22ſten September 1826, zu erklaͤren. 

Fuͤr den Fall aber, daß dieſer unterthaͤnigſte Antrag abermals zuruͤckgewieſen wer⸗ 
den ſollte, baten die Provinzial-Staͤnde: 

daß fuͤr den Fall des unbedingten Beſtehens des Geſetzes vom 29ſten Maͤrz 1808 
der Staat die Muͤhlen-Eigenthuͤmer für die verlorne Muͤhlenpacht oder den Muͤhlen⸗ 
Erbpachts⸗Canon vollſtaͤndig entſchaͤdige, und der Muͤhlenzwang als allgemein aufge⸗ 
hoben betrachtet werden moͤge. 

4. Der Koͤnigl. Commiſſarius hatte den Provinzial-Staͤnden eine Ueberſicht der 
Reſultate der Amtsarbeiten des Inſtituts der Schiedsmaͤnner in dem Regierungsbezirk 
Marienwerder mitgetheilt, mit dem Bemerken, daß aus den uͤbrigen Regierungsbezirken noch 
keine Nachrichten eingegangen waͤren, und nur der Schiedsmann Pohl in Memel ihm angezeigt 
habe, daß in ſeinem Geſchaͤftsbezirk 445 Faͤlle angemeldet und davon 287 durch Vergleich 
beendigt waͤren. | 

Die Reſultate dieſer Mittheilung mußten den Provinzial-Staͤnden um ſo erfreulicher 
ſeyn, als ſich daraus ergab, das waͤhrend eines Zeitraums von 3 bis 4 Monaten, als ſo 
lange die Schiedsmaͤnner in Thaͤtigkeit geweſen find, in 8 landraͤthlichen Kreiſen des Mas 
rienwerderſchen Regierungsbezirks 1072 Rechtsſachen von denen Schiedsmaͤnnern durch 
Vergleich abgemacht waren. In der Hoffnung, daß dieſes Inſtitut im Laufe der Zeit fich 
immer mehr und mehr ausbilden werde, und daß einerſeits zu ſeiner Belebung vorzuͤglich 
beitragen dürfe, wenn den Schiedsaͤmtern Stempelfreiheit bewilligt werde, anbrerſeits aber 
auch um denen in der Regel mit den Stempelgeſetzen nicht beſonders vertrauten Schieds— 


maͤnnern dieſe Laſt und Verantwortlichkeit abzunehmen, baten die Provinzial⸗Staͤnde unter⸗ 


thaͤnigſt: 

dem Inſtitut der Schiedsmanns-Aemter in allen zu ihrem Foro gezogenen Gegenſtaͤn⸗ 

den Stempelfreiheit gnaͤdigſt zu bewilligen und zu beſtimmen, daß nur dann die Stem⸗ 

pelpflichtigkeit eintreten duͤrfe, wenn die durch die Schiedsmaͤnner aufgenommenen 

Vergleiche, denen Gerichtshoͤfen zu Vollſtrecknng der Exekution uͤberwieſen würden; je⸗ 

doch mit der Maaßgabe, daß in ſolchen Faͤllen die zu adhibirenden Stempel nicht von den 

Schieds⸗Aemtern, ſondern von den betreffenden Gerichten erfordert werden muͤßten. 
5. Von 


5. Von dem Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterio iff der Grundſatz aufgeſtellt worden, daß 
bei freiwilliger Abtretung der Patrimonial-Gerichtsbarkeit an den Staat, ſobald ſolche nicht 
über 50 Seelen enthält, von dem Staat auch ſaͤmmtliche Pflichten, mithin auch die Crimi⸗ 
nal⸗Koſten übernommen werden ſollen, daß dagegen bei groͤßern Jurisdiktionen die Crimi⸗ 
nal⸗Koſten dem Jurisdiktionario nach wie vor zur Laſt bleiben. Es ſcheint nicht einzu⸗ 
leuchten, worauf ſich jene, die freiwillige Abtretung der groͤßern Patrimonial-Jurisdiktionen 
hoͤchſt erſchwerende, Beſtimmung gruͤnden ſollte, vielmehr ſcheint es nur der Billigkeit 
gemaͤß, daß, wenn Jemand ſeine bisherigen Rechte dem Staate abtritt, der Staat auch 
ſaͤmmtliche damit verknuͤpfte Pflichten ohne Ausnahme uͤbernehmen muß. 

Die Provinzial⸗Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt: 
daß in denen Faͤllen, in welchen auch über 50 Seelen enthaltende Patrimonial-Ju⸗ 
risdiktionen die Rechte und Fruͤchte der Gerichtsbarkeit dem Staate abtreten wollen, 
derſelbe auch ſaͤmmtliche Koſten der Civile und Kriminal⸗Jurisdiktion ohne Ausnahme 
uͤbernehmen moͤge. ۱ 

6. Die mannichfaltigen Mängel und Nachtheile welche in Beziehung auf die zweck⸗ 
maͤßige Ueberſicht und auf die durchgreifende Ausuͤbung der hoͤhern Criminal-Juſtiz daraus 
entſtehen, wenn dieſelbe vielfach bei Patrimonial-Gerichten verſplittert iſt, ſind wiederho— 
lentlich fuͤhlbar geworden; auch haben ſich ſehr haͤufig Antraͤge, ſowohl der Patrimonial— 
als auch der Staͤdtſchen Jurisdiktionen, in Abſicht des ſich mehrenden Drucks der Crimi— 
nal⸗Koſten vernehmen laſſen. Dieſem Uebelſtande welcher aus der Lage der Dinge in die— 
ſem Koͤnigreiche hervorgeht, duͤrfte am ſicherſten dadurch vorgebeugt werden, wenn die 
höhere Criminal⸗Juſtiz nebſt deren Saffet vom Staate uͤbernommen, dagegen alle geringere 
Vergehen, fuͤr welche die Geſetze ein Strafmaaß bis zu 4 Wochen Gefaͤngniß beſtimmen, 
bei den Civil⸗Gerichtsbarkeiten unterſucht und abgeurtheilt wuͤrden. Durch das Abtreten 
aller geringern, das Strafmaaß von 4 Wochen nicht uͤberſchreitenden Vergehen an den 
Civil⸗Richter, duͤrften nicht allein die Koſten ſehr vermindert, ein bedeutendes Erſparniß 
an Zeit und Kraftaufwand bewirkt, ſondern auch eine Menge leichter Verbrecher den In— 
quiſitoriats⸗Gefaͤngniſſen entzogen und dadurch die Beſorgniß hinweggeraͤumt werden, daß 
ſolche Verbrecher aus den größeren, gewöhnlich ſehr angefuͤllten Gefaͤngniſſen nur verderb⸗ 
ter durch das Beiſpiel anderer Verbrecher entlaſſen werden. 

Die Provinzialſtaͤnde erlaubten ſich daher die ehrfurchtsvolle Bitte: 
die Criminal⸗Gerichtsbarkeit ſaͤmmtlicher Patrimonial⸗ und Staͤdtſchen Jurisdiktionen 
in den hoͤheren und wichtigern Faͤllen den competenten Koͤnigl. Gerichten uͤberweiſen, 
zugleich aber auch ſaͤmmtliche Koſten und Laſten, welche mit der Ausuͤbung der hoͤ⸗ 
bert Criminal Juſtizpflege irgend zuſammenhaͤngen, auf Staats⸗Fonds huldreichſt 
4. 
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uͤbernehmen zu laſſen, endlich aber Allergnaͤdigſt zu bewilligen, daß ſolche Vergehen, 
deren geſetzliches Strafmaaß eine Zeit von 4 Wochen nicht uͤberſteigt, bei den Gis 
vil⸗Gerichtsbarkeiten unterſucht und beſtraft werden dürfen, und daß hiernach die 
Beſtimmungen der S$. 61. bis 66. des 17. Tit. des II. Theils des allgem. Land⸗ 
Rechts und das in dieſen §§. erwähnte Strafmaaß ausgedehnt werden ۰ 

7. Die Provinzial⸗Staͤnde haben davon Kenntniß erhalten, daß bei Geſetzen, durch 
welche Abgaben feſtgeſtellt werden, und namentlich bei den Stempel- und Zollſteuer⸗Geſetzen, 
die Adminiſtrations-Behoͤrden in zweifelhaften Fällen dieſe Geſetze in der Art zum Mache 
theil der Abgabepflichtigen ausdehnen, daß dadurch ſtaͤrkere Belästigungen entſtehen, als der 
Geſetzgeber wirklich beabſichtigt habe. 

Die Provinzial⸗Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt: 
huldreichſt zu befehlen, daß gedachte Geſetze durch die Adminiſtrations-Behoͤrden ohne 
Allerhoͤchſte Beſtimmung nicht zur ſtaͤrkern Belaſtung der Abgabepflichtigen gedeutet, 
vielmehr im zweifelhaften Fall nur immer zu Gunſten der Betheiligten ausgelegt, 
und niemals weder eine höhere Abgabe noch eine höhere Sicherſtellung für die Ab⸗ 
gabe gefordert werden duͤrfte. 

8. Mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets-Ordre vom 30ſten Maͤrz 1808 haben Sr. Ma⸗ 
jeſtaͤt der König dem damaligen Kanzler von Schroͤtter Beſtimmungen wegen Aufhebung 
des bisherigen Lehns⸗Verhaͤltniſſes zu geben und dabei Allergnaͤdigſt auszuſprechen geruhet: 
daß der im Ermlande noch hin und wieder ſtattfindende Nexus inter Dominum et Va- 
sallum wohl in Hinſicht des Kriegsungemachs, welches die Provinz Preußen vorzüglich 
empfunden, ohne Schadloshaltung aufgehoben werden koͤnne. Die Erfolge dieſer Aller- 
hoͤchſten Cabinets-Ordre ſind nicht bekannt geworden, wohl aber beſteht dieſer Lehns— 
Nexus im Ermlande nach gegenwaͤrtig, daher trugen die Provinzial⸗Staͤnde unterthaͤnigſt 
an: 

daß Se. Majeſtaͤt der König Allergnaͤdigſt geruhen möge, die Aufhebung des gedachten 
Nexus inter Dominum et Vasallum ohne Schadloshaltung im Ermlande durch 
das Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterium naͤher beleuchten und eroͤrtern zu laſſen, in wiefern 
die erwähnte Aufhebung jenes Verhaͤltniſſes nach dem Ausſpruch der Allerhoͤchſten 
Cabinets⸗ Ordre vom 30ſten März 1808 gegenwaͤrtig allgemein ins Leben treten 
koͤnne. 

9. Die beſtehenden Geſetze beſtimmen zwar diejenigen Competenzſtuͤcke, welche einem 
Schuldner bei Vollſtreckung der Exekution freigelaſſen werben muͤſſen, indeſſen ſcheinen bei 
den gegenwaͤrtig unguͤnſtigen Verhaͤltniſſen, denen die Ackerwirthſchaften noch unterliegen, 
dieſe Beſtimmungen nicht vollkommen ausreichend, um die Zerſtoͤrung der Landwirthſchaften 


— 
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moglichſt zu verhindern und insbeſondere zu vermeiden, daß die Pferdezucht und die Zuzucht 
anderer Viehgattungen nicht durch einſeitige Maaßregeln der Behoͤrden zum Nachtheil der 


Landes⸗-Cultur zerruͤttet und oft dadurch dem allgemeinen Beſten mehr Verluſte verurſacht 
werden, als irgend Vortheile fuͤr den Glaͤubiger, aus dergleichen ſcharfen Maaßregeln er⸗ 


wachſen koͤnnen. Um den Zweck der höheren Landes⸗Cultur zu ſchuͤtzen, duͤrfte nicht allein 
erforderlich ſeyn, daß im weiteſten Umfange alle Gegenſtaͤnde, vorzuͤglich alle Viehgattun⸗ 
gen, welche irgend als zum Betrieb und Futter-Verzehrung des Landguts gehörig anges 
ſehen werden koͤnnten, von der Abpfaͤndung ausgenommen blieben; mit Ausnahme der zum 
Luxus und zum Verkauf ausgeſetzten Thiere, ſondern es ſcheint ferner nothwendig, daß 
ausdruͤcklich noch hinzugefuͤgt werde, daß keine Mutterſtuten und kein Zuwachs junger Pferde 
von einem Landgute weggenommen werden duͤrfen. 


In Betrachtung dieſer اوت‎ 00 die Provinzial⸗Staͤnde die ehrfurchts⸗ 
volle Bitte: 
daß des Königs Majeſtaͤt Allergnaͤdigſt geruhen möge , zu folchen Zwecken dienende 
Deklarationen der beſtehenden Geſetze zu befehlen, und demnaͤchſt durch die hoͤchſten 
Behörden die Verwaltungs- und Juſtiz-Collegien danach inſtruiren لاخ‎ 1+ 


10. In den mit dem Preußiſchen Staate im Jahr 1772 wieder vereinigten und 
durch den Tilſiter Frieden davon abermals getrennt geweſenen Gegenden der Landestheile 
Weſtpreußens, beſtehet bis jetzt noch die weibliche Gefchlechts= Euratel, und obgleich ſich 
das Koͤnigl. Ober⸗ Landesgericht von Weſtpreußen unterm Aſten April 1824 an das ۶ 
nigl. Juſtiz⸗Miniſterium wegen Aufhebung deſſelben verwendet, auch das Letztere ſich in 
dem. hierauf erlaſſenen Beſcheide vom 17ten Mai 1824 mit dem Koͤnigl. Ober⸗Landesge⸗ 
richt vollkommen einverſtanden erklaͤrt und beigefügt hatte, daß wegen Aufhebung der Ges 
ſchlechts⸗Curatel das Noͤthige eingeleitet werden wuͤrde; nicht minder auch in dem dieſſeits 
der Elbe gelegenen Herzogthum Magdeburg dieſe Geſchlechts-Curatel im Jahr 1826 auf 
gehoben worden, und dies auch mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets⸗Ordre vom 20ſten Mai 1826 
in Abſicht des jetzt zur Churmark gehörigen Luckenwaldefchen Kreiſes geſchehen, fo dauert 
dennoch dieſe, das weibliche Geſchlecht beſchraͤnkende Maaßregel, in dem gedachten Abſchnitt 
des Landestheils Weſtpreußen noch gegenwaͤrtig fort, obgleich fie zu einer blos laͤſtigen und 
fofifpieligen Form herabgeſunken iſt. 


Die Provinzial⸗Staͤnde trugen daher unterthaͤnigſt an: 
daß dieſe das weibliche Geſchlecht beſchraͤnkende Curatel, da wo ſolche in den einzelnen 
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Gegenden des Landestheiles Weſtpreußen gegenwaͤrtig beſtehet, noch vor Emanirung vom 3. Febr. 


der zur Reviſion vorliegenden Geſetze aufgehoben werden moͤge. 
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11. In dem allgemeinen Landrecht iſt die Beſtimmung in Abſicht der Verhinderung 
des Schadens durch entſtehende Sandſchollen nicht ſo erſchoͤpfend, daß auf den Grund 
derſelben diejenigen Beſitzer ſolcher Sandflaͤchen, welche fie, zum Nachtheil ihrer nach- 
barlichen Beſitzer, gaͤnzlich vernachlaͤſſigen, in rechtlichen Anſpruch genommmen werden 
koͤnnen. Dergleichen Vernachlaͤſſigungen zeigen ſich aber ſehr haͤufig bei devaſtirten Forſten, 
ſequeſtrirten Guͤthern oder ſonſt unregelmaͤßigen Wirthſchaften, wodurch gute und nutzbare 
Laͤndereien und Wieſen angrenzender Nachbaren in Wuͤſteneien verwandelt werden, ohne daß 
ihnen dafuͤr ein Erſatz zu Theil werde. 


Die Provinzial⸗Staͤnde trugen daher unterthaͤnigſt an: 
bei der gegenwaͤrtig vorſtehenden Reviſion der Geſetzgebung Allergnaͤdigſt beſtimmen 
zu laſſen, daß die Verpflichtung der Grundbeſitzer, zur Deckung ihrer Sandflaͤchen, 
ſo umfaſſend feſtgeſtellt werde, daß daraus die Entſchaͤdigung der benachbarten ۶ 
beſitzer im Fall einer Vernachlaͤßigung, hergeleitet werden koͤnne. 


12. Nach einem Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterii vom 21ſten Dezember 1822 
iſt der §. 10. des Allerhoͤchſten Stempelgeſetzes vom 7ten Maͤrz 1822 dahin ausgelegt 
worden, daß der in Gemeinſchaft der Guͤther lebende Schichtgeber nach dem Abſterben des 
einen Ehegatten, für die auf feine koͤllmiſche Hälfte zufallenden Immobilien, den Kauf⸗ 
Stempel mit 1 ٤ berichtigen muͤſſe, und zwar ohne Abzug der darauf eingetragenen 
Schulden, daß dies auch auf diejenigen Erben Anwendung haben ſolle, welche bereits zur 
Erlegung des Erbſchaftsſtempels verpflichtet ſind, inſofern von ihnen die Immobilien der 
Erbſchaft angenommen werden. Dieſe Erweiterung des Stempelgeſetzes wird allgemein ſehr 
druͤckend empfunden, indem in den gedachten Faͤllen von keiner neuen Erwerbung der zu 
einer Erbſchaft gehörigen Immobilien, ſondern nur von einer Fortſetzung des ſchon früher 
im Mitbeſitz gehabten Eigenthums, oder des Beſitzthums des Erben die Rede iſt; und es 
ereignen ſich nicht felten die Fälle, daß der reine Ueberſchuß der Erbfchaft, nach Abzug der 
ingroſſirten Schulden, durch den zu berichtigenden Kaufſtempel beinahe gaͤnzlich abſorbirt 
werde. : 

In eben dem Maaße, wie der hier beruͤhrte Gegenſtand hoͤchſt druͤckend ſich darſtellt, 
wird auch die zu enge Begrenzung der Stempelfreiheit bei allen Aetus voluntariae juris- 
dietionis, beſonders aber bei kleinen Erbſchaften empfunden, in denen die für ſolche zu bes 
rechnenden Stempel in ſehr haͤufigen Faͤllen, in welchen mehrere Termine und Vorladungen 
nothwendig geworden, mit dem Gegenſtand der Erbſchaft nicht im Verhaͤltniß ſtehen. 


Dieſe ſo oft bemerkbar gewordenen Mißverhaͤltniſſe veranlaßten die Provinzial⸗ 
Staͤnde zu der ehrfurchtsvollen Bitte: 


daß des 8 Majeſtaͤt Allergnaͤdigſt geruhen möge, nicht allein den Kaufſtempel 


von denen, von den Schichtgebern in der koͤllmiſchen Hälfte zu uͤbernehmenden Ss 


mobilien als wegfallend erklaͤren, ſondern auch huldreichſt anordnen zu laſſen, daß 

dieſe Beſtimmung bei denjenigen Erben Platz greife, welche bereits zur Erlegung des 

Erbſchaftsſtempels verpflichtet find. Endlich aber auch die Stempelfreiheit bei allen 

Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeiten, beſonders aber bei Erbſchaften de⸗ 

ren Gegenſtand den Werth von 100 Thlr. nicht uͤberſteigt, gnaͤdigſt eintreten zu laſſen, 
und wenn dieſe unterhaͤnige Bitte nicht in ihrem ganzen Umfange Erhoͤrung finden ſollte, 
wenigſtens den Kaufſtempel fuͤr Immobilien, die der Schichtgeber auf ſeine koͤllmiſche 

Haͤlfte annimmt, nur von dem Theil des Werths des Immobilis, der ſchuldenfrei iſt, 

berechnen zu laſſen. 

13. Von dem 2ten Provinzial-Landtage wurde der unterthaͤnigſte Antrag gemacht, 
daß bei Inteſtat⸗Erbſchaften die Erbportion, welche an Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder 
falle, von Erlegung eines Erbſchaftsſtempels frei gelaſſen, mindeſtens der geſetzlich beſte— 
hende Stempel ganz bedeutend gemildert werden moͤge. 

Dieſer Antrag iſt nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede litt. B. No. 12. pag. 66 
aus dem Grunde zuruͤckgewieſen worden, weil das neuere Stempelgeſetz diejenigen Erb⸗ 
ſchaftsſtempel bereits abgeſchafft habe, die fruͤher auf Erbſchaften laſteten, welche Perſonen 
angefallen, die als Notherben ein geſetzliches Recht auf den Pflichttheil hatten, daß aber 
dergleichen Verguͤnſtigungen bei Erbſchaften ſolcher Perſonen, welchen durch teſtamentariſche 
Verfuͤgungen der ganze Nachlaß entzogen werden koͤnne, und die daher den Anfall einer 
Erbſchaft immer als eine zufaͤllige Erwerbung anſehen muͤſſen, nicht ſtattfinden koͤnnten, 
und hier ganz andere Ruͤckſichten eintreten muͤßten. 

Dieſer Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied ſtellt offenbar als Criterium der Stempelfrei⸗ 
heit eines Erbanfalls das Recht eines Notherben auf, dem geſetzlich der Pflichttheil nicht 
entzogen werden koͤnne, und da nach dieſem Grundſatz Lehns- und Fideicommiß⸗Anwaͤrter, 
die von einer Erbſchaft nicht ausgeſchloſſen werden koͤnnen, die aus dieſem Titel ihnen zu⸗ 
fallende Erbſchaft ſtempelfrei erheben muͤßten, dieſe Stempelfreiheit aber im Geſetz nirgends 
ausgeſprochen worden, fo erlaubten ſich die Provinzial» Stände ehrerbietigſt anzutragen: 

daß des Koͤnigs Majeftät allergnaͤdigſt geruhen möge, eine geſetzliche Beſtimmung 

ergehen zu laſſen, nach welcher den Lehns- und Fideicommiß⸗Anwaͤrtern diejenigen 

Erbſchaften, welche ihnen aus dem Lehn- oder Fideicommiß anfallen, und die ihnen 

durch Dispoſitionen ihrer Erblaſſer nicht entzogen werden koͤnnen, ſtempelfrei verab⸗ 

folgt werden muͤßten, und daß das Stempelgeſetz vom 7ten Maͤrz 1822 in dieſem 

Sinn declarirt werden möge, 


(Denkſchrift 
vom 10. Febr. 
1829. No. 20.) 


(Denkſchrift 
vom 14. Febr. 
1829. No. 26.) 
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B. Gegenſtände die die Kreisſtändiſchen Verhältniſſe betreffen. 

In Gefolge der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 19ten October 1828, die Wahl 
der Landraͤthe und Kreis⸗Deputirten in dem Preuß. Provinzialſtaͤndiſchen Verbande betref⸗ 
fend, haben die Provinzial- Stände ſich gedrungen gefühlt, des Koͤnigs Majeftät folgende 
Bitten und Wuͤnſche in Unterthaͤnigkeit vorzutragen: 

Wenn es gleich gegruͤndet ſey, daß die Wahl der Landraͤthe im Koͤnigreich Preußen 

bis zum Jahr 1806 ausſchließlich von den Ritterguts-Beſitzern ausgeübt worden, fo 

duͤrfte jenes Verhaͤltniß noch keinen Grund abgeben, die Landraths-Wahlen gegen⸗ 
waͤrtig wiederum auf die damals paſſende Art und Weiſe zuruͤckzufuͤhren. In dem 

Jahre 1806 waͤren die Landraͤthe nur allein Behörden für die Nitterſchaft geweſen, 

wogegen gegenwaͤrtig der Landrath der Vorſtand und Behoͤrde aller 3 Staͤnde ſey. 

Seit der Emanirung des Geſetzes vom 30ſten Juli 1812 waͤren ſaͤmmtliche Land⸗ 

raͤthe nach der Vorſchrift dieſes Geſetzes gewaͤhlt, aber auch abgeſehen von dieſem 

factiſchen Verhaͤltniß, ſo koͤnne es nicht geleugnet werden, daß dem Landrath nur 
allein durch das Vertrauen der Kreisſtaͤnde die Erfuͤllung ſeiner Pflichten und das 

Wirken zum Guten moͤglich gemacht werde, und er wuͤrde dieſes Vertrauen verlieren, 

wenn er nur von einem Stande gewaͤhlt ſeyn ſollte. Der Stand der Staͤdte und 

der der Landgemeinde würde ſich gekraͤnkt fühlen, wenn fie die ſeit 12 Jahren aus⸗ 

geuͤbte Befugniß, den Landrath zu waͤhlen, jetzt verlieren ſollten, und ſelbſt der Stand 

der Nitterſchaft wuͤrde ſich nicht freuen, ſondern nur mit Betruͤbniß dulden, daß er 

allein ein Recht ausuͤbe, welches er gerne auch den andern beiden Staͤnden zuerkenne. 

Tief durchdrungen von der Wahrheit, daß nur allein Einheit der Staͤnde zum 

Ziel ihres hohen Strebens führen koͤnne, baten die Provinzial-Staͤnde, im Gefolge eines 
vollguͤltig und verfaſſungsmaͤßig gewonnenen Beſchluſſes, 

die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 19ten Oktober 1828 dahin gnaͤdigſt ۸ 

zu laſſen, daß kuͤnftig die Landraͤthe im Koͤnigreich Preußen von den, nach der 2 

Ordnung vom 17ten März 1828 conſtituirten Kreis-Verſammlungen, durch abſolute 

Stimmen - Mehrheit gewählt werden duͤrfen. ۱ 

Nicht minder aber bemerkten die Provinzial- Stände, daß nach dem F. 4. der 
Verordnung vom 22ſten Auguſt 1826 zu den Aemtern der Landraͤthe und Kreis⸗Deputirten 
ausſchließlich nur Ritterguts⸗Beſitzer deſſelben Kreiſes, worin die Wahl ſtattfindet, sn 
werden Finnen, 

Dieſelben Gründe, die die Provinzial: Stände zu dem erſten Antrage bewogen haben, 
duͤrften auch gegen die Beſchraͤnkung des §. 4. der Verordnung vom 22ſten Auguſt 6 
ſprechen, und vielleicht dadurch noch ſtaͤrker hervortreten, daß der Stand der Ritterſchaft 
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kein angeborner Stand ſey, ſondern nur von der Qualitaͤt des Beſitzthums abhaͤnge, und 
es mithin keinen Uuterſchied mache, ob ein oder daſſelbe Individuum einen Grundbeſitz 
die ſer oder jener Qualiaͤt habe. 

Den Provinzial⸗Staͤnden ſchien daher nichts erwuͤnſchter, als daß die drei wuͤrdigſten 
Kreisſtaͤnde, in welchem Stande fie ſich finden laſſen, zu Landraths-Candidaten gewaͤhlt 


werden, und eben ſo, daß auf zwei wuͤrdige Maͤnner des Kreiſes, ohne Unterſchied der 


Stände, die Wahl der Kreis-Deputirten fallen ۰ 
Die Provinzial⸗Staͤnde vereinigten ſich dahero in einem vollguͤltigen Beſchluß zu der 
unterthaͤnigſten Bitte: 
daß Se. Majeſtaͤt der König geruhen möge, den F. 4. der Verordnung vom 22ſten 
Auguſt 1826 für das Koͤnigreich Preußen dahin declariren zu laſſen, daß zu den 
Aemtern der Landraͤthe und Kreis-Deputirten freie Grundeigenthuͤmer aus allen Staͤn⸗ 
den gewaͤhlt werden duͤrfen. 


C. Gegenſtände polizeiliche Verhältniſſe betreffend. 


1. Die vielfaͤltig eingegangenen Beſchwerden gegen die privilegirten Abdeckereien und 
die Anträge auf Aufhebung derſelben hinzuwirken, haben die Provinzial-Staͤnde, mit Ber 
ruͤckſichtigung, daß der diesfaͤllige Zwang durchaus nicht mehr zeitgemäß fey, und die Ab⸗ 
fonderung der mit dem Wegſchaffen des gefallenen Viehes ausſchließlich beſchaͤftigten Mens 
ſchen, denen Cultur-Verhaͤltniſſen der Provinzen entgegen ſtrebe, zu dem unterthaͤnigſten 
Antrage bewogen: 

daß alle privilegirte Abdeckereien in dem Bereich dieſes ganzen Provinzialſtaͤndiſchen 

Verbandes, gegen die aus Staaatsmitteln allergnaͤdigſt zu bewilligenden Entſchaͤdi⸗ 

gungen aufgehoben werden moͤgen, und demnaͤchſt dieſes Gewerbe von Jedermann 

frei betrieben werden koͤnne. 


2. Auf die vom Aften Landtage der Provinzial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen 
unterthaͤnigſt überreichte Denkſchriſt vom Iten Dezember 1824, über die bürgerlichen Ver⸗ 
baͤltniſſe der in der Stadt Danzig, dem Culmerlande und der Stadt Thorn bei der Res 
occupation im Jahr 1815 vorgefundenen Juden, hat der allerhoͤchſte Landtags⸗Abſchied vom 
arten Auguſt 1825 pag. 56 beſtimmt, daß bei den weitern Berathungen uͤber dieſen Ger 
genſtand, auf die in der Denkſchrift vorgetragene Begutachtung Nückficht genommen wer⸗ 
den ſolle. 2 

Bei der 3۶٤٤ Verſammlung der Provinzial⸗Staͤnde find wiederum mehrere Eingaben 
eingegangen, nach welchen bei dem weitern Fortſchreiten der juͤdiſchen Bevoͤlkerung in den 


(Denkſchrift 
vom 6. Febr. 
1829 No. 12.) 


"۲)0 6 ۴ 
vom 10. Febr. 
1829. No. 19. 


(Denkſchrift 
vom 10. Febr. 
1829. No. 18.) 


(Denkſchrift 
vom 6. Febr. 
1829. No. 25.) 
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vorgedachten Landestheilen die geſetzlichen Beſtimmungen uͤber die Regulirung der buͤrger⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe derſelben, ſich immer mehr als nothwendig darſtelle. 

Die Provinzial⸗Staͤnde hielten es daher fuͤr ihre Pflicht, nochmals unterthaͤnigſt 
zu bitten: 

das Geſetz uͤber das buͤrgerliche Verhaͤltniß der Juden in der Stadt Danzig, dem 

Culmerlande und der Stadt Thorn, nach den fruͤher vorgetragenen unterthaͤnigſten 

Bitten, abfaſſen und recht bald emaniren zu laſſen. 

3. Die Provinzial-Staͤnde haben mit innigem Bedauern Gelegenheit gehabt die 
Bemerkung zu machen, daß, waͤhrend mehrere Zweige der laͤndlichen Induſtrie im Steigen 
ſeyen, die Pferdezucht ſich im entgegengeſetzten Falle befinde, wenn gleich dieſer Zweig der 
Induſtrie ſich der groͤßten Unterſtuͤtzung und Fuͤrſorge von Seiten des Staats zu erfreuen 
habe, und die Koͤnigl. Geſtuͤts⸗Verwaltung mit umfaſſender Einſicht und raſtloſem Eifer 
alles aufbiete, einen guͤnſtigen Erfolg herbeizufuͤhren. ۱ 

Die Provinzial: Stände glauben die Gründe 8ئ‎ Sinkens der Pferdezucht in dem 
ſehr unſichern und geringen Ertrage der Pferdezucht, im Verhaͤltniß zu andern Zweigen der 
Landwirthſchaft überhaupt, und in den geſteigerten Anforderungen der Koͤnigl. Remonte⸗ 
Ankaufs-Commiſſion an die zur Remonte tauglichen Pferde zu finden. 

Die Provinzial⸗Staͤnde ſind des Dafuͤrhaltens, daß es zweckdienlich ſeyn duͤrfte, wenn 
höhere Preiſe für die Cavallerie-Remonte- Pferde gezahlt, wenn der Preis der Remonte⸗ 
Pferde nach feſtſtehenden Grundſaͤtzen, ohne alles Handeln, von den Koͤnigl. Ankaufs-Com⸗ 
miſſarien beſtimmt und gewaͤhrt werde, wenn durch geſetzliche Beſtimmungen dahin gewirkt 
würde, die beſſern jungen Stuten, bei dem herrſchenden Geldmangel, dem Lande moͤglichſt 
zu erhalten. 

Die Provinzial⸗Staͤnde enthalten ſch über dieſen Gegenſtand ausfuͤhrlichere Vorſchlaͤge 
und beſtimmte Antraͤge zu machen, indem ſie vollkommen uͤberzeugt ſind, daß, wenn ihr 
unterthaͤnigſtes Vorſtellen der gnaͤdigſten Beruͤckſichtigung werth gefunden werden ſollte, 
nichts weiter beduͤrfen wuͤrde, als der Koͤnigl. Geſtuͤte- und Armee-Verwaltung aufzugeben, 
genaue und umfaſſendere Beſtimmungen zu entwerfen, indem bei dem, allgemein im Lande 
anerkannten, vorherrſchenden, gemeinnuͤtzigen und regen Geiſte dieſer Verwaltung zu et 
warten ſey, daß ſie gewiß auch hier alle Intereſſen im Auge halten, und die zweckdienlichſten 
Mittel angeben werde, um das gewuͤnſchte Ziel zu erreichen. 

4. Von mehreren Ortſchaften der Tilfiter Niederung find daruͤber Vorſtellungen 
eingekommen, daß wegen der jetzigen Lage der Daͤmme und Schleuſen in dem kleinen 
Friedrichsgraben die Entwaͤſſerung der vorgedachten Niederung ſchon ſeit mehreren Jahren 
nicht mehr ſtattfinden koͤnne, wodurch dieſe Ortſchaften dem Verderben preis gegeben ſind. 

Die 


Die Noth dieſer Ortſchaften wird aber auch noch dadurch bedeutend gefteigert, daß von ۶ 
nen die auf denen Grundſtuͤcken haftenden Grund⸗Erbzinſe und andere Real- Verbindlichkei⸗ 
ten gefordert werden, ohne daß ſie Mittel haͤtten, die Abgaben herbeiſchaffen und leiſten 
zu koͤnnen. 


Die von dieſen Ortſchaften bei den zuſtaͤndigen Behoͤrden angebrachten ی‎ 
find bis jetzt ohne Erfolg geblieben, und aus 002 Grunde erlaubten die e 
ſich die unterthaͤnigſte Bitte: ۱ٰ ۱ ۱ 
den zuſtaͤndigen Behörden ۴ aufgeben zu laſſen, daß die Entwäſſerungs⸗ Anſtal⸗ 
ten der Tilſiter Niederung noch in 00 Jahre eingeleitet, und wo möglich ausge— 
fuͤhrt werden moͤgen. E 


5. Wenn es mit dem lebhafteſten Dank anerkannt werden muͤſſe, daß durch die 
Gnade Sr. Majeſtaͤt des Königs für den Bau der Kunſtſtraßen in dem Preuß. Provinzial⸗ 
ſtaͤndiſchen Verbande viel geleiſtet worden, fo erfordern doch auch die Verhaͤltniſſe des ۶ 
nigreichs Preußen, eines Landes, welches ohne hinlaͤngliche Waſſer-Communication, von 
den ohnehin ſchwer zu verfahrenden erſten Erzeugniſſen des Ackerbaues und der Viehzucht 
hauptſaͤchlich lebt, daß die Kunſtſtraßen in moͤglichſter Ausdehnung verbreitet werden. 


Die Provinzial-Staͤnde haben ſich daher die unterthaͤnigſte Bitte erlaubt: 
daß mit dem Allerhoͤchſten Orts befohlenen Kunſtſtraßen-Bau in moͤglichſt ausgebrei— 
teten Beziehungen und durch alle Theile der Provinz fortgefahren werden moͤge. 


Um nun aber auch ihrer Seits zu dem oben angedeuteten Zweck foͤrderlich zu ſeyn, 
konnten die Provinzial⸗Staͤnde nicht unterlaſſen, ihre und der Landes-Eingeſeſſenen Bereit: 
willigkeit bei dem Kunſtſtraßen-Bau aus allen Kräften mitzuwirken, auszuſprechen. Sie 
haben ſich auf die Kreiſe berufen, in welchen bereits wichtige Anerbietungen gemacht ſind, 
wodurch der Bau der erforderlichen Kunſtſtraßen weſentlich gefoͤrdert werde. 


Die Provinzial-Staͤnde hoffen aber, daß dieſe Huͤlfe Seitens der Kreiſe, welche die 
Kunſtſtraße beruͤhren moͤchte, ſich noch allgemeiner und wirkſamer zeigen wuͤrde, wenn 
Se. Majeſtaͤt der Koͤnig geruhen moͤchte zu genehmigen, (als worauf die Provinzial⸗Staͤnde 
in Gefolge eines verfaſſungsmaͤßigen Beſchluſſes unterthaͤnigſt antrugen): 


daß fuͤr east zum Bau der Kunſtſtraßen denen Kreis-Bewohnern eine billige 
Verguͤtigung mit 4 in baarem Gelde „ und 3 in Chauſſee-Zetteln, welche letztere an 
allen Barrieren des Provinzialftändifchen Verbandes, gleich dem baaren Gelde von 


den Reiſenden ausgegeben, und daher auch von den Inhabern veräußert werden buͤrf— 
ten, gewaͤhrt werden moͤge, 


(Denkſchrift 
vom 10. Febr. 
1829. No. 22.) 


(Denkſchrift 
vom 14. Febr. 
1829. No. 32.) 


ſo wie, 
daß, wenn von Seiten des Staats der Bau einer Kunſtſtraße fuͤr nuͤtzlich erachtet 
werden ſollte, denen nach der Kreis-Ordnung vom 17ten Maͤrz 1828 gebildeten 
Kreis⸗Verſammlungen derjenigen Kreiſe, in welchen die Kunſtſtraſie durchzuführen 
ſeyn würde, ein Bauz Project vorgelegt und die Kreis-Verſammlungen aufgefordert 
werden möchten, ihre Anerbietungen, Behufs der Theilnahme an dem Kunſtſtraßen⸗ 
Bau bei den zuſtaͤndigen Behoͤrden anzubringen. 


D. Gegenſtände den Handel der Provinzen des Koͤnigreichs Preußen betreffend. 

1. Von dem 2ten Provinzial-Landtage erging an Se. Majeſtaͤt den König die uns 
terthaͤnigſte Bitte, die Einfuhr des fremden und namentlich des ruſſiſchen Tauwerks mittelſt 
hoͤherer Beſteuerung zu erſchweren, weil dadurch allein die zu Grunde gehenden inlaͤndiſchen 
Reifſchlaͤgereien erhalten werden koͤnnten. 


Durch den Allerhoͤchſten Landtags-Abſchied vom 17. März 1828 Litt. B. No. 6. pag. 64 
wurde dieſe Bitte aus den Gruͤnden zuruͤckgewieſen, weil das wichtigere Intereſſe der Rhe— 
derei vorzugsweiſe beruͤckſichtigt werden muͤſſe, weil die behauptete geringere Haltbarkeit des 
ruſſiſchen auf Maſchinen angefertigten Tauwerks, mit anderweit eingezogenen Nachrichten 
im Widerſpruch ſtaͤnde, und weil bereits darauf Bedacht genommen waͤre, die Anlagen von 
Anſtalten zu beguͤnſtigen, um eben ſo gutes und wohlfeiles Tauwerk im Inlande verfertigen 
zu koͤnnen, als das Ausland liefere. 


Im Laufe der Zeit haben ſich die Rheder in Danzig dahin gutachtlich geaͤußert, daß 
fie die Anwendung des ruſſiſchen Tauwerks bei den Schiffen nicht allein fir hoͤchſt ۶ 
theilig, ſondern ſelbſt wegen des dadurch gefährdeten Menſchen-Lebens für hoͤchſt gefährlich 
erklaͤren und bevorworten muͤßten, daß die Erhaltung wohlhabender Reifſchlaͤger am Orte 
ſelbſt fuͤr die eigene Rhederei unentbehrlich, dieſe Erhaltung der Reifſchlaͤger aber unmoͤglich 
ſey, wenn der Einfuhr des ruſſiſchen Tauwerks keine Schranken geſetzt wuͤrde. 


Dieſem Gutachten ſind die Rheder in Koͤnigsberg und Memel beigetreten, und die 
über die geringe Haztbarfeit der ruſſiſchen Taue in Memel, Königsberg, Pillau und Danzig 
angeſtellten Verſuche find uͤbereinſtimmend dahin ausgefallen, daß das ruſſiſche Mafchinenz 
Tauwerk nicht allein dem inlaͤndiſchen in Guͤte und Haltbarkeit nachſtehe, ſondern daß das 
ruſſiſche uͤberall fo ſchlecht befunden worden, daß die Schiffs-Rheder gegen Anwendung 
deſſelben bei ihren Schiffen gewarnt werden mußten. Endlich aber ſind Nachrichten und 
Data geſammelt, daß Maſchinen zum Taudrehen nur auf großen Schiffswerften bei ۶ 
Schiffen Anwendung finden, bei dem einheimiſchen Bedarf aber, wegen des außer allem 
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Verhaͤltniß ſtehenden großen KoftenzAufwandes für die: Auſchaffung ſolcher Maſchinen, 
niemals eingefuͤhrt werden koͤnnen. 


Geſtuͤtzt auf dieſe neu ermittelten Thatſachen und techniſchen Ausmittelungen, haben 
die Provinzial⸗Staͤnde einen vollguͤltigen Beſchluß gefaßt „des Koͤnigs Majeſtaͤt abermals 
unterthaͤnigſt zu bitten: = 


den inlaͤndiſchen Reifſchlaͤgereien gleichen Schuß mit den übrigen Fabriken und ۶ 
delswerken des Landes, mittelſt hoher Beſteuerung des auslaͤndiſchen Fabrikats, an— 
gedeihen zu laſſen, und wenn nicht ein gaͤnzliches Verbot, ſo doch eine hohe Beſteue— 
rung des fremden und namentlich des ruſſiſchen Tauwerks, huldreichſt zu verfügen. 


2. Die Provinzials Stände haben im allgemeinen anerkennen muͤſſen, daß die in 
den Staͤdten des hieſigen Provinzialſtaͤndiſchen Verbandes betriebenen Gewerke, durch die 
Gewerbe-Freiheit und den Uebergang mehrerer Gewerbetreibenden auf das Land, an Um— 
fang und Bedeutung verloren haben, wodurch die Staͤdte ſelbſt der Verarmung entgegen 
gefuͤhrt werden. Die Provinzial-Staͤnde haben ferner nicht verkennen koͤnnen, daß den 
Gewerbetreibenden der Ertrag ihrer Arbeiten dadurch geſchmaͤlert werde, daß auch nach 
den beſchraͤnkenden Vorſchriften des Hauſir-Reglements vom 18ten April 1824 das Hauſi⸗ 
ren mit mehreren ſtaͤdtiſchen Fabrikaten und Waaren verſtattet ſey, dahero dem Begehr 
auf eine Art zuvor gekommen werde, welcher den Preis der Waaren druͤckt; ſo wie endlich 
auch nicht in Abrede zu ſtellen ſeyn duͤrfte, daß, wenn demjenigen, welcher weniger Bors 
kenntniſſe in ſeinem Gewerbe erworben, mit dem, der dieſe Kenntniſſe oft mit bedeutender 
Aufopferung erlangt, eine gleiche Berechtigung zum Gewerbebetriebe zuſtehe, Letzterer oft 
fuͤr die Auslagen zur Bereicherung ſeiner Kenntniſſe nicht entſchaͤdigt werde. 


Wenn nun gleich eine Beſchraͤnkung der in vielfacher Beziehung heilſamen Gewerbe— 
freiheit nicht gewuͤnſcht werden koͤnnte, ſo duͤrfte doch eine Aufmunterung der ſtaͤdtiſchen 
Gewerbe durch Beſchraͤnkung des Hauſirens und ſtrenge Prüfung der ſtaͤdtiſchen Gewerbes 
treibenden, ruͤckſichtlich der dazu erforderlichen Kenntniſſe, ganz zweckmaͤßig erſcheinen, und 
die Provinzial⸗Staͤnde bildeten daher den unterthaͤnigſten Antrag: 


daß Se. Majeſtaͤt der König Allergnaͤbigſt geruhen möge, von dem Hauſirhandel alle 
ſtaͤdtiſchen Fabrikate und Handels-Waaren auszuſchließen, auch den Gewerks-Geſell— 
ſchaften die Befugniß beilegen zu laſſen, denen Perſonen, welche irgend ein Gewerbe 
betreiben wollen, nur dann deſſen Ausuͤbung zu verſtatten, wenn ſie die hiezu erfor— 
derlichen Kenntniſſe und Fertigkeit durch eine Prüfung nachgewieſen ۰ 
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(Denkſchrift 
vom 5. Febr. 
1829. No. 10.) 


(Denkſchrift 
vom 15. Febr. 
1829. No. 34. 
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E. Gegenfände finanzielle Verhältniſſe betreffend, 
Die Provinzials Stände haben nur einen in dieſe Nubrife gehörigen Antrag an Se. 
Majeſtaͤt den König zu machen gewagt, indem fie die vom Affen und Aten Provinzial⸗ 


Landtage ausgegangene Bitte um Herabſetzung der Salzpreiſe erneuert haben. 


(Denkſchrift ۱ 


vom 8. Febr. 


1829, No. 16.) 


Die diesfaͤlligen Antraͤge der fruͤhern Landtage ſind aus dem Grunde zuruͤckgewieſen 
worden, weil die Beduͤrfniſſe des Staats und die damalige Finanzlage deſſelben, eine Ders 
abſetzung der Salspreife nicht geſtattet habe. 

Wenn indeſſen die finanzielle Lage des Staats im Laufe der Zeit und von Jahr zu 
Jahr bedeutend ſich gehoben haben duͤrfte, ſo hielten die Provinzial-Staͤnde es fuͤr ihre 
Pflicht, den größten Nothſtand des Landes wiederum in Anregung zu bringen, und ء2‎ 
thaͤnigſt zu bitten: | 

die, die Armuth der Bewohner dieſer Landestheile vorzuͤglich ſchwer druͤckenden hohen 

Preiſe des Salzes bedeutend herabzuſetzen. Zugleich glaubten die Provinzial-Staͤnde 

die Bemerkung ſich erlauben zu dürfen, daß, wenn einerſeits eine weſentliche Heral- 

ſetzung nur dem beabſichtigten Zweck entſprechen koͤnne, anderſeits die Herabſetzung der 

Salzpreiſe wahrſcheinlich dahin fuͤhren werde, den Ausfall in den Einkuͤnften des 

Staats zu vermindern, weil durch niedrige Preiſe des Salzes ein groͤßerer Verbrauch 

deſſelben ſchon um deshalb eintreten muͤſſe, weil die Landwirthe alsdann im Stande 

ſeyn wuͤrden, das Salz in viel ausgedehnteren Verhaͤltniſſen zur Verbeſſerung des 

Viehſtandes anzuwenden. 


رٹ 


F. Gegenffände Kirchliche und Schulen, Angelegenheiten betreffend. 
1. Die Weisheit Sr. Majeſtaͤt hat mit väterlichen Geſinnungen ſolche 81 
zum Unterricht des Volks getroffen, durch welche die große Maſſe deſſelben zu frommen, 
verſtaͤndigen Staatsbuͤrgern und gluͤcklichen Unterthanen hingebildet werden koͤnne. Die 
erfreulichen Nefultate, welche ſich jetzt ſchon zeigen, und welche zu nöch groͤßern Hoffnungen 
berechtigen, machen es den Provinzial-Staͤnden zur unerlaßlichen Pflicht, ihren waͤrmſten 
Dank auf das unterthaͤnigſte auszuſprechen, doch duͤrfen fie es ſich aber auch nicht verhehlen, 
daß eben dieſe Hoffnungen ſchon jetzt, noch mehr aber fuͤr die Zukunft dadurch getruͤbt wer⸗ 
ben, daß die jaͤhrlich zunehmende Ueberfuͤllung der Schulen, die ihren Grund in der zuneh— 
menden Volksmenge hat, die erwarteten Zwecke vereiteln koͤnnte. 

Indem die Provinzial⸗Staͤnde den behaupteten Satz durch das Verhaͤltniß der Schulen 
zu den ſchulfaͤhigen Kindern im Regierungs-Departement Gumbinnen belegten, und ihre 
Ueberzeugung ausſprachen, daß die Verhaͤltniſſe in den andern Regierungs-Departements 
denen in Gumbinnen ganz ähnlich wären, fo bemerkten fie ferner, daß die Schulbehoͤrden 


es fich zwar auf das Aeußerſte angelegen ſeyn ließen, neue Schulen anzulegen und beſte⸗ 
hende Schulen durch Errichtung neuer Klaſſen zu erweitern, daß mehrere Societaͤten ſich 
freiwillig bildeten, um nach ihren Kraͤften Schulen und Schullehrer zu dotiren, daß aber 
alle dieſe Maaßregeln nicht erſchoͤpfend waͤren, um ſo weniger, als gerade durch die Kinder 
der ſich jaͤhrlich mehrenden Tageloͤhner und kleinen Leute die Schulen gefuͤllt wuͤrden, und 
von dieſen Eltern keine beſondere Beihuͤlfe für die Schul⸗ Societaͤt erwartet werden koͤnne. 


In dieſer Noth haben die Provinzial⸗Staͤnde ſich an feine Majeſtaͤt, ihren großge⸗ 
ſinnten Koͤnig und Herrn, mit der tief unterthaͤnigſten Bitte gewandt: 


daß Allerhoͤchſt Dieſelben geruhen moͤgen, nach dem Beiſpiel Ihres erlauchteten Ahn— 
herrn einen neuen Montis pietatis-Fond, der jetzt zugenommenen Bevoͤlkerung an⸗ 
gemeſſen, dem geſammten ſtaͤndiſchen Provinzial- Verbande allergnaͤdigſt zu ſchenken, 
um auf dem Lande und in den Staͤdten ſowohl die Anlagen von Schulen, als auch 
den Unterhalt der Lehrer da zu erleichtern, wo die Duͤrftigkeit der Schulpatrone 
und Schul⸗Societaͤten ſolches nicht ohne großen Druck geſtatten wuͤrde. 


2. Dem Provinzial-Landtage waren mehrere Antraͤge daruͤber gemacht worden, daß 
die evangeliſche Geiſtlichkeit in Ruͤckſicht ihres Dienſt-Einkommens fixirt werden ۰ 


۴ 


Der Provinzial⸗Landtag hat dieſe Anträge beachtungswerth gefunden, indem es nicht 
zu leugnen ſey, daß die Verhaͤltniſſe der Geiſtlichkeit zu ihren Parochialen nicht mehr zeitz 
gemaͤß waͤren, und daß es die Wuͤrde des Geiſtlichen verletze, wenn er ſeine Accidenzien 
und Emolumente von den Pfarrkindern einziehen und ſich deshalb oft in Streitigkeiten mit 
ihnen einlaſſen muͤſſe. Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher die gegenwärtigen 2 
niſſe der Stellung der evangeliſchen Geiſtlichen, bezuͤglich ihres Dienſt-Einkommens, darzu⸗ 
ſtellen ſich bemuͤht und auf dieſe Darſtellung die unterthaͤnige Bitte gegruͤndet, 


daß ein Geſetzes⸗Entwurf ausgearbeitet werden möge, nach welchem die Stellung der 
evangeliſchen Geiſtlichen, beim Empfange ihrer Stol-Gebuͤhren, Calende und Petitions⸗ 
Einnahme wuͤrdiger und der Achtung die dem Geiſtlichen gebührt angemeſſener Des 
ſtimmt und feſtgeſtellt werden möge. Insbeſondere, daß kein Geiſtlicher feine Natural⸗ 
Calende ſelbſt vereinnahmen, oder deshalb im Kirchſpiel Umzuͤge halten dürfe. Nicht 
minder aber die Jura stolae der Geiſtlichen zu fixiren, ſolche mit der Decem-Ein⸗ 
nahme einzuziehen und an die Kirchenkaſſe zu zahlen, aus welcher der SE fein 
Gehalt zu beziehen angewieſen werden müßte 


Inwiefern die jetzt lebenden Geiſtlichen, wenn fie ſich dieſem Geſetz nicht anſchlie⸗ 
ßen wollten, zu Lebzeiten im Genuß der jetzigen Einnahme, nach Norm und Uſance belaſſen 


(Denkſchrift 
vom 12. Febr. 
1829. No. 27.) 


werden dürften, wuͤrde der Beſtimmung und Weisheit des Geſetzgebers anheim zu geben 

ſeyn. Dieſer unterthaͤnigſten Bitte knuͤpften die Provinzial-Staͤnde noch den Antrag an: 
daß die mitunter ſchlecht beſoldeten Geiſtlichen beſſer und zweckmaͤßiger geſtellt werden 
möchten. 


G. Gegenſtaͤnde die gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe betreffend. 

1. Bei der Anwendung des Geſetzes vom 8ten April 1823 wegen Regulirung 
der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzogthum Poſen, dem mit Weſt— 
preußen wieder vereinigten Diſtrict des Culmer und Michelauſchen Kreiſes und in dem 
Landgebiet der Stadt Thorn, ſind mehrere Beſtimmungen des Geſetzes zweifelhaft geworden, 
wodurch Nachtheile fuͤr die bei den Regulirungen betheiligten Perſonen, beſonders fuͤr die 
Gutsbeſitzer, entſtanden ſind. ۱ 

Die Provinzial: Stände haben daher um eine Allerhoͤchſte Deklaration der 2 
haften und daher auch verſchiedener Auslegung unterworfenen Geſetzesſtellen unterthaͤnigſt ۶ 
beten und folgende Punkte beſonders ausgehoben: 

1. im §. 2. Tit. 1. des oben genannten Geſetzes iſt verordnet: daß fuͤr Ackernahrungen 
diejenigen Stellen geachtet werden ſollen, deren Hauptbeſtimmung es iſt, ihren In— 
haber als ſelbſtſtaͤndigen Ackerwirth zu ernähren: dieſe Beſtimmung ſoll aber angenom⸗ 
men werden, wenn entweder von der Stelle Spanndienſte geleiſtet werden muͤſſen, oder 
wenn der Beſitzer bisher gewoͤhnlich zu deren Bewirthſchaftung Zugvieh, (Pferde und 
Rindvieh) gehalten hat, oder Zugvieh zu deren Bewirthſchaftung fortwährend erforder— 
lich iff. Im §. 16. No. 1. des Geſetzes wird noch näher beſtimmt, daß die Guts⸗ 
herrſchaft nur dann die Haͤlfte der zum Bauerhofe gehoͤrigen Laͤndereien an Acker, 
Wieſen und Huͤtungen zu ihrer Entſchaͤdigung einziehen koͤnne, wenn bei dem Bauer— 
hofe an Acker und Wieſen ſoviel verbleibe, als nothwendig iſt, um fuͤr ein Geſpann 
von zwei tuͤchtigen Zugochſen zulaͤngliche Arbeit zu gewaͤhren. 

Dieſe Feſtſetzung der Kennzeichen einer regulirungsfaͤhigen Nahrungsſtelle 
hätten den Ausfuͤhrungs⸗Behoͤrden oftmals keinen fichern Anhalt für ihr Verfahren 
gegeben, vielmehr eine verſchiedenartige Auslegung des Geſetzes, beſonders zum Nach— 

theil der Gutsherrſchaft begruͤndet, indem die Behoͤrden oft bei der Thatſache, daß 
Zugvieh gehalten werde, ſtehen geblieben und unerwogen gelaſſen haben, daß dieſes 
Vieh oftmals gehalten werde, weil bei dem Gute ein Ueberfluß an Weide und daher 
Gelegenheit zum Viehhandel ſey, oder weil das Brennmaterial und andere Beduͤrfniſſe, 
groͤßerer Entfernung wegen, mit mehreren Zugkraͤften als gewoͤhnlich herbeigebracht 
werden muͤßten. Mehrere zum Betriebe der Wirthſchaft erforderliche Dienſtfamilien 


wären hiernach zur Regulirung gekommen, und den Behörden koͤnne darüber um fo 
weniger ein Vorwurf gemacht werden, als im مق‎ 4. No. 1. des Geſetzes ſolche ۶ 
mentlich als regulirungsfaͤhig bezeichnet find; z. B. Donniker, d. h. Inſtleute, 2 
leute, Tageloͤhner; Ratheier, das iſt Pflugknechte, obgleich in den Benennungen ſchon 
ihr Dienſtverhaͤltniß zu der Grundherrſchaft und ihre Nichtregulirungsfaͤhigkeit bez 
gruͤndet zu ſeyn ſcheint, wozu aber noch komme, daß dieſe Perſonen in dem Culmer 
und Michelauſchen Kreiſe und dem Landgebiet der Stadt Thorn niemals ſolche bedeu— 
tende Ackerflaͤchen zur Benutzung erhalten haben, als dieſes im Großherzogthum Por 
ſen der Fall ſey. 
Die Provinzial-Staͤnde trugen daher unterthaͤnigſt an: 
den Begriff einer regulirungsfaͤhigen Wohnungsſtelle in der Art feſtſezen zu 
laſſen, als dieſes in der Verordnung vem 13ten Juli 1827 zur näheren Beſtim⸗ 
mung des Artikel 5. Litt. A. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816 wegen der 
Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe in Oberſchleſien ber 
reits geſchehen fey. Zugleich aber auch die Feſtſetzung der rectificirten ۶ 
Detaxations-Prinzipien der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 22ſten Juli 1794 
$. 25. zu beruͤckſichtigen, nach welchen um 24 Scheffel Winter- und eben ſoviel 
Sommer = Ausfaat zu beſtellen, ein Pflug mit 2 Ochſen gerechnet werden ſolle. 
Der F. 21. Tit. 1. des Geſetzes beſtimme, daß, wenn mit einem Bauerhofe beſondere, 
nicht auf den Landbau, ſondern auf andere Nahrungen abzweckende Etabliſſements oder 
Gerechtigkeiten, als Muͤhlen, Kruͤge ꝛc. ꝛc. verbunden ſind, die Vorſchriften des gegen⸗ 
waͤrtigen Geſetzes zwar auf die Beſtandtheile des Bauerhofes Anwendung finden ſollen, 
wegen der damit verbundenen Nahrungen und deren Zubehoͤr es aber bei den beſon— 
dern, bisher beſtandenen Rechts⸗Verhaͤltniſſen ſein Bewenden behalten muͤſſe. 

Es duͤrfte nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben, auch ſolche 
Etabliſſements, beſonders Schmiede und Krüge, deren Inhaber von der 7> 
ſchaft Landtheile als Lohn erhalten, fuͤr regulirungsfaͤhig zu erklaͤren, vielmehr duͤrfen, 
gegen die Anſicht der Ausfuͤhrungs⸗Behoͤrden, welche dieſe Stellen beſonders dann 
zur Regulirung gelangen laſſen, wenn die Inhaber derſelben zur Anfuhr ihrer zum 
Gewerbebetriebe nothwendigen Beduͤrfniſfe zwei Pferde oder Zugvieh halten, anzuneh⸗ 
men ſeyn, daß dergleichen Ackerſtellen eben fo wenig als jede andere Ablohnungsweiſe 
Gegenſtand der Auseinanderſetzung ſeyn koͤnne. 

Die Provinzial⸗Staͤnde trugen um deshalb auch unterthaͤnigſt an: 
eine allgemeine Erklaͤrung zu erlaſſen, wonach dergleichen Etabliſſements oder 
Gerechtigkeiten nur dann zur Regulirung kommen, wenn es nicht zu erweiſen 
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= ſeyn ſollte, daß deren Inhaber das von ihnen benutzte Land ſtatt Lohn empfan- 
gen haben, und wenn dieſes Land von dem zu F. 1. vorſtehend angegebenen Um— 
fange ſeyn ſollte. 
3. Der $. 23. Dit. 1. des Geſetzes beſtimme, daß die zu bäuerlichen Hofſtellen gehoͤrigen 
Gebäude dem baͤuerlichen Wirth verbleiben und ihm bei Ausführung der 7۶ 
ſetzung von der Gutsherrſchaft in gutem baulichen Stande uͤberliefert werden muͤßten. 
Wenn aber im Allgemeinen angenommen werden koͤnne, daß es der Vortheil 
der zur Unterhaltung der Gebaͤude verpflichteten Gutsherrſchaft erheiſche, die Gebaͤude 
ihrer Bauern in einem guten Zuſtande zu unterhalten; wenn ferner in dem Culmer— 
lande den baͤuerlichen Wirthen oͤfter die Erhaltung ihrer Gebaͤude durch Kontrakte zur 
Pflicht gemacht worden, wenn endlich in dem Edict vom Aten September 1811 und 
deſſen Deklaration vom 29ſten Mai 1816 den Gutsherrſchaften eine ſolche Ausſtattung 
der regulirten Bauern nicht auferlegt worden, ſo bitten die Provinzial-Staͤnde in 
Unterthaͤnigkeit: | 
daß der bezogene §. 22. Tit. 1. des Geſetzes vom 8٢:٤ April 1823 gaͤnzlich auf: 
gehoben werden moͤge. 
Der $ 28. Tit. I. des Geſetzes enthalte die Allerhoͤchſte Zuſicherung, daß dem Guts— 
herrn für die Eigenthums-Verleihung an bie bäuerlichen Wirthe und für feine bishe- 
rigen Nutzungen vollſtaͤndige Entfchädigung gewährt werden ſolle. 
Dieſe Allerhoͤchſte Zuſicherung trete indeſſen bei den Regulirungen auf Rente 
ſelten ein, beſonders in den Regulirungen der Caͤmmerei-Doͤrfer der Stadt Thorn, 
wenn die Ausfuͤhrungs-Behoͤrden, geſtuͤtzt auf den $. 38. No. 3. des Geſetzes, ſelbſt 
fuͤr den Fall die oͤffentlichen Laſten von der Rente in Abzug bringen, wenn der Zins, 
welchen die baͤuerlichen Einſaaßen von der Regulirung entrichten muͤßten, um deshalb 
geringe geſtellt worden, weil ihnen die Bezahlung der oͤffentlichen Laſten zur Pflicht 
gemacht war. 
Die Provinzial⸗Staͤnde baten daher: 
daß bei Feſtſtellung der Rente regulirungsfaͤhiger Bauerwirthe auf die vor der 
Regulirung ſtatt gefundene Zinszahlung nicht Ruͤckſicht genommen, ſondern dieſe 
Rente nach den Ermittelungen beſtimmt werden moͤge, welche das Geſetz vom 
14ten September 1811 und die Deklaration vom 29ſten Mai 1816 vorſchreibe. 
5. Der $. 104۰ Tit. 1. des Geſetzes enthalte die Beſchraͤnkung, daß, wenn baͤuerliche ۶ 
rungen, welche bereits zu Eigenthums⸗, Erbzins oder Erbpachts-Nechten verliehen find, 
in Gefolge ihrer Erledigung, nach Inhalt der Verleihungsbriefe oder ſonſt nach den befte- 
henden Geſetzen, an die Gutsherrſchaft zuruͤckfallen, oder dieſe ſolche baͤuerliche Nah⸗ 
rungen 
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rungen durch neue Vertraͤge mit dem Befiger derſelben erwirbt, fie nur dann darüber 

nach eigenem Befinden verfügen und dieſelben ganz oder zum Theil zu den herrſchaft⸗ 

lichen Vorwerkern einziehen koͤnne, wenn ſeit jener Verleihung 12 oder mehrere Jahre 

verfloſſen find, andern Falls aber die Höfe binnen Jahresfriſt nach dem Ruͤckfall und 

der Uebergabe an die Grundherrſchaft, wiederum zu Eigenthums⸗Rechten und mit kei⸗ 

nen groͤßern Laſten beſchwert als zuvor, ausgethan werden muͤßten. 

Dieſe Beſchraͤnkung dürfte nun eben fo nachtheilig für die Landes⸗Cultur ſeyn, 

als fie eine Verſchiedenheit der nach dem Geſetz vom 8ten April 1823 regulirten Bauer⸗ 

hoͤfe, von denen begründet, welche nach dem Geſetz vom 14ten September 1811 und 

der Deklaration vom 29ſten Mai 1816 zur Regulirung kommen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde baten deshalb unterthaͤnigſt: | 

eine Gleichſtellung der Bauerhoͤfe, welche nach den verſchiedenen, für den ۶ 
zial⸗Verband gegebenen Geſetzen zur Regulirung kommen, und zwar Hinſichts Denkſchrift 
der Erwerbsfaͤhigkeit derſelben von Seiten der Gutsherrſchaft und deren unbe- vom 1. Febr. 
ſchraͤnkten Veraͤußerung gnaͤdigſt zu verfuͤgen. 1829. No. 21.) 


H. Gegenſtünde die Mahl- und Schlachtſtener, Klaffenftener und Gewerd⸗ 
ſteuer betreffend. 


1. Klaſſen⸗ Mahl⸗ und Schlachtſteuer betreffend. 


a. Mit dem innigſten Danke erkennen die Provinzial⸗Staͤnde die Erleichterung, welche de⸗ 
nen zur zwoͤlften Klaſſe eingefchägten ſteuerpflichtigen Perſonen dadurch geworden iſt, 
daß ſowohl die jungen Leute unter 16 Jahren, als die Greiſe uͤber 60 Jahre von dieſer 
Steuer gaͤnzlich befreit worden; wenn jedoch die allgemeine Gleichſtellung der Bewoh⸗ 
ner deſſelben Landes, ruͤckſichtlich der Beſteuerung, nur alsdann erlangt werden koͤnne, 
wenn in den großen Städten der Provinzen die Mahl- und Schlachtſteuer aufgeho⸗ 
ben und dagegen die Klaſſenſteuer uͤberall nach gleichen Grundſaͤtzen eingefuͤhrt werde, 
ſo hielten die Provinzial⸗Staͤnde es fuͤr ihre Pflicht, dieſen ſo tief in das Intereſſe 
der Beſteuerten eingreifenden Gegenſtand nochmals in Berathung zu ziehen, und ſie 
haben ſich nach einem vollguͤltigen Beſchluß zu der unterthaͤnigſten Bitte geeinigt: 
7 auf die Einführung der Klaſſenſteuer in den großen Städten und Abſchaffung 

der Mahl- und Schlachtſteuer daſelbſt wiederholentlich ehrerbietigſt anzutragen. 
Zur Begruͤndung ihres Antrages haben fie ſich auf die in den früheren Denk⸗ 
ſchriften uͤber dieſe Angelegenheit unterthaͤnigſt vorgetragenen Gruͤnde bezogen und 
denſelben noch hinzugefügt: daß die Bewohner der halben Bann⸗Meile um die Mahl⸗ 
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und Schlachtftenerpflichtigen Städte, nach $, 14. des Geſetzes wegen Einrichtung der 
Mahl- und Schlachtſteuer vom 30ſten Mai 1820 mit einer zwiefachen, ja wenn fie ihre 
Conſumtions⸗ Artikel nach den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten verkaufen, 
durch die Abgabe am Eingange mit einer dreifachen Steuer belegt und hierdurch 
ohne ihre Schuld verpflichtet werden, einen gegen die uͤbrigen Bewohner des Staats 
unverhaͤltnißmaͤßigen Beitrag zu den Staats-Beduͤrfniſſen zu leiſten. Ferner haben 

die Provinzial-Staͤnde bemerklich gemacht, daß durch eine richtige Beſteuerung nach 
den Grundſaͤtzen der Mahl- und Schlachtſteuer gerade das Brot, mithin der unente 
behrlichſte Lebensartikel, für_den armen Mann mit einer Steuer von 2 Thlr. für den 

„Kopf belegt wird, waͤhrend dieſe Steuer bei den unerlaßlichen und bedeutenden Er— 
hebungskoſten derſelben, den Staats-Kaſſen einen ſehr verringerten Theil ihres Ein⸗ 
kommens wirklich zufuͤhrt, und daher in mehreren Städten nicht den Durchſchnitts⸗ 
Satz pro Kopf liefert, welche durch die Klaſſenſteuer, ſelbſt bei der billigſten Veranla⸗ 
gung aufgebracht wird. 

Die Provinzialſtaͤnde find der unmaßgeblichen Meinung, daß ſelbſt in den gro⸗ 
ßen Städten, welche ſich ſelbſt in Gefolge des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes vom 
arten März 1828 noch nicht für die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer und 
Einfuͤhrung der Klaſſenſteuer erklaͤrt haben, noch immer die Anſicht vorherrſche, daß die 
Staͤdte gehalten ſeyn duͤrften, den Ertrag der bisherigen Mahl- und Schlachtſteuer 
aufzubringen und daß die Beſtimmung des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes, worin es 
heißt: Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt ſind nicht abgeneigt, die Einfuͤhrung der Klaſſenſteuer 
ſtatt der Mahl- und Schlachtſteuer, den Umſtaͤnden nach auch ohne Verpflichtung der 
Städte zur Gewaͤhrung eines vorhin beſtimmten Ertrages, in dazu geeigneten Faͤllen, 
zu bewilligen — dieſer Beſorgniß noch nicht uͤberall vorgebeugt habe. 

Die Provinzial⸗Staͤnde erlaubten ſich daher den unterthaͤnigſten Antrag: 

denen mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten durch eine vorhergegangene 
Claſſificirung nach den Grundſaͤtzen der Klaſſenſteuer anſchaulich zu machen, wie 
fie im Vergleich der bisher aufgebrachten Mahl- und Schlachtſteuer zu ſtehen 
kommen wuͤrden, wenn ſie die Klaſſenſteuer angenommen haben wuͤrden: 

indem durch dieſe Zuſammenſtellung denen Städten die Ueberzeugung gewährt ۶ 

den duͤrfte, welche Vortheile ſie durch die Annahme der Klaſſenſteuer und Aufhebung 

der Mahl- und Schlachtſteuer zu erwarten haͤtten. 

Sollte aber auch dieſe Maaßregel nicht zum gehofften Zweck führen, als— 
dann haben die Provinzial⸗Staͤnde mit einfacher Stimmen⸗Mehrheit, naͤmlich mit 
50 Stimmen, beſchloſſen: 


auf die unbedingte Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer in den großen 
Staͤdten und Einfuͤhrung der Klaſſenſteuer daſelbſt unterthaͤnigſt anzutragen, 
wogegen die Minderzahl des Dafuͤrhaltens geweſen iſt, daß die eigenthuͤmlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe dieſer Städte, beſonders die hohen directen Steuern, die in den großen 
Staͤdten erhoben wuͤrden und ihr Schuldenzuſtand es nothwendig machen duͤrfte, daß 
die Einfuͤhrung der Klaſſenſteuer nur dem freien Entſchluſſe dieſer Staͤdte anheim 
gegeben werden koͤnne. Er 


b. Oie ſtaͤndiſche Einwirkung bei der Klaſſenſteuer betreffend, fo dürfte die 8 ۸ 
nung vom 17ten März 1828, wodurch Kreisſtaͤndiſche Verſammlungen geſetzlich orga⸗ 
niſirt find, denen Provinzial⸗Staͤnden eine gegruͤndete Veranlaſſung hergeben, ihren 
fruͤhern unterthaͤnigſten Antrag dahin zu erneuern: 

daß denen Kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen geſtattet werden moͤge, mittelſt 
eines von ihnen zu waͤhlenden Ausſchuſſes, die aufgenommenen Klaſſenſteuer⸗ 
eiſten zu revidiren, um zu prüfen, ob nach den Verhaͤltniſſen der Eingeſchaͤtzten 
und den geſetzlich beſtimmten Merkmalen, die Veranlagung vorſchriftsmaͤßig 
geſchehen fey, Ferner daß die Königlichen Regierungen verpflichtet wuͤrden, 
die von dem Kreisſtaͤndiſchen Ausſchuß bevorworteten Abaͤnderungen bei den 
Klaſſenſteuer⸗Liſten eintreten zu laſſen, oder dieſe Abweichungen mit Gruͤnden zu 
erwiedern; in der Art, daß es dem Ausſchuß uͤberlaſſen bleiben muͤſſe, gegen 
die Gruͤnde der Regierungen hoͤhern Orts, ſelbſt bei des Koͤnigs Majeſtaͤt, Re⸗ 
medur nachſuchen zu koͤnnen. | 


Ueberdem find die Provinzial Stände des unmaßgeblichen Dafuͤrhaltens, daß die 
Kreisſtaͤndiſchen Reviſionen der Klaſſenſteuer-Liſten geregelter ausfallen und eine grinds 
lichere Beruͤckſichtigung der Klaſſenſteuer⸗Reklamationen eintreten dürfte, wenn detaillirte 
und moͤglichſt alle Verhaͤltniſſe der Klaſſenſteuerpflichtigen beruͤckſichtigende ۸ 
gungs⸗Grundſaͤtze oͤffentlich bekannt gemacht würden, wobei die von mehreren Regie⸗ 
rungen bereits entworfenen Veranlagungs-Inſtruktionen zum Grunde gelegt werden 
koͤnnten. 


0. Die weitere Ermäßigung in der 8 Klaffen- Stufe erſchien den Provinzial 
Ständen deshalb für die Haushaltungen dieſer Steuerpflichtigen nothwendig, weil mit 
der Verheirathung der Perſonen dieſer Stufe, neue Pflichten und neue Laſten auf ۴۶ 
übergehen, der Hausvater daher höher beſteuert wird, als der unbeweibte Steuer- 

pflichtige deſſelben Standes, obgleich Letzterer in der Regel mehr als Erſterer zur ۶2 
zahlung einer Steuer im Stande ſeyn duͤrfte. 
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Die Provinzials Stände baten deshalb unterthaͤnigſt: 
allergnaͤdigſt feſtzuſetzen, daß in der 12ten Steuer-Stufe die Haushaltungen 
nur die einfache Steuer des einzelnen Steuerpflichtige zahlen dürften, 


2. Die Gewerbeſteuer betreffend. 

Denen Provinzial⸗Staͤnden ſind daruͤber Anzeigen zugekommen, daß bei der Ein⸗ 
ſchaͤtzung der Kaufleute mit und ohne kaufmaͤnniſche Rechte, zur Gewerbſteuer, in den ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen nicht gleiche Grundſaͤtze zur Anwendung kommen und es duͤrfte feheis 
nen, daß die diesfaͤlligen vielfachen Beſchwerden durch eine Unbeſtimmtheit des Geſetzes vom 
30ſten Mai 1820 veranlaßt worden. In den Seeſtaͤdten des Provinzial⸗Verbandes wird 
die Beſteuerung der Kaufleute davon abhängig gemacht, ob Jemand zur Kaufmanns⸗Cor⸗ 
poration gehoͤre oder nicht; wenn jedoch das Statut der Kaufmannſchaft zu Danzig vom 
25ſten April 1822 die Verpflichtung, der Corporation beizutreten, ganz anders beſtimme, 
als das Statut der Kaufmannſchaft zu Koͤnigsberg vom 25ſten April 1823, und hiedurch 
die Kaufmannſchaft zu Danzig einer weit mildern Beſteuerung ſich zu erfreuen habe, als 
die Kaufmannſchaft zu Königsberg, fo haben beſonders die Letztern über die verſchiedenar— 
tige, in der Unbeſtimmtheit des Geſetzes ſich gruͤndende Beſteuerung Klage gefuͤhrt, und 
es ſind dieſer Klage mehrere Orte, hinſichtlich der Beſteuerung der Kaufleute mit und ohne 
kaufmaͤnniſche Rechte, beigepflichtet. Dieſen Beſchwerden dürfte wahrſcheinlicherweiſe ۶ 
durch vorgebeugt werden koͤnnen, wenn die Hoͤhe der Beſteuerung von der Befugniß zum 
Betriebe einer Art des Handel-Gewerbes, nicht aber von der oft ſchwierigen Beurtheilung 
des Geſchaͤfts-Umfanges, abhängig gemacht werde. 


Dieſe Verhaͤltniſſe beruͤckſichtigend baten die Provinzial⸗Staͤnde: 
das Steuergeſetz vom 30ſten Mai 1820, in Hinſicht der Steuer der Kaufleute 
mit und ohne kaufmaͤnniſche Rechte, abaͤndern zu laſſen, 
und erlaubten ſich, in Unterthaͤnigkeit vorzuſchlagen: 

1. mit der bisherigen Steuer diejenigen Kaufleute zu beſteuern, die mit kaufmaͤnniſchen 
Rechten Ein⸗ und Verkauf von Waaren im Inn und Auslande bewirken; die Ban⸗ 
quiers, Seerheder und Großhandel treibende Kaufleute; 

2. mit einer geringern Steuer, immitten der Beſteuerung der 1ſten und Zten Klaſſe, 
diejenigen Kaufleute mit und ohne kaufmaͤnniſche Rechte, welche den auswaͤrtigen 
Ein⸗ und Verkauf von Waaren, d. h. in der Stadt und in der Provinz betreiben. 

3. mit der bisherigen Steuer der Kaufleute ohne kaufmaͤnniſche Rechte aber diejenigen, 
welche ihr Geſchaͤft auf den Ein⸗ und Verkauf von Waaren am Orte ſelbſt, oder auf 
den reinen Einzelhandel beſchraͤnken. 


l. Gegenſtände die Landarmen- und Torrectionshäufer zu Tapiau und Grau— 
denz betreffend. 


1. Das Landarmen-Haus zu Tapiau. 

Nachdem die Berichte der ſtaͤndiſchen Commiſſarien fuͤr das Landarmen-Haus zu 
Tapiau, ſowie die Mittheilungen des Koͤnigl. Commiſſarü über dieſen Gegenſtand den Pro⸗ 
vinzial⸗Staͤnden vorgetragen waren, ſo vereinigten dieſelben ſich zu folgenden Erklaͤrungen 
gegen den Koͤnigl. Commiſſarius. 


Die Provinzial-Staͤnde hatten erſehen, daß die Anſtalt zu Tapiau uͤberfuͤllt und der 
Landarmen⸗Fond durch 1047 im Lande unterſtuͤtzte Individuen belaſtet fey, Sie mußten 
noch immer die Vermuthung hegen, daß ohngeachtet der von den Koͤnigl. Regierungen vor⸗ 
genommenen Recherchen von den Poliseis Behörden Mißbrauchsweiſe huͤlfsbeduͤrftige Pers 
fonen dem Landarmen-Fond uͤberwieſen werden, welche nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
entweder Ortsarme waͤren, oder Familien und Armen-Corporationen angehoͤrten. Die 
Schwierigkeit der Ausmittelung dieſer Verhaͤltniſſe wären allerdings bedeutend, und gruͤnd⸗ 
liche Recherchen von Seiten der ſtaͤndiſchen Landarmen-Commiſſion unausfuͤhrbar, da ſolche 
nur an den Oertern, an welchen die Verpflegten ſich aufhalten, vorgenommen werden koͤnn⸗ 
ten. Am wirkſamſten wuͤrde dieſen Mißbraͤuchen dadurch begegnet werden koͤnnen, wenn 
die einzelnen Landestheile ein Intereſſe daran haͤtten, moͤglichſt wenige Individuen fuͤr Land⸗ 
arme zu erklaͤren, und wenn die Prüfung der diesfaͤlligen Anſpruͤche unter ſtoͤndiſcher Mit⸗ 
wirkung vorgenommen wuͤrde. 


Die von der Oſtpreuß. ſtaͤndiſchen Landarmen-Commiſſion unterm Aten Februar 1826 
aufgeſtellten Grundſaͤtze einer Natural⸗ Verpflegung der Armen, wären auf dem Aten ۶ 
vinzial⸗Landtage von dem mit der Begutachtung beauftragten Ausſchuß nicht zum Vortrage 
gebracht worden, und um deshalb, erſt nachdem ſolche durch die Amtsblaͤtter publicirt 
worden, zur Kenntniß der Provinzial-Staͤnde gekommen. Gegen dieſe Grundſaͤtze wären 
viele mißbilligende Vorſtellungen eingegangen, und da die Provinzial-Staͤnde dieſe Grund⸗ 
ſaͤtze gleichfalls für unzweckmaͤßig erflären müßten, fo haben fie den Koͤnigl. Commiſſarius 
ergebenſt erſucht: jene Grundſaͤtze der Natural-Armen- Verpflegung außer Anwendung zu 
laſſen; dagegen aber haben die Provinzial-Staͤnde ſich folgende Vorſchlaͤge für Oſtpreußen 
und Litthauen erlaubt, und zwar für die Zeit, bis daß die Allerhoͤchſt verheißene neue rs 
men ⸗Ordnung erſcheinen werde. 


1. Jeder Kreis möge die Unterhaltung oder Unterſtuͤtzung feiner Landarmen aus eige⸗ 
nen Mitteln, und zwar von der erfolgten Genehmigung dieſer Vorſchlaͤge ab, uͤber⸗ 
nehmen. : 
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2. Die Kreisſtaͤnde wuͤrden unter Vorſitz des Landraths uͤber die Aufnahme der Land⸗ 
armen, fo wie über die Art und Weiſe der Verpflegung, zu beſtimmen haben, ffe wir; 
den zu dem Zweck aus ihrer Mitte eine Kreisarmen-Commiſſion erwaͤhlen muͤſſen, 
die zu ihnen diejenige Stellung haben würde, wie die ſtaͤndiſche Landarmen-Commiſ⸗ 
ſton zu den Provinzial-Staͤnden. 

3. Es muͤſſe den Kreiſen uͤberlaſſen bleiben, RÊ in die Anſtalt gu Tapiau zu fen: 
den, jedoch nur unter der Bedingung, daß der Kreis alsdann die Koſten der Unter: 
haltung des Landarmen der Anſtalt zu Tapiau erſtatte. 

4. Die Anſtalt zu Tapiau duͤrfe hienach hauptſaͤchlich fuͤr Invallden, Vagabonden und 
Corrigenden beſtimmt bleiben, und der §. 5. des Landarmen-Reglements vom 31ſten 
Oktober 1793 ad 3 — 10. die aufzunehmenden Subjecte bezeichnen, wogegen die in 
dieſem F. ad 1. und 2. bezeichneten Perſonen die Klaſſe der Landarmen bilden wuͤrden. 

Wenn gleich nach dieſen Vorſchlaͤgen die Provinzial-Staͤnde aus Fürforge für den 
nothleidenden Theil ihrer Mitbuͤrger ein groͤßeres Maaß von Verpflichtung uͤbernehmen, als 
fie nach dem §. 135. des Landarmen-Reglements vom 31ſten Oktober 1793, und deſſen 
Deklaration vom 16ten November 1805 zu Übernehmen verbunden find, ſo ſetzen fie 
dabei vertrauungsvoll voraus und hoffen, daß die Unterhaltung der Beſſerungs-Anſtalt 
zu Tapiau fortan nicht mehr als einen jaͤhrlichen Beitrag von hoͤchſtens 25000 Thlr. dem 
Lande koſten werde, und ſie erſuchten daher den Koͤnigl. Commiſſarius ergebenſt, dieſe Vor⸗ 
ſchlaͤge geneigteſt zu genehmigen und in Ausfuͤhrung bringen zu laſſen. 


2. Das Landarmen-Haus zu Graudenz. 

Aus den Berichten, welche die ſtaͤndiſche dandarmen-Commiſſion von Weſtpreußen 
den Provinzial» Ständen Über die Lage des ihrer Controlle uͤberwieſenen Landarmen-Fonds 
vorgelegt hat, haben die Provinzial-Staͤnde mit Bedauern erſehen: 

a. daß die Ausgabe die jährliche Einnahme uͤberſteige, und daß dieſes Deficit vorzuͤglich 
durch die Unterſtuͤtzungs-Gelder herbeigeführt werde, welche die beiden Koͤnigl. Re⸗ 
gierungen zu Danzig und Marienwerder an angebliche Landarme bewillige. 

b. daß die Landarmen-Commiſſion in der Stellung, welche ihr durch das Allerhoͤchſte 
Negulativ vom 26ſten September 1826 angewieſen iſt, ſich außer Stande befinde, 
diejenige zweckdienliche Wirkſamkeit zu äußern, welche zum Gedeihen der Anſtalt north: 
wendig ſey. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben ſich veranlaßt gefunden, den Koͤnigl. Commiſſarius 
von dieſen Beſchwerden in Kenntniß zu ſetzen und um die Ausfuͤhrung der Maasregeln zu 
bitten, welche noͤthig ſeyn dürften, um das eingetretene Deficit ohne Erhöhung ۵0۴ ۶ 


armen = Beiträge zu decken, und für die Zukunft der Landarmen⸗Comuiiſſion eine ۲۷ 
Stellung zu geben. 


Aus der hiſtoriſchen Ueberſicht, welche uber die zeitherige Verwaltung des Landarmen⸗ 
Fonds den Provinzial⸗Staͤnden vorgetragen worden, hat ſich ergeben, daß die Vereinigung 
der Straf- Anſtalt mit der Beſſerungs-Anſtalt zu Graudenz vorzuͤglich nachtheilig auf 
die Fonds der letztern eingewirkt habe; ſehr bedeutende Summen waͤren dem Lande dadurch 
entzogen worden. Der ſeit dem 168:1 Januar 1827 zur Anwendung gekommene Etat habe 
Biefem Uebelſtande nur theilweiſe abgeholfen, und eine, der Wirklichkeit mehr ء8٤‎ 
Berichtigung deſſelben, wuͤrde demnach dringend nothwendig. 


Die Provinzial⸗Staͤnde traten uͤberall den Vorſchlaͤgen und Antraͤgen bei, welche die 
ſtaͤndiſche Landarmen-Commiſſion in ihrem Bericht vom 24ſten Dezember 1828 gemacht 
batte, und erſuchten den Koͤnigl. Commiſſarius, ſich hoͤhern Orts fuͤr die Auseinanderſetzung 
mit der Koͤnigl. Regierung von Marienwerder, ruͤckſichtlich der Fonds der ۶ Anſtalt 
und Beſſerungs⸗Anſtalt und der Koſten der Zuchtſchule, fo wie des Capitals, welches Fiscus 
dem Landarmen-Fond ſchuldig fey, zu verwenden, und der Koͤnigl. Regierung zu Marien— 
werder die ſpeziell vorgeſchlagenen Erſparniſſe zur Ausfuhrung anzuempfehlen. 


Um die zweckmaͤßigere Einwirkung der ſtaͤndiſchen Armen-Commiſſion und die moͤg⸗ 
lichſte Sicherſtellung der Landarmen-Fonds gegen unbegruͤndete Anſpruͤche auf Unterſtuͤtzung 
zu ſichern, haben die Provinzial⸗Staͤnde folgende Beſchluͤſſe dem Koͤnigl. Commiſſarius bes 
vorwortend vorgelegt: 


1. geneigteſt die Anordnung zu treffen, daß der Praͤſident oder der Departements⸗Rath 
der Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder veranlaßt werde, jaͤhrlich ein- oder zweimal 
mit der Landarmen⸗Commiſſion in Graudenz zuſammenzutreten, um mit ihr über 
alles, was auf das Gedeihen der Anſtalt Bezug habe, Nückfprache zu nehmen. 


2. daß die Unterſtuͤtzung der Landarmen außer dem Hauſe kuͤnftig nur mit Zuſtimmung 
der ſtaͤndiſchen Landarmen⸗Commiſſion bewilligt werden koͤnne. 


3. daß ſaͤmmtliche Akten, ſowohl über die jetzt in der Anſtalt befindlichen Pfleglinge, 
als über die Landarmen, welche außer dem Haufe Unterſtuͤtzung erhalten, der ſtaͤn⸗ 
diſchen Landarmen⸗Commiſſion zur Prüfung vorgelegt werden müßten. 


4. daß in Folge der $. 19. des Landarmen⸗Reglements Allerhoͤchſten Orts genehmigten 
Beſtimmung, ſaͤmmtliche Kinder, deren Erziehung und Verpflegung dem Landarmen⸗ 


u AR مت‎ 


Fond zur Laſt falle, nicht in der Zuchtſchule, ſondern bei dazu geeigneten Privatper⸗ 
ſonen untergebracht werden moͤchten, und endlich 


daß es dem Koͤnigl. Commiſſarius gefallen moͤge, hoͤhern Orts zu unterſtuͤtzen, datz 
die im F. 16. des Landarmen- Reglements enthaltene Beſtimmung, nach welcher die 
1. e. sub 2. 3. und 4. aufgeführte Perſonen ſich in die Aufnahme zur Beſſerungs⸗ 
Anſtalt eignen, aufgehoben, und dagegen geſetzlich beſtimmt werden moͤge, daß die 
bezeichneten Individuen, falls ſie auf Bettelei betroffen werden, nicht nach Graudenz 
in das Inſtitut abgefuͤhrt, ſondern polizeilich beſtraft werden muͤßten. 


K. Gegenſtände betreffend, die von dem 11۲٢٤ und 2ten Provinzial: Landtage 
ehrerbietigſt vorgetragen, aber noch nicht vollſtaͤndige Erledigung erhalten 


haben. 


Die Provinzial⸗Staͤnde hielten es ihrer Stellung nicht entgegen, diejenigen Gegenſtaͤnde 


in einer beſondern unterthaͤnigen Denkſchriſt anzuregen, die auf die Bitten der fruͤheren 
Provinzial-Landtage noch nicht vollſtaͤndig erledigt ſind. 


2. 


5. 


Sie haben in dieſer Beziehung folgende ehrerbietige Antraͤge gemacht: 
Ueber die Aufhebung der Koͤnigl. General-Commiſſtion zur Regulirung der baͤuerli⸗ 
chen Verhaͤltniſſe und der Uebertragung der Geſchaͤfte dieſer Koͤnigl. Commiſſton an 
die Koͤnigl. Regierungen Allerhoͤchſten Orts ſchließlich zu entſcheiden. 


Die Einführung der Vermittelungs-Commiſſion, wie fle im Großherzogthum Poſen 
bei der Regulirung der baͤuerlichen Verhaͤltniſſe beſtehe, huldreichſt zu genehmigen. 


Die Emanirung des dverheißenen Gewerbe-Polizei-Geſetzes gnaͤdigſt beſchleunigen zu 
laſſen, um der Unſicherheit ein Ende zu machen, die in den Anfichten uber die, durch 
die Einführung der allgemeinen Gewerbefreiheit neu geſtalteten Verhaͤltniſſe über meh⸗ 
rere Gewerbetreibende, vorzuͤglich unter den Handwerkern, vorherrſchend ſey. 


Die in der Denkſchrift vom 12ten Dezember 1824 unterthaͤnigſt erbetene Errichtung 
eines Gymnaſti zu Hohenſtein gnaͤdigſt zu bewilligen. 


Die Allerhoͤchſten Entſchluͤſſe uͤber die Staͤdte-Ordnung foͤrdern zu laſſen, damit auch 
den Staͤdten des Culmerlandes, in welchen die allgemeine Staͤdte⸗Ordnung noch nicht 
eingeführt ſey, die Theilnahme an den Wohlthaten dieſes Geſetzes eroͤffnet werde. 
Nicht minder 

6. Das 


6. das Im 77 Landtags⸗Abſchiede dom 17ten März 1828 سو‎ Sub⸗ 


ſidiar⸗Geſetz für die Sener Berfî cherungs⸗Anſtalten, ۰ 
fo wie r 


(Denkſchrift 


7. die eben daſelbſt huldreichſt +٤ Wege⸗Ordnung baldigſt publiciren zu vom 15. Febr. 


laſſen. 


Vor dem Schluſſe des Landtages beſchaͤftigten die Provinzial⸗Staͤnde ſich mit der 
Reviſion ihrer Geſchaͤfts-Ordnung, und erſuchten den Koͤnigl. Commiſſarius, die nach den 
gemachten Erfahrungen beſchloſſenen Abaͤnderungen und Ergänzungen der Geſchaͤfts-Ord⸗ 
nung zu genehmigen, die Geſchaͤfts⸗Ordnung danach neu umarbeiten zu laſſen, und in dieſer 
neuen Form dem Aten Provinzial-Landtage zur Befolgung vorzulegen. 


Außer denen vorgetragenen Gegenſtaͤnden find den Provinzial⸗Staͤnden eine bedeutende 
Anzahl von Eingaben und Geſuchen zugegangen, die nach erfolgter Beprüfung dem Koͤnigl. 
Commiſſarius bevorwortend uͤbergeben ſind. Eine nicht minder bedeutende Zahl von Ein⸗ 


gaben und Geſuchen aber find als unbegründet, oder nicht zur Unterſtuͤtzung geeignet, zur 
ruͤckgewieſen worden. 


Nachdem die Provinzial⸗Staͤnde ihre Arbeiten beendigt hatten, wurde der Zte Preuß. 
Provinzial⸗Landtag von dem Koͤnigl. Commiſſarius mittelſt einer feierlichen Rede geſchloſſen, 
der Landtags⸗Marſchall und deſſen Stellvertreter der ihnen für die Dauer des Landtages 
aupertrauten Aemter enthoben und die Abgeordneten entlaſſen. 


Diefer 3te Provinzial⸗Kandtag hat vom 18. Januar 1829 bis zum 16. Februar 1829 
ununterbrochen gewaͤhrt, und es ſind waͤhrend der Dauer deſſelben 22 Plenar-Sitzungen 
gehalten worden. 


mm 


Die ſtaͤndiſchen Abgeordneten haben ſchluͤßlich aus eigenen Mitteln die Armen der 
Stadt Königsberg reichlich bedacht, und das auf dem 1ſten Provinzial- Landtage für arme 
Studirende aus dem Provinzial⸗Verbande auf der Landes⸗Univerſitaͤt zu Königsberg ۶ 
richtete Stipendium durch bedeutende Beiträge abermals vergrößert, 


— —— 
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Auch dieſer Provinzial⸗Landtag dürfte ſich den fruͤhern Preuß. Provinzial Land⸗ 
tagen würdig angereihet haben. Unbegraͤnzt war die Begeiſterung für König und Vater⸗ 
land und das Ziel ſeines Strebens: das Wohl der Provinzen zu foͤrdern, ſprach ſich in 
dem Eifer aus, mit welchem in der kurzen Dauer des Landtages die vielen und weitlaͤuf⸗ 
tigen Arbeiten geleiſtet wurden. Die groͤßte Einigkeit hat ſtets unter den Abgeordneten 
geherrſcht, und ſie haben ſich in gegenſeitiger Freundſchaft und Achtung getrennt. 


Landtags⸗Abſchied 


fuͤr die 


preußiſchen Provinzial ۶ 6 ۱ 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Entbieten den zum dritten Preußiſchen Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen getreuen 
Ständen Unſern gnaͤdigen Gruß. Wir haben die auch beim dritten Landtage von Unfern 
getreuen Staͤnden Uns bezeugten Geſinnungen treuer Anhaͤnglichkeit, ſo wie den Eifer, mit 
welchem dieſelben ſich den Berathungen unterzogen haben, mit Wohlgefallen aufgenommen, 
und ertheilen ihnen auf die abgegebenen Erklaͤrungen folgende Reſolutionen: 


I. 
Die dem Landtage zur Berathung vorgelegten Gegenſtaͤnde betreffend. 
1. Da Unfere getreuen Stände zur Zeit noch Maaßregeln gegen die Parcellirung 
des baͤuerlichen Grund⸗Eigenthums in dortiger Provinz nicht fuͤr nothwendig finden, ſo 
laſſen Wir dieſe Angelegenheit fuͤr jetzt auf ſich beruhen. 


2. Auf die Erklaͤrung über den dem Landtage vorgelegten Entwurf eines Geſetzes 
zur Erledigung der Zweifel fiber die dortige Muͤhlen-Geſetzgebung, haben Wir noch eine 
. nähere Unterfuchung der ſtattfindenden factiſchen Verhaͤltniſſe anzuordnen beſchloſſen, und 
behalten Uns demnaͤchſt die weitere Beſtimmung vor. 


3. Was die Vorſchlaͤge wegen Deklaration des §. 22. der Gemeinheitstheilungs⸗ 


Parcellirung 
des baͤuerlichen 
Grund, Eigen: 
thums. 


Muͤhlen⸗Ge⸗ 
ſetzgebung. 


Deklaration 


۱ d in⸗ 
Ordnung vom Teen Juni 1821 anlangt, fo behalten Wir Uns vor, Entſchließung zu faſſen, geisseheitungs, 
wenn die Erklaͤrung der Staͤnde der uͤbrigen Provinzen uͤber dieſen Gegenſtand eingegangen Ordnung. 


ſeyn wird. 
f 75 


۹۲۲۲۱۱ Ans 
fralt im Klofter 
Neuenburg. 


Erziehungs— 
Anſtalt fuͤr ver⸗ 
wahrloſete Kin⸗ 
der. 


4. Zu Einrichtung einer Provinzial-Irren-Anſtalt find Wir geneigt, der Provinz 
mit dem durch unſere Ordre vom 16ten Dezember 1825 zu dieſem Zwecke beſtimmten Klo⸗ 
ſter Neuenburg und dem Vermoͤgen deſſelben auch die bisherigen ſaͤmmtlichen Nutzungen 
von der Schenkung zu uͤberweiſen. 

Da jedoch durch Unſere gedachte Ordre das Kloſter der Provinz unter der Bedin⸗ 
gung beſtimmt worden iſt, daß die Staͤnde die darin unterzubringende Anſtalt aus Provinzial— 
Mitteln einrichten und erhalten, hieruͤber aber vom dritten Landtage eine beſtimmte Erklaͤ⸗ 
rung noch nicht abgegeben worden iſt, ſo muß der Ueberweiſung noch Anſtand gegeben, 
und die weitere Erklaͤrung des naͤchſten Landtages Über die Erfuͤllung der gedachten Bes 
dingung erwartet werden. 

Wir haben uͤbrigens die Wahl der ſtaͤndiſchen Deputirten zu Bearbeitung des Eins 
richtungs- und Verwaltungs-Planes beſtaͤtigt, und ſelbige bei ihren Berathungen unter die 
Leitung Unſeres Ober-Praͤſidenten geſtellt, durch welchen ſie die noͤthige techniſche Beihuͤlfe 
erlangen werden, und welcher über die Neſultate der vorzunehmenden Vorarbeiten vor dem 
naͤchſten Provinzial-Landtage an Unſer Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts und Medir 
zinal⸗Angelegenheiten zu weiterer Veranlaſſung Anzeige erſtatten wird. 

5. Da Unfere getreuen Stände die Erfüllung der Bedingungen, unter welchen den⸗ 
ſelben, Behufs der von ihnen bei dem vorigen Landtage in Antrag gebrachten Errichtung 
einer Erziehungs⸗Anſtalt fuͤr ſittlich verwahrloſete Kinder, zur eigenthuͤmlichen Ueberlaſſung 
des Kloſter-Gebaͤudes zu Jacobsdorff nebſt einigen in deſſen Nähe gelegenen Forſt-Laͤnde⸗ 
reien, von Uns in dem Landtags-Abſchiede vom 17ten Maͤrz v. J. Hoffnung gemacht 
worden, namentlich die beſondere Aufbringung der deshalb erforderlichen Einrichtungs- und 
Unterhaltungs⸗Koſten abgelehnt und dabei bemerkt haben, wie für dieſen Zweck mehrere 
Privat- Vereine theils ſich bereits gebildet haͤtten, theils im Entſtehen begriffen wären, fo 
erſcheint diefer Gegenſtand dadurch erledigt. 

Wenn jedoch hierbei zugleich bemerkt worden, daß die mit den provinziellen Landarmen⸗ 
Haͤuſern zu Tapiau und Graudenz verbundenen Schul- und Erziehungs-Anſtalten fuͤr ju⸗ 
gendliche Verbrecher und Kinder verbrecheriſcher Eltern, wegen der unvermeidlichen Naͤhe 
der Correctionairs und aus Mangel an Gelegenheit zur nuͤtzlichen Beſchaͤftigung nach außen⸗ 
hin, der Abſicht nicht entſprechen koͤnnten, und daher eine Verlegung an einen andern 
ſchicklichern Ort nothwendig machten, ſo ſind Wir nicht abgeneigt, der Provinz hierbei durch 
unentgeldliche ueberlaſſung des Kloſters zu Jacobsdorff, nebſt deſſen im vorigen Landtags⸗ 
Abſchiede bezeichneten Zubehoͤr, auch ſofern dieſes fuͤr das geſammte Beduͤrfniß nicht aus⸗ 
reichen ſollte, durch Hergabe noch eines disponiblen ehemaligen Kloſter⸗Gebaͤudes zu Huͤlfe 
zu kommen. Es iſt aber vor weiterer Entſchließung erforderlich, daß ein ausführlicher 


Plan über die beabſichtigten Einrichtungen ausgearbeitet, und von dem naͤchſten Provinzial⸗ 
Landtage zur Genehmigung und fernern Anordnung vorgelegt werde. Und wie Wir die 
getroffene Wahl der zu den diesfaͤlligen Voreroͤrterungen ernannten Commiſſarien geneh⸗ 
migen, ſo wird nur noch zu deren Nachachtung bemerklich gemacht, daß weder zu den 
diesfaͤlligen erſten Einrichtungs-, noch den fernern Verpflegungs- und Unterhaltungs⸗ 
Koſten auf allgemeine Staats-Fonds ein Mehreres uͤbernommen werden kann, als was 
von denſelben nach der bisherigen Verfaſſung bereits zu leiſten geweſen iſt. 


6. Die Bereitwilligkeit Unſerer getreuen Stände, zwei mit Seminarien zu verbin⸗ 
dende Taubſtummen⸗ Schulen, durch Ausſetzung eines zu 400 Thlr. beſtimmten Lehrer-Ge⸗ 
halts, 50 Thlr. zu Unterrichts-Mitteln und des Unterhalts von ſechs Freiſtellen bei einer 
jeden, aus Provinzial-Mitteln zu ſundiren, damit durch beſondere hierauf gerichtete ۶ 
bildung der Seminar-Zoͤglinge der Taubſtummen- Unterricht in die gewöhnlichen Schulen 
allmaͤhlig übertragen werde, erkennen Wir mit Wohlgefallen, haben auch Unſern Miniſter 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten angewieſen, zu erwaͤgen, ob die 
von den Staͤnden in Vorſchlag gebrachten Seminarien in Angerburg und Marienburg zu 
Verbindung mit jenen Taubſtummen-Schulen geeignet ſeyn duͤrften, und behalten Uns fuͤr 
dieſen Fall das Geſuch, um Einraͤumung von Gelaß in dortigen landesherrlichen Gebaͤuden, 
den Umſtaͤnden nach zu beruͤckſichtigen, vor. Nicht minder ſoll den Seminar-Direktoren 
befohlen werden, für möglichft billige Unterbringung der auf Koſten der Stände in den 
beiden Taubſtummen⸗ Schulen zum Unterricht anzunehmenden Zoͤglinge zu ſorgen. Auch 
finden Wir kein Bedenken, den nach dem Regulativ vom 26ſten Oktober 1826 beſtehenden 
Landarmen⸗Commiſſionen, in Beziehung auf die Verwaltung dieſer Anſtalten, die ihnen durch 
dieſes Regulativ zugeſtandene Controlle einzuraͤumen, und ihnen die Pruͤfung der Verhaͤlt⸗ 
niſſe derjenigen zu uͤberlaſſen, welche auf kostenfreie Unterbringung der ihrigen in dieſen 
Anſtalten Anſpruch machen. 


Dagegen erſcheint die gebetene ſofortige Aufloͤſung der Verbindung der Provinz mit 
der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Königsberg deshalb nicht zulaͤſſig, weil die mit Ruͤckſicht auf 
dieſe Verbindung eingegangenen Verpflichtungen und feſtgeſetzten Ausgaben nicht ſofort ers 
loͤſchen und erſpart werden koͤnnen. 


Die diesfaͤlligen Anträge Unſerer getreuen Stände ſollen aber auf jede mit den bez 
ſtehenden Verpflichtungen des Inſtituts vertraͤgliche Weiſe und zwar in der Art zu erfüllen 
geſucht werden, daß Unſer Miniſter der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
beiten, durch Verminderung des angeſtellten Perſonals und ſonſtige Beſchraͤnkung des Un⸗ 
terhaltungs-Aufwandes Erſparniſſe an den Ausgaben der Anſtalt bewirkt, die ausſchließ⸗ 


Taubſtum⸗ 
men⸗Anſtaiten. 


Theilnahme 
an Reviſion 
der Geſetzge⸗ 
dung. 


Crim inal⸗Ju⸗ 
ſtizpflege. 


Einführung 
des Mühlenge⸗ 
ſetzes von 1810. 


Etempelfreig 
heit fürdie Ver⸗ 
handlungen der 
Schiedsmänner. 
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lich den ſtaͤndiſchen Beitraͤgen zu gut gerechnet werden, auf welche Weiſe allmaͤhlig die Auf⸗ 
loͤſung der Verbindung der Staͤnde mit dieſer Anſtalt herbeizufuͤhren ſeyn wird. Mit den 
diesfallſigen Einleitungen if Unſer Ober-Praͤſident beauftragt, welcher bei Anzeige des ۶ 
ſultats auch uͤber die in Anſpruch genommene Theilung der vorhandenen baaren Beſtaͤnde 
und Kapitalien des Inſtituts ſein Gutachten zu eroͤffnen haben wird. 


II. 


Die vom Landtage angebrachten Petitionen betreffend. 


1. Wir haben Unſern getreuen Ständen bereits im Landtags-Abſchiede vom 17ten 
Maͤrz v. J. zu erkennen gegeben, daß, ehe uͤber eine Berathung mit den Staͤnden, wegen 
Reviſion der Geſetzgebung Entſchließung gefaßt werden kann, zuvoͤrderſt abgewartet wer⸗ 
den muß, ob bei dieſer Reviſion Veränderungen in Frage kommen, welche nach dem Ge⸗ 
ſetze vom öten Juni 1823 eine ſolche Berathung erforderlich machen. Der Zeitpunkt, wo 
dies zu uͤberſehen ſeyn wird, iſt noch nicht eingetreten, daher denn auf ihr erneuertes Ge⸗ 
ſuch noch keine Entſchließung erfolgen kann. 


2. Was die von Unſern getreuen Ständen in Betreff der Criminal Juſtizpflege ۶ 
machten Antraͤge betrifft, ſo koͤnnen Unſere getreuen Staͤnde vertrauen, daß die von ihnen 
in Anregung gebrachten Gegenſtaͤnde bei der angeordneten Reviſion der Criminal-Ordnung 
ohnehin einer ſorgfaͤltigen Erwaͤgung werden unterworfen werden. Indeſſen haben Wir 
kein Bedenken gefunden, die von ihnen eingereichte Denkſchrift der niedergeſetzten Nevifiong- 
Commiſſion zur Beruͤckſichtigung zufertigen zu laſſen. 


3. Auf den wiederholten Antrag, das Geſetz vom 29ſten März 1808 und die Ordre 
vom 22ſten September 1826 wieder aufzuheben und dafuͤr das Geſetz vom 28ſten Oktober 
1810 auch in Oſtpreußen, Litthauen und dem Marienwerderſchen Kreiſe einzufuͤhren, werden 
Wir Entſchließung faſſen, wenn das Reſultat der oben unter I. 2. erwähnten Eroͤrterungen 
ſich überfehen laͤßt. 


4. Um Unſern getreuen Staͤnden einen Beweis Unſerer Theilnahme an dem auf 
ihren Antrag errichteten Inſtitut der Schiedsmaͤnner zu geben, wollen Wir die Beſtimmung, 
daß zu den von denſelben getroffenen Vergleichen der halbe Erkenntnißſtempel genommen 
werden ſolle, gaͤnzlich aufheben und anordnen, daß dazu, inſofern das Object uͤberhaupt den 
ſtempelpflichtigen Betrag erreicht, und die Ausfertigung des Vergleiches von den Partheien 
verlangt wird, nur der Ausfertigungsſtempel von 15 Silbergroſchen genommen werden, 
anßer dieſen Faͤllen aber und wenn die Sache mit der Eintragung des Vergleiches ins Pro⸗ 
tokollbuch abgethan iff, gaͤnzliche Stempelfreiheit ſtattfinden ſolle. 
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5. Auf den Antrag des Landtags, daß die freiwillige Abtretung groͤßerer Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichtsbarkeiten mit allen Früchten und Laſten vom Staate angenommen werden möge, 


behalten Wir Uns die Entſchließung bis dahin vor, daß mehrere damit im Zufammenhange. 


ſtehende Angelegenheiten im Wege der Geſetzgebung erledigt ſeyn werden. 
Ebenſo koͤnnen Wir 


6. auf das Geſuch Unſerer getreuen Stände, um Modifikation des Criminal-Verfah⸗ 
rens bei geringern Vergehungen und Uebernahme der Criminal-Koſten von Seiten des 
Staats in wichtigern Faͤllen, zur Zeit keine Entſchließung faſſen, da das Weitere hieruͤber 
erſt im Verfolg der Reviſion der Criminal-Ordnung wird beſtimmt werden koͤnnen. Wir 
haben jedoch die ſtaͤndiſche Schrift Unſerm Juſtiz⸗Miniſter zur Prüfung vorlegen ۰ 


7. Auf den ganz allgemeinen, durch keine ſpeciellen Gruͤnde und Thatſachen motivir⸗ 
ten Antrag, einen Befehl zu erlaſſen, daß die Abgaben-Geſetze ohne Unſere Allerhoͤchſte Be⸗ 
ſtimmung nicht zur ſtaͤrkern Belaſtung der Abgabenpflichtigen gedeutet, vielmehr im zwei⸗ 
felhaften Falle zu Gunſten derſelben ausgelegt werden ſollen, finden Wir etwas zu verfuͤgen 
keine Veranlaſſung. ۱ ۱ 


8. Die Lehnsverbindung, welche nicht nur im Ermelande, ſondern auch in mehrern 
andern Provinzen beſteht, im Allgemeinen aufzuheben, koͤnnen Wir Uns nicht bewogen finden, 
werden jedoch in einzelnen dazu geeigneten Faͤllen auf diesfallſige Geſuche einzugehen nicht 
abgeneigt ſeyn. 

9. Die Denkſchrift Unſerer getreuen Staͤnde, in welcher ſie bitten, daß bei der Exe⸗ 


kutlon gegen Beſitzer von Landguͤtern gewiſſe zum Betriebe der Landwirthſchaft nothwendige f 


Gegenſtaͤnde nicht möchten abgepfaͤndet werden koͤnnen, haben Wir Unſerm Juſtiz-Miniſter 
zur Beruͤckſichtigung bei Reviſion der Gerichts⸗Ordnung zugehen laſſen. 


10. Mittelſt Unſerer durch die Geſetzſammlung publicirten Verordnung vom 28ſten 
Juni d. J. haben Wir die in Weſtpreußen vorher beſtandene Geſchlechts - Vormundſchaft 
aufgeboben und dadurch den Antrag des Landtags gewaͤhrt. 


11. Was die Deckung und Befeſtigung der Sandſchollen und Sandhuͤgel anlangt, 
fo iſt dieſer Gegenſtand bereits bei Nevifion der Geſetzgebung in Anregung gekommen, und 
zur Beruͤckſichtigung hierbei die ſtaͤndiſche Denkſchrift Unſerm Juſtiz-Miniſter mitgetheilt 
worden. 


12. Auf das Geſuch Unferer getreuen Stände wegen der Erbſchaftsſteinpel⸗Abgabe 
des Schichtgebers und der Stempelfreiheit von Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
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wenn das Object den Werth von 100 Thlr. nicht uͤberſteigt, ertheilen Wir Unſern getreuen 
Ständen den Beſcheid, daß der Antrag in Betreff der Kauf- und Erbſchaftsſtempel-Ver⸗ 
haͤltniſſe der koͤllmiſchen Hälfte ſich durch die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften befriedi⸗ 
gend erledigt, indem der uͤberlebende Ehegatte, welcher nach beſtandener, durch den Tod 
des verſtorbenen Ehegatten aufgeloͤſter allgemeiner Guͤtergemeinſchaft die Haͤlfte des Geſammt⸗ 
vermoͤgens als ſein Eigenthum zuruͤcknimmt, in dieſer Zuruͤcknahme keinen erbſchaftlichen 
Erwerb hat, und folglich hiervon weder einen Erbſchaftsſtempel noch einen Kaufſtempel 
beizubringen verpflichtet if; daß dagegen das Petitum: die Stempelfreiheit aller ۶ 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, und beſonders bei Erbſchaften, bis auf einen Werth 
von 100 Thlr. auszudehnen, nicht zu bewilligen iſt. 


13. Aus der Beſchraͤnkung des Eigenthums bei Lehnen und Fidei-Commiſſen koͤnnen 


Wir keinen Grund entnehmen, den erbfchaftlichen Anfall derſelben von dem geſetzlichen Erb- 
ſchaftsſtempel zu befreien. 


14. In der freiwilligen Verzichtleiſtung der Preußiſchen Ritterſchaft auf das derſel⸗ 
ben von Uns beſtaͤtigte Vorrecht, die Kandidaten zu erledigten Landraths-Stellen, mit Aus⸗ 
ſchließung der Übrigen, in den Kreis⸗Verſammlungen repraͤſentirten Stände zu wählen, ers 


kennen Wir zwar einen Gemeinſinn und ein Beſtreben, das Band der Eintracht und des ges | 


genſeitigen Vertrauens, welches die verſchiedenen Staͤnde umſchlingt, zur Foͤrderung des 
gemeinen Beſten noch mehr zu befeſtigen, woruͤber Wir der Ritterſchaft Unſern Beifall zu 
bezeugen nicht Anſtand nehmen. Inzwiſchen tragen Wir doch Bedenken, das beruͤhrte 
Wahlrecht in Gemaͤßheit des $. 2. Unſeres Reglements vom 22ſten Auguſt 1826 den Kreis⸗ 
Verſammlungen beizulegen und, wie gleichfalls nachgeſucht worden, mit Abaͤnderung des 
§. 4. deſſelben Reglements, die Waͤhlbarkeit zu den Stellen der Landraͤthe und Kreis < Des 


putirten in der Provinz Preußen, Über die freien Grundeigenthuͤmer aller drei in den ۶ 


Verſammlungen repraͤſentirten Staͤnde auszudehnen. Denn Wir glauben den Repraͤſen⸗ 
tanten der Staͤdte und Landgemeinen eine das Intereſſe ihrer Committenten hinlaͤnglich 
ſicherſtellende Einwirkung auf die Wahlen zu erledigten Landrathsſtellen zugeſtanden zu ha⸗ 
ben, indem Wir im مک‎ 1. des Reglements verordnet, daß denſelben jedesmal von dem Aus⸗ 


fall der Wahl Kenntniß gegeben werde, damit ſie etwanige erhebliche Bedenken, welchen die 


Beſtaͤtigung der Erwaͤhlten unterliegen duͤrfte, bei der Regierung zur Anzeige bringen koͤn⸗ 
nen, um ſolche zu Unſerer Entſcheidung gelangen zu laſſen. Und da wir, wenn dergleichen 
Bedenken geaͤußert werden ſollten, ſolche immer einer ſorgfaͤltigen Pruͤfung unterwerfen 
werden, ſo iſt hierdurch das Intereſſe der Staͤdte und Landgemeinen mehr geſichert, als 
durch deren unmittelbare Theilnahme an der Wahl, welche ihnen bei der Ueberzahl ritter⸗ 


ſchaft⸗ 
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ſchaftlicher Stimmen auf den Erfolg nur einen geringen Einfluß geben würde, Demnaͤchſt 
finden Wir zu einer weitern Ausdehnung der Waͤhlbarkeit zu den Stellen der Landraͤthe und 
Kreis⸗Deputirten, als über die nach §. 7. des Geſetzes vom 1ſten Juli 1823 zum Stande 
der Ritterſchaft zu zaͤhlenden pos. 2. Litt, a. und b. näher bezeichneten Grundeigenthuͤmer, 
welchen Wir, in Beziehung auf den §. 4. der Kreis⸗Ordnung vom 17ten März 1828, die 
Waͤhlbarkeit zu den genannten Stellen, als in dem ihnen beiwohnenden Wahlrechte begruͤn— 
det, zugeſtanden wiſſen wollen, Uns nicht bewogen. Denn der Stand der Ritterſchaft, eins 
ſchließlich derer auf Provinzial⸗Kand⸗ und Kreistagen mit demſelben vertretenen Grundei— 
genthuͤmer, iff in der Provinz Preußen zu zahlreich, und die landraͤthlichen Amtsbezirke find 
dort von verhaͤltnißmaͤßig zu großer Ausdehnung, als daß ſich dafuͤr annehmen ließe, dieſer 
Stand biete einen zu beſchraͤnkten Kreis von waͤhlbaren Perſonen dar. 

15. Wegen Aufhebung des noch beſtehenden Abdeckerei-Zwanges find bereits Sin 


Abdeckerei⸗ 


unſer Ober-Praͤſidium die erforderlichen Einleitungen getroffen, worauf denn, wenn deren Zwang. 


Reſultat feſtſteht, Entſcheidung erfolgen wird. 

16. Nachdem nunmehro die Erflärungen ſaͤmmtlicher Provinzial-Staͤnde über die 
bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden und die diesfalls gewuͤnſchten Beſtimmungen beiſammen 
ſind, iſt das diesfallſige Geſetz in der Bearbeitung und wird moͤglichſt beſchleunigt werden. 

17. Was die Anträge Unſerer getreuen Stände wegen Unterſtuͤtzung der ۶ 
zucht anlangt, fo kann ihrem Geſuch ad 1 und 2., betreffend die Zahlung hoͤherer und 
feſter Preiſe für die Kavallerie-Remonte- Pferde, aus den in dem sub A. beigeſchloſſenen 
Gutachten des Staats-Miniſterii angeführten Gründen nicht gewillfahrt werden; in ۶ 
treff ihres zu 3. ausgeſprochenen Wunſches aber, von Staatswegen dahin zu wirken, daß 
die beſſeren jungen Stuten Behufs der Nachzucht dem Lande erhalten werden moͤchten, 
kann eine diesfaͤllige Einwirkung des Staats immer nur inſoweit ſtattfinden, als dies gez 
ſetzlich zulaͤſſiig ۶۰ 

18. Auf das Geſuch um baldige Beendigung der Anlagen zur Entwaͤſſerung der 
il ſiter 1یئ‎ eröffnen Wir denſelben, daß, inſoweit die beabſichtigten Arbeiten als 
nuͤtzlich fuͤr den Zweck anerkannt worden ſind, Wir auch die Koſten dazu bereits bewilligt 
haben und die Ausfuͤhrung in dieſem Jahre bewerkſtelligt werden wird, dafern nicht die 
neuern Durchbruͤche eine Aenderung des Bauplans nothwendig machen; daß aber wegen 
gänzlicher Ausfuͤhrung des früher entworfenen Entwaͤſſerungs-Plans erſt nach dem Erfolg 
der deshalb bereits verfügten ortlichen techniſchen Prüfung ein Beſchluß wird gefaßt wer⸗ 
den koͤnnen. ۱ ۱ a 

19. Auf den Antrag Unferer getreuen Stände, „den Kreisbewohnern für die von 
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Einbringung 
ruſſiſchen Tau⸗ 
werks. 


Hauſtrhandel. 


Viertheile in baarem Gelde und mit drei Viertheilen in Chauſſeezetteln, welche an allen 
Barrieren des Provinzialſtaͤndiſchen Verbandes gleich dem baaren Gelde gelten ſollten, und 
auch von den Inhabern veraͤußert werden koͤnnten, zu gewaͤhren,“ koͤnnen Wir nicht einge⸗ 
hen. Dieſe Maaßregel wuͤrde nichts anders ſeyn, als eine Anleihe des Staats, bei wel— 
cher den Darleihern allmaͤhlig realiſirbare Anweiſungen auf die Staats-Fonds ertheilt 
wuͤrden. Im Allgemeinen wird aber die Foͤrderung des Chauſſeebaues durch Anleihen 
nicht beabſichtigt. Das vorgeſchlagene Mittel wuͤrde aber auch jedenfalls als zweckmaͤßig zu 
Bewirkung einer Anleihe nicht zu betrachten ſeyn. Denn da nur ein Theil der Eingeſeſſe— 
nen von der Chauſſee Gebrauch machen, einem andern Theile aber daran gelegen ſeyn wuͤrde, 
feine Verguͤtigung bald zu Gelde und die Realiſirung nicht von dem langſamen, durch viele 
Jahre ſich hinziehenden Gange der eigenen Anrechnung bei der Chauſſeegeld-Entrichtung ab⸗ 
haͤngig zu machen, fo würden die Chauſſee-Freizettel zu einem auf die Chauſſee-Kaſſen alts 
gewieſenen Papiergelde werden, wobei die erſten Inhaber in die Haͤnde der Spekulanten 
fallen und einen Theil, wahrſcheinlich den bei weitem groͤßten, der ihnen zugedachten Ver— 
guͤtigung verlieren wuͤrden. Dieſe Maaßregel wuͤrde ferner einer ordnungsmaͤßigen und vor⸗ 
theilhaften Verwaltung der Chauſſeegeld-Einnahmen große Hinderniſſe entgegenſtellen; ſowie 
ſich denn auch, da bei dem unbedeutenden Geldwerthe der Chauſſeezettel ein die Nachahmung 
erſchwerender und deshalb ſchwieriger und koſtſpieliger Druck nicht zulaͤſſig ſeyn würde, 
vorherſehen ließe, daß falſche Chauſſeezettel erfcheinen wuͤrden, ſobald fie ein Gegenſtand 
des Handels waͤren. Sollten aber Unſere getreuen Staͤnde wegen Erleichterung der Zah— 
lungen für Leiſtungen bei Anlage und Unterhaltung der Chauſſeen anderweite geeignete Vor⸗ 
ſchlaͤge zu machen wiſſen, ſo ſollen ſolche genau erwogen und nach Moͤglichkeit beruͤckſichtigt 
werden. Auch unterliegt die Gewährung des weitern Antrags: die Kreisſtaͤnde, bei beab⸗ 
ſichtigten oder gewuͤnſchten Chauſſee-Anlagen mit ihren Anerbietungen zur Befoͤrderung der⸗ 
ſelben zu hoͤren, keinem Bedenken. 


20. Das Geſuch um Erhoͤhung des Einfuhrzolles vom ruſſiſchen Tauwerk ſteht mit 
dem Steuer⸗Tarif in mehrfach naher Beziehung, daher Unſere Entſchließung daruͤber vor⸗ 
behalten bleiben muß. Inzwiſchen kann nicht unbemerkt bleiben, daß den vorgetragenen 
Beſchwerden zum größten Theile von ſelbſt abgeholfen werden wird, wenn die Rheder, wie 
bei der geprieſenen vorzuͤglichen Guͤte des inlaͤndiſchen Tauwerks erwartet werden kann, ihre 
Ankaͤufe freiwillig auf letzteres beſchraͤnken. | 


21. Inwiefern anderweite Beſtimmungen über den Hauſirhandel zu treffen ſeyn ۶ 
den, wird ſich erf in Folge der Revifton der gewerbepolizeilichen Geſetzgebung uͤberſehen 
laſſen, bis wohin es bei der jetzigen Lage dieſer Angelegenheit bewenden muß. 


N. Auf den Antrag wegen Ermäßigung der Calg 2 Preife werden Unſere getreuen 
Staͤnde bei No. 26. dieſes Abſchiedes Beſcheidung finden. 


23. Was das Geſuch wegen Stiftung eines aus Staatsmitteln auszuſtattenden Fonds 
zur Beförderung der Schul-Anlagen und Unterhaltung der Schullehrer auf dem Lande und 
in den Städten anlangt, fo muͤſſen Wir Unſern getreuen Ständen zunaͤchſt bemerklich mas 
chen, daß die Unterhaltung der vorhandenen Elementar⸗Schulen, ſowie die Gruͤndung neuer 
derartiger Anlagen, wo das Beduͤrfniß dazu fich ergiebt, zu den Obliegenheiten der Orts— 
gemeinen und je nach Verſchiedenheit der Rechtsverhaͤltniſſe, zu den Verpflichtungen der 
Grundherrſchaften gehoͤrt und ſich daher die Uebertragung dieſer Verpflichtungen auf allge⸗ 
meine Staatsmittel nicht rechtfertigen laſſen wuͤrde. 

Nichtsdeſtoweniger haben Wir bisher ſchon in landes vaͤterlicher Fuͤrſorge für die Ber 
förderung des zum Wohle Unſerer getreuen Unterthanen ſo wichtigen Zweckes, bei den 
Schul⸗Anlagen in unſern Domainen Uns keineswegs auf die Erfüllung derjenigen Verbind⸗ 
lichkeiten beſchraͤnkt, welche aus dem grundherrlichen Verhaͤltniſſe ſich herleiten, außerdem 
aber in anderen kleineren und duͤrftigeren Gemeinden, deren loͤbliches Beſtreben zur Be— 
gruͤndung eines guten Schul⸗Unterrichts durch die ſchwierige Herbeiſchaffung der hierzu ers 
forderlichen Geldmittel hätte behindert werden koͤnnen, mehrfache Unterſtuͤtzungen zur Erz 
bauung und erſten Einrichtung der Schulhaͤuſer verabreichen laſſen: ſowie denn ferner auch 
für die Heranziehung tuͤchtiger und für ihren Beruf zweckmaͤßig vorgebildeter Elementars 
Schullehrer in den ganz auf Unſere Koſten unterhaltenen Seminarien geſorgt wird. 

Es gereicht Uns zum Wohlgefallen, daß Unſere Provinzial-Staͤnde die dem Lande 
hierdurch wiederfahrenden Wohlthaten anerkennen, und Wir haben aus der vorliegenden 
Bittſchrift gern erſehen, daß auch ihnen die ſehr erfreuliche Zunahme des Schulbeſuchs in 
den dortigen Regierungsbezirken nicht unbekannt geblieben iſt. Wie bisher, ſo auch ferner, 
wird der Befoͤrderung eines guten Volks-Unterrichts unſere Aufmerkſamkeit gewidmet blei⸗ 
ben, und wo nachgewieſenes Beduͤrfniß es erheiſcht, Unterſtuͤtzung für dieſen wichtigen Zweck 
nicht verſagt werden. 

24. Die beiden Antraͤge wegen Entbindung der evangeliſchen Geiſtlichen in Preußen 
von der Selbſterhebung der Calende und wegen Verwandlung des Stol-Einkommens in 
eine feſte Abgabe, ſollen naͤher gepruͤft und das Ergebniß einem der folgenden Landtage 
eroͤffnet werden. 

Was dagegen den fernerweiten Antrag in Betreff der beſſern Dotation gering fundir⸗ 
ter Pfarrſtellen betrifft, fo liegt es für jetzt außer den Grenzen der Möglichkeit, die allge⸗ 
meine Verbeſſerung von Pfarrſtellen aus Staats⸗Fonds zu bewirken; da, bevor dies geſche⸗ 

8 * 


Herabſetzung 
der Salzpreiſe. 


Schulen. 


Einkünfte der 
Geiſtlichen. 


Gutsherrli⸗ 


che und bauers 1823 


liche Verhaͤlt⸗ 
niſſe. 


Mahl, 
Schlacht⸗ und 
Klaſſenſteuer. 


, 


— — 


hen kann, ſchlechtgeſtellten Pfarrern Unſres unmittelbaren Patronats geholfen werden muß, 
wozu inzwiſchen die vorhandenen Mittel bis jetzt nicht einmal ausgereicht haben. 


25. Ueber den Antrag auf Deklaration mehrerer Stellen des Geſetzes vom 8. April 
die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzogthum 


Poſen und den mit Weſtpreußen wieder vereinigten Provinzen betreffend, haben Wir das 
Gutachten Unſeres Staats- Miniſterii erfordert und behalten Uns demnaͤchſt weitere Ents 
ſchließung vor. Bis dahin ſoll der Auseinanderſetzung in Beziehung auf die Danniker und 
Ratheier Anſtand gegeben werden, wonach die General-Commiſſion zu Marienwerder bes 
ſchieden worden iſt. 


26. Ueber die auf Veraͤnderung und Ermaͤßigung beſtehender Steuern und Abgaben 


gerichteten Autraͤge finden wir den getreuen Staͤnden Folgendes zu eroͤffnen: 


2. 


Die allgemeine Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer in eine Klaſſenſteuer, iſt 
bereits bei den beiden vorangegangenen Landtagen in Antrag gebracht worden, und 
Wir haben darauf in dem Landtags-Abſchiede vom 17ten März 1828 Unſere Geneigt- 
heit erklaͤrt, auf Antraͤge der betheiligten Staͤdte dieſe Verwandlung den Umſtaͤnden 
nach auch mit Abſtandnahme von der im $. 8. des allgemeinen Abgaben-Geſetzes 
vom 30ſten Mai 1820 vorgeſchriebenen Aufbringung eines beſtimmten Steuer⸗Kontin⸗ 
gents zu geſtatten. Antraͤge der betheiligten Staͤdte ſind aber ſeitdem durchaus nicht, 
im Gegentheil von einigen Staͤdten Vorſtellungen gegen den Beſchluß der Staͤnde 
eingegangen, und je weniger der in der Denkſchrift Unſerer getreuen Stände aufge: 
ſtellten Vermuthung: 

als ruͤhre dies Ausbleiben nur von dem nicht gehoͤrigen Verſtaͤndniß jener eben 

gedachten Erklaͤrung her, 
bei der Unzweideutigkeit der letzteren Raum zu geben iſt, um ſo weniger koͤnnen Wir 


Uns veranlaßt finden, dem jetzigen ohnehin nur mit geringer Stimmen- Mehrheit 
durchgegangenen Antrage: 


auf allgemeine und unbedingt auch wider den Willen der zung iligten 


zu verfuͤgende Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer und Einfäheung der 
Klaſſenſteuer in den der erſten Abgabe noch unterworfenen Staͤdten, nachzugeben, 
indem Wir es vielmehr bei Unſerer hierüber im Landtags-Abſchiede vom 17ten 


März 1828 enthaltenen Erklärung lediglich bewenden ۰‏ ھے 
b. Wir beabſichtigen zwar, den Kreisſtaͤnden eine gewiſſe Mitwirkung bei Pruͤfung der‏ 


Klaſſenſteuer⸗Veranlagungen und der gegen die Beſteuerung ſich erhebenden ۶ 
den einzuräumen, muͤſſen Uns jedoch den Erlaß allgemeiner Beſtimmungen für dieje⸗ 
nigen Provinzen, in welchen eine Kontingentirung dieſer Steuern nicht ſtatt findet, zur 


C. 


01.5 


Zeit noch vorbehalten. Vorlaͤufig aber machen Wir die getreuen Stände darauf auf⸗ 
merkſam, daß es nicht zulaͤſſig ſeyn wuͤrde, dieſe Mitwirkung in der vom Landtage 
begutachteten Ausdehnung eintreten zu laſſen, indem dadurch die verfaſſungsmaͤßige 
Wirkſamkeit Unſerer Provinzial-Behoͤrden gaͤnzlich geſtoͤrt werden wuͤrde. 

Die hierbei mit befuͤrwortete Publikation detaillirterer und moͤglichſt alle Ver⸗ 
haͤltniſſe der Steuerpflichtigen beruͤckſichtigender Veranlagungs⸗Grundſaͤtze betreffend, 
ſo haben die ſeit Einfuͤhrung der Steuer bereits erlaſſenen Veranlagungs-Inſtruktio⸗ 
nen ſich inſofern als dem Zwecke entſprechend bewaͤhrt, daß die Beſchwerden uͤber 
unrichtige Steuer-Veranlagung ſich von Jahr zu Jahr merklich vermindert haben. 
Zur gruͤndlichen Pruͤfung und Erledigung der noch vorkommendeu Beſchwerden reichen 
die hiefuͤr geordneten Reklamations- und Rekurs-Inſtanzen aus, und Wir koͤnnen 
nicht befinden, daß hierin durch Erlaß noch detaillirterer als der bereits erlaſſenen 
Veranlagungs⸗-Inſtruktionen eine Beſſerung werde herbeigeführt werden. 

Die ferner erbetene Gleichſtellung des Steuerſatzes der unterſten Steuer-Stufe 
in der Art, daß auch von den zu dieſer Stufe gehoͤrigen Haushalten im Ganzen nur 
der einfache auf den Einzelnſteuernden treffende Kopfſteuerſatz entrichtet werde, koͤnnen 
Wir nicht bewilligen, indem der hiefuͤr angegebene Grund, daß die Steuerfaͤhigkeit 
ſolcher Haushalte nicht hoͤher als fuͤr eine einzeln ſtehende Perſon anzuſchlagen ſey, 
ſich im allgemeinen als richtig nicht anerkennen laͤßt. Wir haben übrigens bereits, 
ſoweit es die Fuͤrſorge für Aufrechthaltung des Gleichgewichts im Staatshaushalte 
geſtattete, auf die Erleichterung gerade dieſer unterſten Steuerklaſſe durch Geſtattung 
gaͤnzlicher Steuerbefreiung fuͤr die jungen Leute unter 16, und die Greiſe uͤber 60 
Jahre Bedacht genommen, werden auch, ſobald der Zuſtand der Staatsfinanzen es 


geſtattet, auf die fernerweite Erleichterung der duͤrftigern Volksklaſſen kuͤnftig vor⸗ 


zugsweiſe Bedacht nehmen. 
Durch Genehmigung der wegen Aenderung der geſetzlichen Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 


-werbeſteuer vom Handel abgegebenen Vorſchlaͤge wuͤrde der Zweck einer richtigeren 


Vertheilung der Steuer nicht erreicht werden, da ſich die vorgeſchlagenen drei Klaſſen, 
als: 
Kaufleute, welche den Ein- und Verkauf von Waaren im In⸗ und Aus⸗ 
lande bewirken; j 
Kaufleute, welche den Ein- und Verkauf in der Stadt und in der Pro— 
vinz beſorgen; endlich 
Handeltreibende, deren Geſchaͤft ſich auf den Ein- und Verkauf von Waaren 
am Orte ſelbſt beſchraͤnkt; 


d. 
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in der Ausführung gar nicht würden unterſcheiden laſſen, und der fernere Vorſchlag, 


fuͤr jede der drei eben bezeichneten Kathegorien ein Steuer-Maximum fuͤr den Einzel⸗ 


nen geſetzlich zu beſtimmen, gerade auf eine mehrere Belaſtung der geringeren Ge⸗ 
werbtreibenden hinwirken wuͤrde. 

Wir finden daher zur Zeit keinen Anlaß, auf eine Aenderung der hierunter 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften einzugehen. 

Bei den vorſeienden Berathungen uͤber die Gewerbe-Polizei⸗Verfaſſung wird 


ſich erſt ergeben, ob und welche ſchaͤrfere Unterſcheidungen zwiſchen den verſchiedenen 


Klaſſen der Handeltreibenden auch in Bezug auf die von letzteren zu entrichtende 
Steuer ſich als nuͤtzlich und ausfuͤhrbar erkennen laſſen. 

Was aber die in der Denkſchrift Unſerer getreuen Staͤnde angefuͤhrte ungleich⸗ 
artige Behandlung der Handeltreibenden in Koͤnigsberg gegen Danzig anbetrifft, ſo 
hat Unſer Finanz- Miniſter bereits die erforderlichen Anordnungen getroffen, um dieſe 
Beſchwerde näher zu prüfen, und, wenn fie gegründet befunden wird, ihr abzuhelfen. 
Auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde wegen bedeutender Herunterſetzung der 
Salzpreiſe, haben Wir bereits, als derſelbe Antrag beim zweiten Provinzial-Landtage 
geſtellt worden war, denenſelben en den Landtags⸗Abſchied vom 17ten März 1828 
eröffnet: 

daß die Herunterſetzung, welche verfaſſungsmaͤßig immer nicht fuͤr eine einzelne 

Provinz, ſondern für die ganze Monarchie würde verfügt werden koͤnnen, den 

beſtehenden Staatsbeduͤrfniſſen nach, unzulaͤſſig ſei. 

Dieſen Beſcheid koͤnnen Wir auch jetzt nur wiederholen, und moͤgen die getreuen 
Staͤnde Unſerer landesvaͤterlichen Sorgfalt vertrauen, daß, ſobald der Zuſtand des 
Staatshaushalts eine Minderung der Abgaben geſtattet, Wir darauf gern Bedacht 
nehmen werden. 

Zur Nachricht eröffnen Wir Unſern getreuen Ständen hiebei noch, daß ſeit dem 
Schluſſe des zweiten Provinzial⸗Landtages in der Provinz von neuem 1594 Tonnen 
Salz zur unentgeldlichen Vertheilung an die aͤrmeren Einwohner verwilligt worden ſind. 

Indem Wir nun bei dieſer Gelegenheit Unſere getreuen Staͤnde auf die Vor⸗ 
ſchrift im §. 50. des Geſetzes vom 1ſten Juli 1823, wonach zuruͤckgewieſene Anträge 
ohne neue Gründe und Veranlaſſungen nicht wiederholt werden ſollen, aufmerkſam 
machen, muͤſſen Wir dieſelben zugleich auffordern, nicht außer Acht zu laſſen, daß die 
von ihnen auf der einen Seite in Antrag gebrachte Ermaͤßigung mehrer Staats⸗ 
Einnahmen, auf der andern Seite aber die mehrfach gewuͤnſchte Uebernahme provin⸗ 
zieller Beduͤrfniſſe auf die Staatskaſſe, ſich mit der Erhaltung des Gleichgewichts 


zwiſchen Einnahme und Ausgabe im Staatshaushalte um fo weniger vereinbaren laͤßt, 
als alle Provinzen Unſerer Monarchie auf unſere landesvaͤterliche Fuͤrſorge gleichen 
Anſpruch haben. 

27. Was diejenigen in den fruͤhern Verhandlungen beruͤhrten Angelegenheiten 
anlangt, wegen welcher Unſere getreuen Staͤnde Anregung thun, ſo wird denenſelben in 
der Beilage B. diejenige Auskunft zu erſehen gegeben, welche Unſer Staats-Miniſterium des⸗ 
halb ertheilt hat. Von demjenigen, was in Folge obiger Entſchließungen weiter verfüge 
werden wird, ſollen Unſere getreuen Stände bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft benachrich⸗ 
tigt werden. 

Urkundlich haben Wir hieruͤber gegenwärtigen Landtags-Abſchied ausfertigen laſſen, 
und bleiben Unſern getreuen Staͤnden in Gnaden gewogen. 
Gegeben Berlin, den Yten Januar 1830. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. Kr. Pr. 


v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. Lottum. 
v. Bernſtorff. v. Hake. Gr. v. Dankelmann. 
v. Motz. 
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Gutachten 
des 
Staats ۶ Mini ] 6 ۲ i, 
über die Denkſchrift der Stände des dritten Preußiſchen 2 
Landtages wegen Abnahme und Verſchlechterung der inlaͤndiſchen 


Pferdezucht und der zur Verbeſſerung derſelben dienlichen 
Maaßregeln. 


Die Behauptung der Preußiſchen Provinzial-Staͤnde, von dem Ruͤckſchritte der dortigen 
Pferdezucht, kann ſich entweder nur auf eine zu große Ungeduld gruͤnden, womit ein Thell 
der Pferdezüchter den freilich nur mit der Zeit zu erringenden Vortheilen dieſes Erwerbs⸗ 
zweiges entgegenſteht; oder es findet ſolche ihre Anwendung blos auf diejenigen Pferde⸗ 
Beſitzer, welche die Pferdezucht uͤberhaupt auf einem unwichtigen Wege betreiben. Denn 
daß die Pferdezucht in Preußen, ſtatt der vermeintlichen Nückfchritte, im allgemeinen wirk⸗ 
lich von Jahr zu Jahr Fortſchritte macht, dafuͤr ſtimmen die Angaben des Remonte-In⸗ 
ſpecteurs, Generalmajors Beier, und der Remonte-Ankaufs-Commiſſſonen ſowohl, als 
die jährlich zunehmende Zufriedenheit der Kavallerie -NRegimenter mit ihren Remonten, der 
geſteigerten Anſpruͤche ungeachtet, vollkommen uͤberein. Schon hieraus ergiebt ſich das 
Reſultat, daß die bisher gezahlten Preiſe als ausreichend zu betrachten ſind, und daß es 
der, von den Ständen gewuͤnſchten Erhöhung derſelben, nicht bedarf. 

Aus den hier beigefuͤgten tabellariſchen Ueberſichten, die den Ankauf der Remonten 
in den Jahren 1826, 1827 und 1828 mit Angabe der groͤßeren Pferdezuͤchter, und ſolcher, 
die nur einzelne Pferde verkauft, desgleichen die Anzahl der von ihnen erſtandenen Pferde, 
den ſummariſchen und Durchſchnittspreis, ſowie deren Groͤße und Alter enthalten, erhellet 
aber zur Genuͤge, daß die Anſpruͤche der Pferdezuͤchter auf noch hoͤhere Preiſe nicht ohne 
die größte Unbilligkeit, und ohne die Remonte⸗Verwaltung in die abſolute Unmoͤglichkeit zu 
ſetzen, ihnen zu genuͤgen, geſteigert werden duͤrfen, da nach dieſen Nachweiſungen in dem 
Jahre 1826 unter der Summe von 1663 angekauften Pferden 1471 dreijaͤhrige, im Jahre 
1827 unter 1841 Pferden 1666, und im Jahre 1828 unter 1856 Pferden 1706 dreijährige 
befindlich find, wofuͤr die gezahlten Preiſe gewiß ſehr bedeutend erfcheinen muͤſſen; auch 
ergeben die ſpeziellen Nachweiſungen noch, daß die hoͤchſten Preiſe gerade fuͤr meiſtens drei⸗ 
jaͤhrige Pferde gezahlt worden find, wie denn auch daraus erhellet, daß die Zahl der vier— 

jaͤhrig 


jährig angekauften Remonten mit jedem Jahre fich vermindert hat, und in demſelben Bers 
haͤltniß die der dreijaͤhrig gekauften geſtiegen iff. Der Vorſchlag, feſte Preiſe zu zahlen, 
ohne zu handeln, iſt aber aus dem Grunde unausfuͤhrbar, weil eine ſolche Maaßregel die 
Remonte⸗Ankaufs⸗Commiſſion in die Nothwendigkeit ſetzen wuͤrde, von den wenigen ſoliden 
Pferdezuͤchtern gar keine Pferde, oder eine Menge ſolcher Pferde zu kaufen, die fuͤr den 
gezahlten hohen Preis nicht tauglich zu erachten ſind, wodurch die Commiſſion ihren Haupt⸗ 
zweck, die Armee mit guten Remonten zu verſorgen, verfehlen wuͤrde. Mit den groͤßeren 
und beſſeren Pferdezuͤchtern findet auch in der Regel kein Handel ſtatt, ſondern man ver⸗ 
einigt ſich bald über einen, gewoͤhnlich von dem Zuͤchter ſelbſt geſtellten Durchſchnittspreis, 
oder der Eigenthuͤmer ſetzt fuͤr jedes Pferd ſelbſt den Preis verſchiedentlich feſt. Wie dem 
aber auch ſei, ſo hat doch die Militair-Verwaltung, von welcher der Remonte-Ankauf in 
den Provinzen bisher uͤberall moͤglichſt befördert, und die Provinz Preußen ſelbſt vorzugs⸗ 
weiſe beruͤckſichtiget worden iſt, keine Veranlaſſung, die Pferde zu hoͤheren Preiſen anzukau⸗ 
fen, als wofür ſolche nach der Concurrenz zu haben finde 

Der Zucht wirklich preiswuͤrdiger Pferde duͤrfte ohne dies eher geſchadet, als genuͤtzt 
werden, wenn man die Pferde theurer bezahlen wollte, als ſie werth ſind. Was endlich die 
Behauptung der Stände anlangt, daß in dem beſtaͤndigen Verlangen der Ankaufs⸗Commiſ⸗ 
ſion nach großen Pferden die Urſache der ruͤckſchreitenden und fehlerhaften Pferdezucht zu 
finden ſey; ſo ſpricht gegen dieſelbe das Ergebniß der vorerwaͤhnten Liſten, wornach unter 
der bereits angegebenen Anzahl der in den Jahren 1826, 1827 und 1828 angekauften Pferde 
von reſp. 1663, 1841 und 1856, im erſteren Jahre nur 42, im zweiten Jahre 87, im dritten 
Jahre aber nur 49 Pferde das Maaß von 2 Zoll uͤberſchritten haben, unter welcher Größe 
kein Pferd für Cuͤraſſier-Regimenter und Artillerie-Brigaden angenommen werden darf. 
Je feltener aber große und zugleich kraͤftig gebaute Pferde uberhaupt find, deſto erklaͤrbarer 
bleibt die Nachfrage nach denſelben, ohne daß dieſe deshalb eine falſche Paarung wuͤnſchen 
laͤßt und entſchuldigt. 

Berlin, den 30ſten November 1829. 


Das Staats ۶ Miniſterium. 


(gez.) v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. Lottum. 
v. Bernſtorff. v. Hake. Gr. v. Dankelmann. 
v. Motz. 
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Iomemora 


Die von den Preußiſchen Provinzial⸗Staͤnden in der Denkſchrift dom 15ten Febr. d. J. 
in Anregung gebrachten Angelegenheiten befinden ſich in folgender Lage: 


ad 1. und 2. 


Beide Gegenſtaͤnde werden durch die von des Koͤnigs Majeſtaͤt mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom اقا‎ Dezember 1827 befohlene Reviſion der Geſchaͤfts-Ordnung 
fuͤr die General⸗Commiſſtonen ihre Erledigung finden. Die Materialien dazu ſind geſam⸗ 
melt und die Sache ſchwebt in der Verhandlung bei den betheiligten Miniſterien. 


ad 3. 


Die Verhandlungen über das Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetz find noch nicht beendigt. Die 
beabſichtigte Einrichtung ſoll ſaͤmmtliche oͤſtliche Provinzen umfaſſen, daher es noͤthig iſt, 
die unter ſich mannigfach verſchiedenen Einrichtungen in den neuen Provinzen und die be⸗ 
ſonderen Gewerbe-Verhaͤltniſſe derſelben genau zu erörtern und zu beruͤckſichtigen. Hieraus 
ergiebt ſich von ſelbſt, warum dieſe ſchwierige Arbeit nicht ſo ſchnell gefoͤrdert werden kann, 
als es in mehreren Beziehungen zu wuͤnſchen waͤre. 


ad 4. 


Die Errichtung eines Gymnaſii in Hohenſtein unterliegt erheblichen Bedenken. Es 
wird jedoch Bedacht genommen werden, das Schul und Erziehungsweſen in der Provinz 
erforderlichen Falls auf andern Wegen zu unterſtuͤtzen und deshalb die nähern Einleitun⸗ 
gen zu veranlaſſen. 


ad 5. 


Der Entwurf der Staͤdte⸗Ordnung liegt dem Staatsrathe vor und wird wahrſchein⸗ 
lich im laufenden Jahre noch zur Discuffion kommen. Die Einführung im Culmer⸗Lande 
wird dann erfolgen, ſobald das Geſetz von Se. Majeſtaͤt vollzogen und publicirt ſeyn wird. 


— 71 — 


ad 6. 


Nach dem Gutachten des Staatsraths und dem darauf gegruͤndeten Allerhoͤchſten 
Befehle, ſollte ein allgemeines Feuer⸗Societaͤts⸗Reglement redigirt und den Provinzial⸗Land⸗ 
tagen zum Gutachten vorgelegt werden! Dies iſt bereits geſchehen, daher zu hoffen iſt, daß 
ſchon an den naͤchſten Preußiſchen Landtag eine desfallſige Propoſition gelangen werde. 


ad 7. 


Die Vorarbeiten wegen einer zu erlaffenden Wege-Ordnung liegen der Geſetz-Revi⸗ 
ſions-Commiſſion vor, um darauf bei Umarbeitung des erſten Abſchnitts des Tit. 15. 
Theil 2. des allgemeinen Landrechts Ruͤckſicht zu nehmen. 

Berlin, den 15ten September 1829. 


* 


Dams 6 ۲ ۸ 4 ۲ 5 ۶ Miniſterium. 
(gez.) v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. ۰ 
v. Bernſtorff. v. Hake. Gr. v. Dankelmann. 
v. Motz. z 
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